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    Einleitung:

    Demokratie – das letzte Tabu


    »Wenn es irgendwelche Krankheiten gibt, an denen die Demokratie heute leidet, dann können sie nur durch mehr Demokratie geheilt werden.« Dieses alte Zitat eines amerikanischen Politikers bringt es auf den Punkt, wie unser demokratisches politisches System im Allgemeinen gesehen wird. Die Leute sind bereit, einzugestehen, dass die Demokratie ihre Probleme haben mag – sie mögen sogar eingestehen, dass sich viele westliche parlamentarische Demokratien, einschließlich der in den USA, am Rande des Zusammenbruchs befinden – aber sie können sich keine Alternative vorstellen. Die einzige Heilung, die sie sich denken können, ist tatsächlich mehr Demokratie. Dass sich unser parlamentarisches demokratisches System in der Krise befindet, werden wenige bestreiten. Überall sind Bürger in demokratischen Ländern unzufrieden und zutiefst uneinig. Politiker beklagen, dass sich Wähler wie verwöhnte Kinder verhalten, und Bürger beklagen, dass Politiker taub für ihre Wünsche seien. Die Wähler sind notorisch launisch geworden. Regelmäßig wechseln sie mit ihrer Loyalität von einer Partei zu einer anderen. Zudem fühlen sie sich zunehmend von radikalen und populistischen Parteien angezogen. Überall zersplittert die politische Landschaft, was es immer schwieriger macht, Gegensätze zu überwinden und arbeitsfähige Regierungen zu bilden.


    Die bestehenden politischen Parteien haben keine Antwort auf diese Herausforderungen. Sie sind unfähig, echte Alternativen zu entwickeln. Sie sind in starren Parteistrukturen gefangen, ihre Ideale werden von Interessenvertretungen und Lobbyisten vereinnahmt. So gut wie keine demokratische Regierung war in der Lage, ihre Ausgaben in den Griff zu bekommen. Die meisten demokratischen Länder haben in einem solchen Ausmaß Schulden gemacht, Geld ausgegeben und Steuern erhoben, dass dies zu einer Finanzkrise geführt hat, die manche Länder an den Rand des Bankrotts gebracht hat. Und bei den seltenen Gelegenheiten, in denen die Umstände die Regierungen zwingen, ihre Ausgaben zumindest vorübergehend zu reduzieren, erhebt sich in der Wählerschaft Protest gegen das, was sie für einen Angriff auf ihre berechtigten Ansprüche hält, wodurch jede Art echter Kürzungen unmöglich gemacht wird. Trotz ihrer Ausgabenorgien leiden fast alle demokratischen Länder unter dauerhaft hohen Arbeitslosenquoten. Große Gruppen von Menschen bleiben außen vor. So gut wie kein demokratisches Land hat angemessene Vorkehrungen für seine alternde Bevölkerung getroffen.


    Normalerweise leiden alle demokratischen Gesellschaften unter einem Übermaß an Bürokratie und regulatorischem Eifer. Die Greifarme des Staates reichen in jedermanns Leben hinein. Es gibt Regeln und Vorschriften für alles unter der Sonne. Und jedes Problem wird mit mehr Regeln und Vorschriften beantwortet statt mit echten Lösungen.


    
      Es ist keine Übertreibung zu behaupten, dass Demokratie eine Religion geworden ist – eine moderne, säkulare Religion

    


     


    Gleichzeitig machen demokratische Regierungen einen schlechten Job bei dem, was viele Menschen als ihre wichtigste Aufgabe ansehen würden – dem Aufrechterhalten von Gesetz und Ordnung. Kriminalität und Vandalismus grassieren. Die Polizei und das Rechtssystem sind unzuverlässig, unfähig und oft nachgerade korrupt. Harmloses Verhalten wird kriminalisiert. In Prozent der Bevölkerung haben die USA die meisten Gefängnisinsassen der Welt. Viele dieser Leute sitzen für vollkommen harmloses Verhalten im Gefängnis, einfach weil ihre Gewohnheiten von der Mehrheit als anstößig erachtet werden. Das Vertrauen der Leute in ihre demokratisch gewählten Politiker hat laut verschiedenen Studien ein Allzeittief erreicht. Es gibt ein tief verwurzeltes Misstrauen gegen Regierungen, politisch Herrschende, Eliten und internationale Organe, die sich anscheinend über das Gesetz gestellt haben. Viele Menschen sind pessimistisch gegenüber der Zukunft geworden. Sie fürchten, dass es ihren Kindern schlechter gehen wird als ihnen. Sie fürchten das Eindringen von Einwanderern und sind besorgt, dass ihre Kultur bedroht ist und für lange Zeit verschwinden wird.

  


  
    Der demokratische Glaube


    Obwohl die Krise der Demokratie weithin wahrgenommen wird, gibt es so gut wie keine Kritik am demokratischen System selbst. Es gibt so gut wie niemanden, der die Demokratie als solche für die Probleme verantwortlich macht, die wir erfahren. Politische Führer – ob links, rechts oder in der Mitte – versprechen ausnahmslos, unsere Probleme mit mehr Demokratie zu lösen, nicht mit weniger. Sie versprechen, den Leuten zuzuhören und das öffentliche Interesse über die privaten Interessen zu stellen. Sie versprechen, Bürokratie abzubauen, transparenter zu werden, bessere Leistungen zu erbringen – das System wieder ins Laufen zu bringen. Aber sie stellen niemals die Erwünschtheit des demokratischen Systems selbst in Frage. Sie behaupten viel eher, dass unsere Probleme durch zu viel Freiheit verursacht würden als durch zu viel Demokratie. Der einzige Unterschied zwischen Progressiven und Konservativen ist, dass sich Erstere wahrscheinlich über zu viel wirtschaftliche Freiheit beschweren und Letztere über zu viel gesellschaftliche Freiheit. Dies zu einer Zeit, da es nie so viele Gesetze gab und die Steuern nie so hoch waren!


    Tatsächlich ist die Kritik an demokratischen Ideen in westlichen Gesellschaften mehr oder weniger tabu. Es ist einem erlaubt zu kritisieren, wie die Demokratie in die Praxis umgesetzt wird, oder die derzeitigen politischen Führer und Parteien zu geißeln – aber das demokratische Ideal als solches zu kritisieren, das »tut man nicht«.


    Es ist keine Übertreibung zu behaupten, dass Demokratie eine Religion geworden ist – eine moderne, säkulare Religion. Man könnte sie den am weitesten verbreiteten Glauben auf Erden nennen. Alle Staaten – außer elf Länder wie Myanmar, Swasiland, der Vatikan und ein paar arabische Nationen – beanspruchen, Demokratien zu sein, wenn auch nur dem Namen nach. Dieser Glaube an den Gott der Demokratie ist eng verbunden mit der Verehrung des nationalen demokratischen Staates, die im Verlauf des 19. Jahrhunderts aufkam. Gott und die Kirche wurden durch den Staat als den Heiligen Vater der Gesellschaft ersetzt. Demokratische Wahlen sind das Ritual, durch das wir zum Staat um Arbeit, Unterkunft, Gesundheit, Sicherheit, Bildung beten. Wir haben absolutes Vertrauen in diesen Demokratischen Staat. Wir glauben, dass Er sich um alles kümmern kann. Er ist der Belohner, der Richter, der Allwissende, der Allmächtige. Wir erwarten von Ihm sogar, dass er all unsere persönlichen und sozialen Probleme löst.


    Das Schöne am demokratischen Gott ist, dass Er Seine guten Werke vollkommen selbstlos bereitstellt. Als Gott hat der Staat kein Eigeninteresse. Er ist der reine Hüter des öffentlichen Interesses. Er kostet auch nichts. Er verteilt gratis Brote, Fische und andere Gefälligkeiten.


    Zumindest scheint es den Leuten so. Die meisten Menschen neigen dazu, nur die Wohltaten zu sehen, die der Staat liefert, nicht die Kosten. Ein Grund dafür ist, dass die Regierung Steuern auf viele umständliche und indirekte Weisen einnimmt – zum Beispiel, indem sie Unternehmen Umsatzsteuern einnehmen lässt oder indem sie Arbeitgeber Sozialabgaben einnehmen lässt oder indem sie sich Geld auf den Finanzmärkten leiht (das eines Tages von den Steuerzahlern zurückgezahlt werden muss) oder indem sie den Geldvorrat inflationiert – sodass die Menschen nicht wahrnehmen, wie viel von ihrem Einkommen tatsächlich durch die Regierung beschlagnahmt wird. Ein anderer Grund ist, dass die Folgen von Regierungshandeln sichtbar und fühlbar sind, aber all die Dinge unsichtbar bleiben, die hätten getan werden können und getan worden wären, wenn die Regierung das Geld der Leute gar nicht erst beschlagnahmt hätte. Die Kriegsflugzeuge, die gebaut werden, können von allen gesehen werden, all die Dinge, die nicht getan werden, weil öffentliche Gelder für Kriegsflugzeuge ausgegeben wurden, bleiben unsichtbar.


    Der demokratische Glaube ist inzwischen so tief verwurzelt, dass Demokratie für die meisten Leute gleichbedeutend ist mit allem, was (politisch) richtig und moralisch ist. Demokratie bedeutet Freiheit (jeder darf wählen), Gleichheit (jede Stimme zählt gleich), Fairness (alle sind gleich), Einheit (wir entscheiden alle zusammen), Friede (Demokratien fangen niemals ungerechte Kriege an). Nach dieser Denkweise ist Diktatur die einzige Alternative zur Demokratie. Und Diktatur steht natürlich für alles, was böse ist: Unfreiheit, Ungleichheit, Krieg, Ungerechtigkeit.


    In seinem berühmten Aufsatz »The End of History?« von 1989 ging der neokonservative Denker Francis Fukuyama so weit, zu erklären, das moderne westliche demokratische System stelle den Höhepunkt der politischen Entwicklung der Menschheit dar. Oder wie er es ausdrückt: Wir sind heute Zeuge »der Universalisierung der westlichen liberalen Demokratie als der endgültigen Form menschlicher Regierung«. Offenbar würden sich nur sehr übel Gesinnte (Terroristen, Fundamentalisten, Faschisten) erdreisten, gegen eine solch heilige Idee ihre Stimme zu erheben.

  


  
    Demokratie ist Kollektivismus


    Doch dies ist genau das, was wir in diesem Buch tun werden: unsere Stimme gegen den Gott der Demokratie erheben, besonders der nationalen parlamentarischen Demokratie. Das demokratische Modell der Entscheidungsfindung ist in einigen Zusammenhängen nützlich, in kleinen Gemeinschaften oder innerhalb von Vereinen. Aber eine nationale parlamentarische Demokratie, die fast alle westlichen Länder haben, hat weit mehr Nachteile als Vorteile. Parlamentarische Demokratie, behaupten wir, ist ungerecht, führt zu Bürokratie und Stillstand, untergräbt Freiheit, Unabhängigkeit und Unternehmensgeist und führt unweigerlich zu Zwietracht, Übergriffen, Trägheit und Verschwendung. Und zwar nicht, weil bestimmte Politiker in ihrem Beruf versagen oder weil die falsche Partei an der Macht ist, sondern weil so das System funktioniert. Das Markenzeichen der Demokratie ist, dass »das Volk« entscheidet, wie die Gesellschaft organisiert werden sollte. Mit anderen Worten, wir alle »zusammen« entscheiden über alles, was uns betrifft. Wie hoch die Steuern sein sollen, wie viel Geld für die Kinderbetreuung aufgewendet werden soll und für die Senioren, ab welchem Alter Leute alkoholische Getränke zu sich nehmen dürfen, wie viel Arbeitgeber für die Rente ihrer Angestellten zahlen müssen, was in einer Produktkennzeichnung stehen soll, was Kinder in der Schule lernen müssen, wie viel Geld für Entwicklungshilfe ausgegeben werden soll oder für erneuerbare Energie oder für Sportunterricht oder für Orchester, wie ein Barbesitzer seine Bar betreiben soll und ob seinen Gästen das Rauchen erlaubt ist, wie ein Haus gebaut werden sollte, wie hoch die Zinssätze sein sollten, wie viel Geld in der Wirtschaft umzulaufen hat, ob Banken mit Steuergeldern gerettet werden sollten, wenn sie bankrottzugehen drohen, wem es erlaubt ist, sich Arzt zu nennen, wer ein Krankenhaus eröffnen darf, ob es Menschen erlaubt ist, zu sterben, wenn sie lebensmüde sind, und ob und wann sich die Nation im Krieg befindet. In einer Demokratie wird vom »Volk« erwartet, dass es in all diesen Angelegenheiten entscheidet – und in Tausenden von anderen.


    Demokratie ist also per Definition ein kollektivistisches System. Es ist Sozialismus durch die Hintertür. Die Grundidee dahinter ist, es sei wünschenswert und richtig, dass alle wichtigen Entscheidungen über die körperliche, soziale und wirtschaftliche Organisation der Gesellschaft vom Kollektiv, dem Volk, getroffen werden. Und die Leute ermächtigen ihre Repräsentanten im Parlament – mit anderen Worten, den Staat –, diese Entscheidungen für sie zu treffen. Anders gesagt, in einer Demokratie ist der ganze Aufbau der Gesellschaft auf den Staat ausgerichtet.


    Es ist somit offensichtlich irreführend zu behaupten, dass die Demokratie irgendwie der unausweichliche Höhepunkt der politischen Entwicklung der Menschheit ist. Das ist nur Propaganda, um zu verschleiern, dass die Demokratie eine sehr spezifische politische Richtung darstellt. Für die es tatsächlich eine Fülle sinnvoller Alternativen gibt.


    
      Dass Freiheit nicht das Gleiche ist wie Demokratie, ist nicht schwer zu erkennen. Man bedenke Folgendes: Entscheiden wir demokratisch, wie viel Geld jeder für Kleidung ausgeben sollte?

    


     


    Eine dieser Alternativen nennt sich: Freiheit. Oder Liberalismus – im klassischen Sinne des Worts (das eine völlig andere Bedeutung hat als das Wort »liberalism«, wie es heute in den USA gebraucht wird). Dass Freiheit nicht das Gleiche ist wie Demokratie, ist nicht schwer zu erkennen. Man bedenke Folgendes: Entscheiden wir demokratisch, wie viel Geld jeder für Kleidung ausgeben sollte? Oder in welchen Supermarkt wir gehen? Offensichtlich nicht. Jeder entscheidet dies für sich selbst. Und diese Wahlfreiheit funktioniert bestens. Warum also funktioniert es besser, wenn über alle anderen Angelegenheiten, die uns betreffen – von unserem Arbeitsplatz, unserer Gesundheitsvorsorge und Rente bis zu unseren Kneipen und Diskotheken –, demokratisch entschieden wird?


    Könnte es nicht in Wirklichkeit sein, dass genau diese Tatsache – dass wir über alles demokratisch entscheiden, dass praktisch alle wirtschaftlichen und sozialen Angelegenheiten durch den oder mithilfe des Staates kontrolliert werden – die zugrunde liegende Ursache für die vielen Dinge ist, die in unserer Gesellschaft nicht stimmen? Dass Bürokratie, Regierungseingriffe, Schmarotzertum, Verbrechen, Korruption, Arbeitslosigkeit, Inflation, niedrige Bildungsstandards und so weiter nicht auf einen Mangel an Demokratie zurückzuführen sind, sondern vielmehr durch Demokratie verursacht werden? Dass sie mit der Demokratie einhergehen, wie leere Geschäfte und Trabbis mit dem Kommunismus einhergingen?


    Dies ist es, was wir Ihnen in diesem Buch zu zeigen hoffen.


    Dieses Buch ist in drei Teile gegliedert. Im ersten Teil diskutieren wir den Glauben an den Gott der parlamentarischen Demokratie. Wie jede Religion hat die Demokratie eine Sammlung von Glaubenssätzen – Dogmen, die jeder als unbestreitbare Wahrheiten akzeptiert. Wir stellen diese in Form von 13 populären Mythen über die Demokratie dar.


    Im zweiten Teil beschreiben wir die praktischen Folgen des demokratischen Systems. Wir versuchen zu zeigen, warum Demokratie unweigerlich zu Stillstand führt und was sie ineffizient und ungerecht macht.


    Im dritten Abschnitt entwerfen wir eine Alternative zur Demokratie, nämlich ein auf der Selbstbestimmung des Individuums beruhendes politisches System, das durch Dezentralisierung, lokale Regierungsführung und Vielfalt charakterisiert ist.


    Trotz unserer Kritik am gegenwärtigen national-demokratischen System sind wir für die Zukunft optimistisch. Ein Grund, warum viele Leute pessimistisch sind, ist, dass sie spüren, dass das gegenwärtige System nirgendwohin führt, sie sich aber keine ansprechende Alternative vorstellen können. Sie wissen, dass die Regierung ihr Leben in großem Ausmaß kontrolliert, sie jedoch nicht die Regierung kontrollieren können. Die einzigen Alternativen, die sie sich vorstellen können, sind Formen von Diktatur, wie das »chinesische Modell« oder bestimmte Formen von Nationalismus oder Fundamentalismus.


    Aber da liegen sie falsch. Demokratie bedeutet nicht Freiheit. Sie ist ganz genauso eine Form der Diktatur – der Diktatur der Mehrheit und des Staates. Auch ist sie nicht gleichbedeutend mit Gerechtigkeit, Gleichheit, Solidarität oder Frieden.


    Demokratie ist ein System, das vor ungefähr 150 Jahren in den meisten westlichen Ländern aus verschiedenen Gründen eingeführt wurde, unter anderem, um sozialistische Ideen in liberalen Gesellschaften durchzusetzen. Was immer die Gründe zu dieser Zeit gewesen sein mögen, heute gibt es keine guten Gründe, die nationale parlamentarische Demokratie beizubehalten. Sie funktioniert nicht mehr. Es ist Zeit für ein neues politisches Ideal, demzufolge Produktivität und Solidarität nicht aufgrund demokratischer Diktatur organisiert werden, sondern aus den freiwilligen Beziehungen zwischen den Menschen hervorgehen. Wir hoffen, unsere Leser davon zu überzeugen, dass die Chance zur Realisierung eines solchen Ideals größer ist, als sich viele Leute heute vorstellen können – und dass es den Aufwand lohnt, es zu verfolgen.

  


  
    



    
      I. Mythen der Demokratie


    


    


    MYTHOS 1


    


    Jede Stimme zählt


    Das hören wir immer zu Wahlzeiten: Die Behauptung, dass unsere Stimme wirklich zählt. Das trifft zu – auf einen von hundert Millionen (wenn es um die amerikanischen Präsidentenwahlen geht). Aber wenn man einen Einfluss von eins zu 100 Millionen, oder 0,000001 Prozent, auf das Ergebnis eines Prozesses hat, ist das praktisch ein Einfluss von null. Die Wahrscheinlichkeit, dass Ihre Stimme entscheidet, wer die Wahl gewinnt, ist astronomisch klein.


    Und tatsächlich ist es sogar noch schlimmer, weil die Stimme, die Sie abgeben, nicht für eine bestimmte Politik oder Entscheidung ist. Es ist eine Stimme für einen Kandidaten oder eine politische Partei, die Entscheidungen in Ihrem Namen treffen. Aber Sie haben keinerlei Einfluss auf die Entscheidungen, die diese Person oder Partei trifft! Sie können sie nicht kontrollieren. Vier Jahre lang können sie entscheiden, was sie wollen, und Sie können nichts dagegen tun. Sie können sie mit E-Mails bombardieren, vor ihnen auf die Knie fallen oder sie verfluchen – aber sie entscheiden.


    
      Wählen bedeutet die Illusion des Einflusses im Austausch gegen den Verlust der Freiheit.

    


     


    Jedes Jahr trifft die Regierung viele Tausende von Entscheidungen. Diese eine Stimme von Ihnen für jemanden, der ohne weitere Rücksprache mit Ihnen tun kann, was immer er will, hat keine messbare Auswirkung auf irgendeine dieser Entscheidungen.


    Gewöhnlich stellt die Stimme, die Sie abgeben, nicht einmal eine echte Wahl dar. Es ist mehr die Anzeige einer vagen Präferenz. Es gibt selten eine Person oder politische Partei, mit der Sie in jeder Hinsicht übereinstimmen. Angenommen, Sie wollen nicht, dass Geld für Entwicklungshilfe in der Dritten Welt oder den Krieg in Afghanistan ausgegeben wird. Sie können dann für eine Partei stimmen, die dies ablehnt. Aber vielleicht befürwortet diese Partei eine Anhebung des Rentenalters, womit Sie zufällig nicht einverstanden sind.


    Dazu kommt, dass Parteien oder Personen, für die Sie vielleicht gestimmt haben, allzu oft ihre Wahlversprechen brechen, nachdem sie gewählt worden sind. Was können Sie dann tun? Sie sollten sie wegen Betrugs verklagen können, aber das können Sie nicht. Bestenfalls können Sie nach vier Jahren für eine andere Partei oder einen anderen Kandidaten stimmen – mit einem genauso dürftigen Ergebnis.


    Wählen bedeutet die Illusion des Einflusses im Austausch gegen den Verlust der Freiheit. Wenn Fritz und Lieschen an der Wahlurne auftauchen, denken sie, dass sie die Richtung beeinflussen, in die das Land sich bewegt. Und in einem sehr kleinen Ausmaß stimmt das. Gleichzeitig entscheiden 99,9999 Prozent der Wähler über die Richtung, in die Fritz und Lieschens Leben sich bewegt. Auf diese Weise verlieren sie sehr viel mehr Kontrolle über ihr eigenes Leben, als sie Einfluss auf das Leben anderer gewinnen. Sie hätten sehr viel mehr »Einfluss«, wenn sie einfach ihre eigenen Entscheidungen treffen könnten. Wenn sie zum Beispiel selber entscheiden könnten, wofür sie ihr Geld ausgeben, ohne zuerst die Hälfte ihres Einkommens über verschiedene Steuern an die Regierung zahlen zu müssen.


    Oder um ein anderes Beispiel zu geben: In unserem demokratischen System haben die Menschen sehr wenig direkte Kontrolle über die Ausbildung ihrer Kinder. Wenn sie die Ausbildungspraktiken ändern wollen und mehr Einfluss als nur durch die Wahlurne haben wollen, müssen sie sich einer Lobbygruppe anschließen oder eine gründen oder Petitionen an Politiker richten oder Proteste vor Regierungsgebäuden organisieren. Es gibt Elternorganisationen, die versuchen, die Bildungspolitik in diesem Sinne zu beeinflussen. Dies kostet eine Menge Zeit und Energie und hat praktisch keine Wirkung. Es wäre unendlich einfacher und effizienter, wenn sich der Staat nicht in die Bildung einmischen würde und Lehrer, Eltern und Schüler ihre eigene Wahl treffen könnten, sowohl individuell als auch gemeinsam.


    Natürlich drängt die herrschende Klasse die Leute fortwährend, zu wählen. Sie betonen immer, dass die Leute durch das Wählen wirklich Einfluss auf die Regierungspolitik haben. Aber worum es für sie tatsächlich geht, ist, dass eine hohe Wahlbeteiligung ihr den Stempel der Anerkennung verleiht und das moralische Recht, über die Menschen zu herrschen.


    Viele Leute glauben, dass die Teilnahme an Wahlen eine moralische Verpflichtung ist. Es wird oft gesagt, wenn man nicht wähle, habe man kein Mitspracherecht bei öffentlichen Debatten und dürfe sich nicht über politische Entscheidungen beschweren. Schließlich haben Sie Ihre Stimme nicht abgegeben, also zählt Ihre Meinung nicht mehr. Leute, die das behaupten, können sich anscheinend nicht vorstellen, dass es einige Leute gibt, die sich weigern, sich der Illusion des Einflusses anzuschließen, die die Demokratie verkauft. Sie leiden unter dem Stockholm-Syndrom. Sie haben sich dahin entwickelt, ihre Kidnapper zu lieben und nehmen nicht wahr, dass sie ihre Autonomie für die Macht verkaufen, die Politiker und Funktionäre über sie ausüben.

  


  
    MYTHOS 2



    In einer Demokratie

    herrscht das Volk


    Dies ist die Grundidee der Demokratie. Es ist das, was »Demokratie« dem Wortsinne nach bedeutet, »Regierung durch das Volk«. Aber regiert wirklich das Volk in einer Demokratie?


    Das erste Problem ist, dass »das Volk« nicht existiert. Es gibt nur Millionen von Individuen mit ebenso vielen Meinungen und Interessen. Wie können sie gemeinsam regieren? Das ist unmöglich. Wie ein niederländischer Komiker einmal sagte: »Demokratie ist der Wille des Volkes. Jeden Morgen lese ich mit Überraschung in der Zeitung, was ich will.«


    Seien wir ehrlich, niemand wird etwas sagen wie: »Der Verbraucher will Microsoft« oder »Das Volk will Pepsi«. Einige wollen dies, andere nicht. Das Gleiche gilt für politische Vorlieben.


    Dazu kommt, dass es nicht wirklich »das Volk« ist, das in einer Demokratie entscheidet, sondern »die Mehrheit« des Volkes, oder besser: die Mehrheit der Wähler. Die Minderheit gehört anscheinend nicht zum »Volk«. Das wirkt etwas merkwürdig. Ist nicht jeder ein Teil des Volkes? Als Kunde von Wal-Mart möchte man nicht Gemüse aus einem anderen Supermarkt in den Rachen gestopft bekommen, aber so funktioniert das in einer Demokratie. Wenn man zufällig zur Verliererseite bei einer Wahl gehört, muss man nach der Pfeife der Sieger tanzen.


    Aber okay, nehmen wir einmal an, dass die Mehrheit das Gleiche ist wie das Volk. Trifft es dann wirklich zu, dass das Volk entscheidet? Mal sehen. Es gibt zwei Arten von Demokratie: direkte und indirekte (oder repräsentative). In einer direkten Demokratie stimmt jeder über jede Entscheidung ab, die getroffen wird, wie bei einer Volksabstimmung. In einer indirekten Demokratie wählen die Menschen andere Menschen, die dann Entscheidungen für sie treffen. Es ist klar, dass die Menschen im zweiten Fall sehr viel weniger zu sagen haben als im ersten. Fast alle modernen Demokratien sind jedoch indirekt, auch wenn sie gelegentliche Volksabstimmungen gewähren mögen.


    Zur Rechtfertigung des repräsentativen Systems wird angeführt: a) dass es unpraktisch wäre, Volksabstimmungen über all die vielen Entscheidungen durchzuführen, die die Regierung jeden Tag zu fällen hat, und b) dass die Menschen nicht genügend Fachkenntnisse besitzen, um alle Arten von komplexen Sachverhalten zu entscheiden.


    Argument a) mag in der Vergangenheit plausibel gewesen sein, da es schwierig war, jeden mit den nötigen Informationen zu versorgen und ihm ein Mitspracherecht zu geben, außer in sehr kleinen Gemeinschaften. Heute ist dieses Argument nicht mehr gültig. Durch das Internet und andere moderne Kommunikationstechnologien ist es einfach, große Gruppen an Entscheidungsfindungsprozessen teilhaben zu lassen und Volksabstimmungen durchzuführen. Jedoch geschieht dies fast nie. Warum nicht eine Volksabstimmung darüber durchführen, ob die USA Krieg in Afghanistan oder Libyen oder wo immer durchführen sollen? Schließlich herrscht doch das Volk, oder nicht? Warum kann es dann nicht diese Entscheidungen fällen, die so wichtig für das Leben seiner Angehörigen sind? Tatsächlich weiß natürlich jeder, dass viele Entscheidungen getroffen werden, die die Mehrheit nicht unterstützen würde, wenn sie zur Abstimmung gestellt würden. Der Gedanke, dass »das Volk regiert« ist einfach ein Mythos.


    Aber wie steht es mit Argument b)? Sind nicht die meisten Sachverhalte zu komplex, um sie zur Abstimmung zu stellen? Wohl kaum. Ob irgendwo eine Moschee gebaut werden soll, was das gesetzliche Mindestalter für Alkoholkonsum sein soll, wie hoch die Mindeststrafen für bestimmte Verbrechen sein sollen, ob mehr oder weniger Autobahnen gebaut werden sollen, wie hoch die Staatsverschuldung sein soll, ob in ein fremdes Land einmarschiert werden soll oder nicht, und so weiter – das sind alles ziemlich klare Aussagen. Wenn unsere Herrschenden Demokratie ernst nehmen, sollten sie das Volk nicht zumindest über eine gewisse Anzahl dieser Fragen abstimmen lassen?


    Oder bedeutet Argument b), dass die Leute nicht intelligent genug sind, um vernünftige Ansichten über alle Arten sozialer und ökonomischer Sachverhalte bilden zu können? Wenn das so ist, wie können sie dann klug genug sein, um die diversen Wahlprogramme zu verstehen und auf ihrer Grundlage abzustimmen? Jeder, der für Demokratie eintritt, muss zumindest annehmen, dass die Leute ein oder zwei Dinge wissen und in der Lage sind, einfache Sprache zu verstehen. Übrigens, warum sollten die Politiker, die in ein Amt gewählt werden, unbedingt klüger sein als die Wähler, die für sie stimmen? Haben Politiker einen geheimnisvollen Zugang zur Quelle von Weisheit und Wissen und Wähler nicht? Oder haben sie höhere moralische Werte als der Durchschnittsbürger? Es gibt nicht den geringsten Anhaltspunkt dafür.


    
      Es ist nicht der »Wille des Volkes«, sondern der Wille von Politikern – getrieben durch Gruppen von Berufslobbyisten, Interessenvereinigungen und Aktivisten –, der in einer Demokratie regiert.

    


     


    Verteidiger der Demokratie werden vielleicht einwenden, dass auch wenn die Menschen nicht dumm sind, keiner ausreichendes Wissen und Intelligenz besitzt, um über die komplexen Sachverhalte zu entscheiden, die das Leben von Millionen von Individuen zutiefst beeinflussen. Das ist zweifellos wahr, aber das Gleiche gilt für die Politiker und Beamten, die in einer Demokratie solche Entscheidungen fällen. Wie können sie zum Beispiel wissen, welche Art von Ausbildung Eltern, Lehrer und Schüler wollen? Oder was die beste Ausbildung ist? Die Menschen haben alle ihre eigenen Wünsche und ihre eigenen Ansichten darüber, was gute Bildung ist. Und die meisten von ihnen sind intelligent genug, um zumindest zu entscheiden, was gut für sie selbst oder ihre Kinder ist. Das steht aber in starkem Widerspruch mit dem zentralistischen »Alles-über-einen-Leisten«-Ansatz der Demokratie.


    Es scheint also, dass in unserer Demokratie das Volk überhaupt nicht herrscht. Das ist auch eigentlich keine Überraschung. Jeder weiß, dass Regierungen regelmäßig Entscheidungen treffen, die die meisten Menschen ablehnen. Es ist nicht der »Wille des Volkes«, sondern der Wille von Politikern – getrieben durch Gruppen von Berufslobbyisten, Interessenvereinigungen und Aktivisten – der in einer Demokratie regiert. Öl-, Agrar-, Pharma- und Medizinkonzerne, der militärisch-industrielle Komplex, die Wall Street – sie alle wissen das System zu ihrem Vorteil zu nutzen. Eine kleine Elite trifft die Entscheidungen – oft hinter den Kulissen. Ohne sich darum zu kümmern, was »das Volk« will, verschwenden sie unsere Ersparnisse für Krieg und Hilfsprogramme, lassen Massenimmigration zu, die wenige Menschen wollen, bauen enorme Defizite auf, bespitzeln ihre Bürger, beginnen Kriege, die wenige Wähler wollen, geben unser Geld für Subventionen für Interessenvertretungen aus und schließen Verträge – wie die Währungsunion in der EU oder der NAFTA –, die die unproduktiven auf Kosten der Produktiven begünstigen. Haben wir das alles demokratisch gewollt oder war es das, was die Herrschenden wollten?


    Wie viele Menschen würden tatsächlich freiwillig Tausende von Dollar auf das Konto der Regierung überweisen, damit Soldaten in Afghanistan in ihrem Namen kämpfen können? Warum fragen wir nicht ausnahmsweise einmal das Volk? Herrscht es denn nicht?


    Es wird oft gesagt, die Demokratie sei ein guter Weg, um die Macht der Herrschenden zu begrenzen, aber wie wir sehen können, erweist sich dies als nur ein weiterer Mythos. Die Herrschenden können so ziemlich machen, was sie wollen!


    Darüber hinaus erstreckt sich die Macht der Politiker sehr viel weiter als auf ihre Handlungen in Parlament und Regierung. Wenn sie durch die Wähler aus dem Amt getrieben werden, ziehen sie oft lukrative Jobs in den unzähligen Organisationen an Land, die in enger Symbiose mit dem Staat existieren – Sendeanstalten, Gewerkschaften, Baugenossenschaften, Universitäten, NGOs, Lobbygruppen, Think Tanks und die Tausende von Beratungsfirmen, die sich vom Staat ernähren wie Schimmelpilze von einem verfaulten Baumstamm. Mit anderen Worten, ein Regierungswechsel bedeutet nicht notwendig einen Wechsel der Machthaber in der Gesellschaft. Demokratische Verantwortung ist sehr viel begrenzter als es scheint.


    Auch ist es bemerkenswert, dass es keineswegs leicht ist, in den Vereinigten Staaten an Wahlen teilzunehmen. Für die Erlaubnis, bei Wahlen auf Bundesebene anzutreten, muss man Gesetze im Umfang von 500 Seiten beachten. Die Vorschriften sind so komplex, dass sie von Laien nicht zu verstehen sind.


    Aber trotz alledem bestehen die Fürsprecher der Demokratie immer darauf, dass »wir dafür gestimmt haben«, wenn die Regierung irgendein neues Gesetz verabschiedet. Daraus folgt, dass »wir« nicht mehr das Recht haben, uns einer solchen Maßnahme zu widersetzen. Aber dieses Argument wird selten konsequent gebraucht. Schwule benutzen es, um Schwulenrechte zu verteidigen, akzeptieren es aber nicht, wenn ein demokratisches Land Homosexualität verbietet. Umweltaktivisten verlangen, dass demokratisch beschlossene Umweltmaßnahmen durchgeführt werden, veranstalten aber gerne illegale Proteste, wenn sie mit anderen demokratischen Entscheidungen nicht übereinstimmen. In solchen Fällen haben »wir« anscheinend nicht dafür gestimmt.

  


  
    MYTHOS 3



    Die Mehrheit hat recht


    Aber lassen Sie uns einmal um des Arguments willen annehmen, dass in einer Demokratie tatsächlich das Volk regiert und dass jede Stimme tatsächlich zählt. Wird das Ergebnis dieses Prozesses automatisch richtig oder gut sein? Schließlich haben wir deshalb eine Demokratie, nicht wahr? Um das Richtige zu tun? Aber es ist schwer zu erkennen, warum oder wie der demokratische Prozess notwendigerweise zu guten oder richtigen Ergebnissen führen sollte. Wenn viele Menschen an etwas glauben, wird es dadurch nicht wahr. Es gibt aus der Vergangenheit eine Menge von Beispielen für kollektive Täuschungen. Die Leute dachten früher zum Beispiel, dass Tiere keinen Schmerz empfinden könnten oder dass die Erde flach wäre oder dass der König oder Kaiser Gottes Vertreter auf Erden wäre.


    Auch ist etwas nicht moralisch richtig oder fair, nur weil viele Menschen es befürworten. Denken Sie an all die kollektiven Verbrechen, die in der Vergangenheit von Menschen begangen wurden. Abscheulichkeiten wie Sklaverei und Judenverfolgung wurden einmal von den meisten Menschen als völlig akzeptabel angesehen.


    
      In einer Demokratie werden moralische Erwägungen durch den Willen der Mehrheit übertrumpft. Quantität übertrumpft Qualität – die Anzahl an Menschen, die etwas wollen, setzt Erwägungen der Moral und der Rationalität außer Kraft.

    


     


    Machen wir uns nichts vor: Die Menschen werden bei ihrer Wahlentscheidung gewöhnlich von ihren Eigeninteressen geleitet. Sie stimmen für die Parteien, von denen sie erwarten, dass sie ihnen am meisten nutzen. Sie wissen, dass die Kosten, die mit dem Nutzen, den sie erhalten, einhergehen, von allen Menschen getragen werden. Ist das fair oder wünschenswert? Die unbequeme Wahrheit ist, dass Menschen die Demokratie höchstwahrscheinlich deshalb befürworten, weil sie hoffen oder erwarten, zur Mehrheit zu gehören, so dass sie von der Plünderung des Reichtums der anderen profitieren können. Sie hoffen, dass sie ihre Lasten mit anderen teilen und ihr Nutzen von anderen bezahlt wird. Das ist gerade das Gegenteil von moralischem Verhalten.


    Übertreiben wir? Wenn Sie und Ihre Freunde jemanden auf der Straße ausrauben, werden Sie bestraft. Wenn die Mehrheit ein Gesetz verabschiedet, um die Minderheit auszurauben (zum Beispiel eine neue Steuer auf Alkohol oder Zigaretten), dann ist dies eine demokratische Entscheidung und daher legal. Aber was ist der Unterschied zum Straßenraub?


    Wenn Sie darüber nachdenken, müssen Sie zu dem Schluss kommen, dass der grundlegende Mechanismus der Demokratie – die Tatsache, dass die Mehrheit das Sagen hat – im Grunde unmoralisch ist. In einer Demokratie werden moralische Erwägungen durch den Willen der Mehrheit übertrumpft. Quantität übertrumpft Qualität – die Anzahl an Menschen, die etwas wollen, setzt Erwägungen der Moral und der Rationalität außer Kraft.


    Der britische Politiker und Schriftsteller des 19. Jahrhunderts Auberon Herbert hatte über die Logik und Moralität der Demokratie dies zu sagen:


    »Fünf Männer befinden sich in einem Raum. Haben, weil drei Männer einen Standpunkt einnehmen und zwei einen anderen, die drei Männer irgendein moralisches Recht, den anderen zwei Männern ihren Standpunkt aufzuzwingen? Welche magische Kraft kommt über die drei Männer, dass sie, weil sie einer mehr sind als die zwei Männer, plötzlich die Besitzer von Geist und Körper dieser anderen werden? Solange sie zwei gegen zwei waren, dürfen wir annehmen, dass jeder Mann Herr seines eigenen Geistes und Körpers blieb; aber von dem Moment an, in dem ein weiterer Mann – der Himmel weiß, aus welchen Motiven heraus handelnd – sich der einen oder der anderen Partei angeschlossen hatte, ist diese Partei schnurstracks in den Besitz der Seelen und Körper der anderen Partei gelangt. Hat es jemals einen solch erniedrigenden und unhaltbaren Aberglauben gegeben? Ist er nicht der echte direkte Nachkomme des alten Aberglaubens über Kaiser und Hohepriester und ihre Autorität über die Seelen und Körper der Menschen?«

  


  
    MYTHOS 4



    Demokratie ist politisch neutral


    Demokratie ist mit jeder politischen Richtung vereinbar. Schließlich bestimmen die Wähler die politischen Präferenzen der machthabenden Partei oder der machthabenden Parteien. Also übersteigt das System selber alle Unterschiede zwischen politischen Ansichten: Es ist für sich genommen weder links noch rechts, weder sozialistisch noch kapitalistisch, weder konservativ noch progressiv.


    So scheint es jedenfalls. Doch ist dies bestenfalls die halbe Wahrheit. In Wirklichkeit verkörpert die Demokratie eine spezifische politische Richtung.


    Demokratie ist per Definition eine kollektivistische Idee, nämlich die Idee, dass wir alles gemeinsam zu entscheiden haben, und dass sich anschließend alle an diese Entscheidungen zu halten haben. Das bedeutet, dass in einer Demokratie so ziemlich alles eine öffentliche Angelegenheit ist. Es gibt grundsätzlich keine Grenzen dieser Kollektivierung. Wenn die Mehrheit (oder vielmehr die Regierung) es will, kann sie entscheiden, dass wir alle einen Harnisch tragen müssen, wenn wir über die Straße gehen, weil das sicherer ist. Oder uns als Clowns verkleiden müssen, weil es die Leute zum Lachen bringt. Keine individuelle Freiheit ist heilig. Das lässt die Tür offen für immer weitere Staatseingriffe. Und ein immer stärkerer Interventionismus ist genau das, was in demokratischen Gesellschaften stattfindet.


    Gut, politische Trends schwanken und oft treten Gegenbewegungen auf – zum Beispiel von mehr zu weniger Regulierung und wieder zurück –, aber auf lange Sicht haben sich westliche Demokratien stetig in Richtung auf mehr Staatseingriffe, größere Abhängigkeit vom Staat und mehr öffentliche Ausgaben entwickelt. Das war vielleicht nicht so sichtbar in den Zeiten des Kalten Krieges, als westliche Demokratien mit totalitären Staaten wie der Sowjetunion und China unter Mao verglichen wurden, was sie relativ frei aussehen ließ. In diesen Tagen war es weniger auffällig, dass wir selbst mehr und mehr kollektivistisch wurden. Seit den 1990ern jedoch, nachdem der Kommunismus zusammengebrochen war, wurde es klar, dass unsere Wohlfahrtsstaaten ein gutes Stück in die gleiche Richtung marschiert waren. Jetzt werden wir durch neu aufkommende Ökonomien überrascht, die mehr Freiheit, niedrigere Steuern und weniger Regulierung als unsere eigenen Systeme anbieten.


    Natürlich sagen viele demokratische Politiker, sie seien für den »freien Markt«. Ihre Taten zeigen etwas anderes. Man betrachte die Republikanische Partei, die oft als Partei des freien Handels angesehen wird. Sie begrüßt inzwischen praktisch alle größeren interventionistischen Grundsätze, die von ihren linken Rivalen vertreten wurden – den Wohlfahrtsstaat, hohe Steuern, hohe Staatsausgaben, öffentlichen Wohnungsbau, Arbeitsschutzgesetze, Mindestlöhne, Aus­lands­einsätze – und hat einige eigene hinzugefügt, wie Subventionen für Banken und Großunternehmen und Gesetze gegen opferlose Verbrechen wie Drogenkonsum und Prostitution. Trotz gelegentlicher Rückfälle und Phasen von »Deregulierung« ist die Macht des Staates unter beiden Parteien stetig gewachsen, egal wie sehr die Republikaner behaupten, sie seien für Freihandel. Es ist eine Tatsache, dass unter dem republikanischen »konservativen« Präsidenten Ronald Reagan die Staatsaugaben stiegen, nicht sanken. Unter der republikanischen Regierung von George W. Bush stiegen die Staatsausgaben nicht, sie schossen in die Höhe. Das zeigt, dass Demokratie nicht neutral ist, sondern von Natur aus zu einer Zunahme des Kollektivismus und der Staatsmacht tendiert, wer auch immer zu einem bestimmten Zeitpunkt an der Macht ist.


    Dieser allgemeine Trend spiegelt sich in dem stetigen Wachstum öffentlicher Ausgaben wider. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts lag der Anteil der öffentlichen Ausgaben am Bruttosozialprodukt in den meisten westlichen Demokratien typischerweise bei um die 10 Prozent. Jetzt liegt er bei um die 50 Prozent. Also sind die Menschen für sechs Monate im Jahr Sklaven geworden, die für den Staat arbeiten.
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    (Quelle: »Economist«, 17. März 2011)


    



    In freieren – und weniger demokratischen – Zeiten war die Steuerlast sehr viel niedriger als heute. Jahrhundertelang hatte England ein System, in dem der König das Recht hatte, Geld auszugeben, aber nicht, die Steuern zu erhöhen, und das Parlament das Recht hatte, zu besteuern, aber nicht, Geld auszugeben. Infolgedessen waren inländische Steuern relativ niedrig. Im 20. Jahrhundert, als Großbritannien demokratischer wurde, gingen die Steuern steil nach oben.


    Die Amerikanische Revolution begann als Steuerrevolte durch amerikanische Siedler gegen das Mutterland Großbritannien. Die Gründer der Vereinigten Staaten mochten die Demokratie genauso sehr, wie sie hohe Steuern mochten, das heißt also gar nicht. Das Wort »Demokratie« taucht nirgendwo in der Unabhängigkeitserklärung oder in der Verfassung auf.


    Im 19. Jahrhundert betrug die Steuerlast in den Vereinigten Staaten höchstens ein paar Prozent, außer in Kriegszeiten. Eine Einkommenssteuer gab es nicht, sie war sogar durch die Verfassung verboten. Aber als die Vereinigten Staaten von einem dezentralistischen, föderalen Staat in eine nationale parlamentarische Demokratie umgewandelt wurden, stieg die Staatsmacht stetig an. So wurde zum Beispiel im Jahr 1913 die Einkommenssteuer eingeführt und das Teilreservesystem errichtet.


    Als ein weiteres aussagekräftiges Beispiel kann der Code of Federal Regulations (CFR) gesehen werden, der alle Gesetze auflistet, die durch die Bundesregierung beschlossen wurden. Im Jahr 1925 war er ein einzelnes Buch. Im Jahr 2010 war er auf mehr als 200 Bände angewachsen, von denen allein der Index mehr als 700 Seiten einnahm. Er enthält Regeln für alles unter der Sonne – von der Frage, wie ein Uhrenarmband aussehen sollte, bis zu der, wie Zwiebelringe in Restaurants zubereitet werden sollten. Gerade während der Präsidentschaft von George W. Bush wurden jedes Jahr 1.000 Seiten von Regulierungen des Bundes hinzugefügt, berichtet der Economist. Laut derselben Zeitschrift wuchs die amerikanische Abgabenordnung zwischen 2001 und 2010 von 1,4 Millionen Wörtern auf 3,8 Millionen Wörter.


    Viele Gesetzesentwürfe im Kongress sind so aufgebläht, dass die Kongressabgeordneten sich nicht einmal bemühen, sie zu lesen, bevor sie über sie abstimmen. Kurz, das Aufkommen der Demokratie hat zu stark erweiterten Staatseingriffen in den Vereinigten Staaten geführt, obwohl Leute oft behaupten, Amerika sei ein »freies« Land.


    In anderen westlichen Demokratien hat eine ähnliche Entwicklung stattgefunden. In den Niederlanden zum Beispiel, wo die Autoren dieses Buches zufällig herkommen, betrug im Jahr 1850 die gesamte Steuerlast 14 Prozent des Bruttosozialprodukts. Jetzt beträgt sie 55 Prozent, laut einer Studie des niederländischen zentralen Planungsbüros. Laut einer anderen Studie betrug der Anteil der Staatsausgaben am Volkseinkommen 10 Prozent im Jahr 1900 und 52 Prozent im Jahr 2002.


    Die Anzahl der Gesetze und Regulierungen in den Niederlanden ist ebenfalls stetig gewachsen. Die Anzahl der bestehenden Gesetze stieg zwischen 1980 und 2004 um 72 Prozent, laut einer Studie des Forschungs- und Dokumentationszentrums des niederländischen Justizministeriums. Im Jahr 2004 hatten die Niederlande insgesamt 12.000 bestehende Gesetze und Regulierungen, die über 140.000 Artikel enthielten.


    Ein Problem mit all diesen Gesetzen ist, dass sie dazu tendieren, sich gegenseitig zu verstärken. Mit anderen Worten, eine Regel führt zur nächsten. Wenn man zum Beispiel ein System vom Staat aufgezwungener Krankenversicherungen hat, dann veranlasst dies die Regierung dazu, zu versuchen, die Menschen zu einer (vermeintlich) gesunden Lebensweise zu zwingen. Schließlich, so wird gesagt, zahlen »wir« alle für die hohen medizinischen Kosten für Leute, die ungesund leben. Das stimmt, aber nur weil die Regierung vorher ein kollektiviertes System eingerichtet hat. Diese Art von Gesundheitsfaschismus ist typisch für demokratische Länder und wird von den meisten Menschen heutzutage gewohnheitsmäßig akzeptiert. Sie finden es völlig normal, dass die Regierung erklärt, dass sie kein fettes Essen oder Zucker zu sich nehmen sollen, dass sie nicht rauchen sollen, dass sie Helme tragen oder Sitzgurte anlegen sollen, und so weiter. Natürlich sind dies alles direkte Verletzungen individueller Freiheit.


    Man könnte einwenden, dass in den letzten Jahrzehnten die Freiheit in einer Anzahl von Bereichen fortgeschritten ist. In vielen westlichen Ländern haben private (»kommerzielle«) Fernsehsender die Monopole der nationalen Sendeanstalten gebrochen, die Öffnungszeiten von Geschäften wurden verlängert, der Luftverkehr wurde dereguliert, der Telekommunikationsmarkt wurde liberalisiert, und in vielen Ländern wurde der Wehrdienst abgeschafft. Viele dieser Errungenschaften mussten jedoch demokratischen Politikern ­abgerungen werden. In vielen Fällen konnten diese Veränderungen von Politikern nicht gestoppt werden, da sie die Folge technologischer Entwicklungen (wie bei Medien und ­Telekommunikation) oder des Wettbewerbs mit anderen Ländern waren (wie im Fall der Deregulierung der Fluggesellschaften). Diese Entwicklungen können mit dem Zu­sam­men­bruch des Kommunismus in der ehemaligen Sowjetunion verglichen werden. Das ist nicht geschehen, weil die Machthaber ihre Macht aufgeben wollten, sondern weil sie keine Wahl hatten – weil das System erledigt war und nicht repariert werden konnte. In gleicher Weise müssen unsere demokratischen Politiker regelmäßig Stückchen ihrer Macht preisgeben.


    
      Tatsächlich ist Demokratie im Wesentlichen eine totalitäre Ideologie, wenn auch nicht so extrem wie Nazismus, Faschismus oder Kommunismus.

    


     


    Aber unsere Politiker schaffen es üblicherweise, ihren verlorenen Boden ziemlich schnell zurückzugewinnen. So wird die Freiheit im Internet immer mehr durch Staatseingriffe eingeschränkt. Die Redefreiheit wird durch Antidiskriminierungsgesetze ausgehöhlt. Geistige Eigentumsrechte (Patente und Copyrights) werden benutzt, um die Freiheit von Produzenten und Konsumenten einzuschränken. Die Liberalisierung von Märkten wird üblicherweise von der Errichtung neuer Bürokratien begleitet, die die neuen Märkte regulieren sollen. Diese bürokratischen Behörden tendieren dann dazu, immer größer zu werden und immer mehr Regeln einzuführen. In den Niederlanden wurden Branchen wie Energie und Telekommunikation tatsächlich liberalisiert, aber zur gleichen Zeit wurden neue Regulierungsbehörden eingerichtet – sechs davon in den letzten zehn Jahren.


    In den USA stiegen laut Forschern der University of Virginia die Kosten der Regulierungen auf Bundesebene von 2003 bis 2008 um 3 Prozent auf 1,75 Billionen Dollar im Jahr, das sind 12 Prozent des Bruttosozialprodukts. Seit 2008 gab es neue Regulierungswellen in den Finanzmärkten, der Ölindustrie, der Nahrungsmittelindustrie und zweifellos vielen anderen Wirtschaftsbereichen. In Europa müssen Unternehmen und Haushalte nicht nur mit ihren nationalen Regierungen fertigwerden, sie leiden zudem unter einer zusätzlichen Schicht von Regulierungen, die von der Europäischen Union in Brüssel kommen. Und während in den 1990ern Liberalisierung der letzte Schrei in Brüssel war, geht der Trend heutzutage in die andere Richtung: zu immer mehr (Re-)Regulierung.


    Kurz gesagt, in der Praxis ist Demokratie nicht politisch neutral. Das System ist seiner Natur nach kollektivistisch und führt zu immer mehr Staatseingriffen und immer weniger individueller Freiheit. Das ist so, weil die Leute weiterhin Ansprüche an die Regierung stellen und von anderen verlangen, die Kosten zu tragen.


    Tatsächlich ist Demokratie im Wesentlichen eine totalitäre Ideologie, wenn auch nicht so extrem wie Nazismus, Faschismus oder Kommunismus. Im Prinzip ist in einer Demokratie keine Freiheit heilig, jeder Aspekt des Lebens des Individuums ist potenziell der Staatskontrolle unterworfen. Letzten Endes ist die Minderheit völlig den Launen der Mehrheit ausgeliefert. Selbst wenn eine Demokratie eine Verfassung hat, die die Macht der Regierung begrenzt, so kann diese Verfassung ebenfalls durch die Mehrheit geändert werden. Das einzige Grundrecht, das man in einer Demokratie hat, abgesehen von der Kandidatur für ein Amt, ist das Recht, für eine politische Partei zu stimmen. Mit dieser einzelnen Stimme liefert man seine Unabhängigkeit und seine Freiheit dem Willen der Mehrheit aus.


    Echte Freiheit ist das Recht, sich zu entscheiden, nicht am System teilzunehmen und nicht dafür bezahlen zu müssen. Als Konsument ist man nicht frei, wenn man dazu gezwungen wird, zwischen verschiedenen Fernsehgeräten zu wählen, egal aus wie vielen Marken man auswählen kann. Man ist nur frei, wenn man entscheiden kann, kein Fernsehgerät zu kaufen. In einer Demokratie muss man kaufen, was die Mehrheit ausgewählt hat – ob man will oder nicht.

  


  
    MYTHOS 5



    Demokratie führt zu Wohlstand


    Viele demokratische Länder sind reich, und deshalb denken Leute oft, Demokratie sei notwendig, um Wohlstand zu erlangen. Tatsächlich ist das Gegenteil wahr. Demokratie führt nicht zu Wohlstand, sie zerstört Reichtum. Es trifft zu, dass viele westliche Demokratien wohlhabend sind. Woanders in der Welt lässt sich diese Korrelation nicht beobachten. Singapur, Hongkong und eine Reihe von Golfstaaten sind nicht demokratisch, aber wohlhabend. Viele Länder in Afrika und Lateinamerika sind demokratisch, aber nicht reich, abgesehen von einer kleinen Oberschicht. Westliche Länder sind nicht wegen der Demokratie wohlhabend, sondern trotz ihr. Ihr Wohlstand rührt von der freiheitlichen Tradition, die diese Länder kennzeichnen, infolge derer der Staat nicht die völlige Kontrolle über ihre Ökonomien hat. Aber diese Tradition wird durch die Demokratie stetig geschwächt. Der private Sektor wird stetig ausgehöhlt, ein Prozess, der den sagenhaften Reichtum zu zerstören droht, der im Westen über Jahrhunderte aufgebaut wurde.


    Wohlstand wird erzeugt, wo immer die Rechte von Individuen angemessen geschützt werden – insbesondere Eigentumsrechte. Anders ausgedrückt, Reichtum wird erzeugt, wo immer Menschen in der Lage sind, die Früchte ihrer Arbeit zu besitzen. In dieser Situation werden die Menschen dazu motiviert, hart zu arbeiten, Risiken einzugehen und die verfügbaren Ressourcen effizient zu nutzen.


    
      Die Bürger werden ermutigt, Vorteile auf Kosten anderer zu gewinnen – oder ihre Lasten auf andere abzuwälzen.

    


     


    Werden andererseits die Menschen gezwungen, die Früchte ihrer Arbeit an den Staat abzugeben – was in einer Demokratie teilweise der Fall ist –, sind sie weniger motiviert, ihr Bestes zu geben. Darüber hinaus wird der Staat unausweichlich diese Ressourcen ineffizient einsetzen. Schließlich mussten die (demokratischen) Herrscher nicht arbeiten, um die Ressourcen zu gewinnen – und ihre Ziele unterscheiden sich sehr von denen der Menschen, die sie produziert haben.


    Wie funktioniert das in einer Demokratie? Man kann es mit einer Gruppe von zehn Leuten vergleichen, die in einem Restaurant zu Abend essen und im Voraus entscheiden, die Rechnung zu gleichen Teilen zu übernehmen. Da 90 Prozent der Rechnung von den anderen bezahlt werden, haben alle den Anreiz, teure Gerichte zu bestellen, was sie nicht getan hätten, wenn sie die Rechnung hätten selber bezahlen müssen. Da umgekehrt jede individuelle Einsparung jeder Person nur zu zehn Prozent zugutekommt, hat keiner einen Anreiz, sparsam zu sein. Die Folge ist, dass die Gesamtrechnung schließlich sehr viel höher ausfällt, als wenn jeder für sich selbst gezahlt hätte.


    In der Ökonomie ist dieses Phänomen als die »Tragik der Allmende« bekannt. Eine Allmende ist ein Stück Land in Kollektivbesitz, das von mehreren Bauern genutzt wird. Die Bauern, die sich eine Allmende teilen, haben einen natürlichen Anreiz, ihre Kühe so viel wie möglich grasen zu lassen (auf Kosten der anderen), und keinen Anreiz, ihre Kühe zeitig wegzuführen (weil dann die Weide vom Vieh der anderen Bauern abgegrast würde). Da die Wiese also allen gehört und damit niemandem, ist Überweidung die Folge.


    Demokratie funktioniert genauso. Die Bürger werden ermutigt, Vorteile auf Kosten anderer zu gewinnen – oder ihre Lasten auf andere abzuwälzen. Die Menschen stimmen für politische Parteien, die andere für ihre persönlichen Wünsche zahlen lassen (kostenlose Bildung, höhere Sozialhilfe, Subventionen für Kinderbetreuung, mehr Autobahnen und so weiter). In dem Beispiel mit dem Abendessen mag das Ganze nicht allzu sehr ausufern, da die Leute in einer kleinen Gruppe durch soziale Kontrolle gezügelt werden, aber bei Millionen von Wählern in einer Demokratie funktioniert das nicht.


    Politiker werden gewählt, um dieses System zu beeinflussen. Sie verwalten die »öffentlichen« Güter. Sie besitzen diese nicht, also brauchen sie nicht wirtschaftlich zu handeln. Sie haben im Gegenteil einen Anreiz, so viel wie möglich auszugeben, sodass sie den Gewinn haben und ihre Nachfolger die Rechnung zahlen lassen. Schließlich müssen sie die Wähler zufriedenstellen. Das ist für sie wichtiger als die langfristigen Interessen des Landes. Die Folge ist Ineffizienz und Verschwendung.


    Nicht nur sind Politiker stark in Versuchung, das Budget zu überschreiten, sie haben auch einen Anreiz, so viel für sich zu nehmen wie sie können, während sie die Verantwortung für »öffentliche Mittel« innehaben. Schließlich können sie, wenn sie einmal außer Amtes sind, sich nicht mehr so leicht selbst bereichern.


    Dieses System ist für die Wirtschaft verheerend. Wie verheerend genau, dessen haben sich die Menschen erst noch voll gewahr zu werden. Die Rechnung für die Ausgabeorgien, denen unsere demokratischen Regierungen gefrönt haben, muss größtenteils noch bezahlt werden.


    Die hohen Staatsschulden sind die Folge der hohen Haushaltsdefizite, unter denen – nicht zufällig – praktisch alle demokratischen Länder leiden. In den Vereinigten Staaten ist das demokratische Abendessen so außer Kontrolle geraten, dass die öffentliche Verschuldung nun bei über 14.000 Milliarden Dollar steht; das ist grob 50.000 Dollar pro Kopf. In den meisten europäischen Ländern ist die Situation die gleiche. Die öffentliche Verschuldung in den Niederlanden stieg Ende 2010 auf 380 Milliarden Euro oder fast 25.000 Euro pro Kopf. Diese Schulden müssen irgendwann zurückgezahlt werden, vom Steuerzahler. Eine Menge Geld wird bereits vom Steuerzahler abgedrückt, nur um die Zinsen für die Schulden zu bezahlen. In den Niederlanden beliefen sich die Zinsen auf die öffentlichen Schulden im Jahr 2009 auf 22 Milliarden Euro, mehr als für Verteidigung und Infrastruktur ausgegeben wurde. Das alles ist reine Geldverschwendung, die Folge der Vergeudung von Steuergeldern in der Vergangenheit.


    Aber die Fäulnis reicht sogar noch tiefer. Unsere demokratischen Politiker kassieren nicht nur Steuern, die sie anschließend verschwenden, sie haben es auch geschafft, sich die Kontrolle über unser Finanzsystem zu sichern – über unser Geld. Mittels Zentralbanken wie der Federal Reserve und der Europäischen Zentralbank legen unsere demokratischen Regierungen fest, was Geld darstellt (»gesetzliches Zahlungsmittel«), wie viel Geld erzeugt und in die Wirtschaft eingebracht wird und wie hoch die Zinssätze sind. Gleichzeitig haben sie die Verbindung gekappt, die es einmal zwischen Papiergeld und zugrunde liegenden Werten wie Gold gab. Unser gesamtes Finanzsystem – einschließlich all unserer Ersparnisse und unserer Altersversorgung, all das Geld, von dem wir denken, dass wir es besitzen – beruht auf Fiat-Papiergeld, ausgegeben vom Staat.


    Der Vorteil dieses Systems für unsere Regierungen ist offensichtlich. Sie haben einen »Geldhahn«, den sie aufdrehen können, wann immer sie wollen. Kein absoluter Monarch der Vergangenheit hat jemals irgendetwas in der Art gehabt! Demokratische Führer können einfach die Wirtschaft »aufpumpen« (und ihre eigenen Beutel auffüllen), wenn sie ihr Ansehen erhöhen möchten. Sie tun dies mithilfe der Zentralbank, die ihrerseits Privatbanken benutzt, um den Prozess der Geldausgabe durchzuführen. Das System ist so gestaltet, dass Privatbanken die besondere Erlaubnis erhalten, ein Vielfaches des Geldes auszugeben, das ihre Kunden hinterlegt haben (Teilreservesystem). So wird durch diverse Tricks immer mehr Papier- oder elektronisches Geld in die Wirtschaft eingebracht.


    Das hat verschiedene negative Folgen. Erstens nimmt der Wert des Geldes ab. Dieser Prozess findet schon seit einem Jahrhundert statt. Der Dollar hat 95 Prozent seines Werts verloren, seit das Federal-Reserve-System im Jahr 1913 ins Leben gerufen wurde. Daher nehmen wir als Bürger Produkte und Dienstleistungen als stetig teurer werdend wahr. In einem wirklich freien Markt haben Preise die Tendenz, infolge von Produktivitätszuwachs und Wettbewerb kontinuierlich zu fallen. Aber in unserem staatsmanipulierten System, in dem der Geldvorrat ständig erhöht wird, steigen die Preise die ganze Zeit. Einige Leute profitieren davon (zum Beispiel solche, die hohe Schulden haben, wie die Regierung selber), andere sind schlechter dran, wie Leute, die von einer festen Rente leben oder Ersparnisse haben.


    Die zweite Folge ist, dass mit dem ganzen Geld, das die Wirtschaft aufbläht, ein künstlicher Boom nach dem anderen befeuert wird. Daher hatten wir einen Immobilienboom, einen Rohstoffboom, einen Aktienboom. Aber all diese Wunder beruhen auf heißer Luft – alle Booms entpuppen sich als Blasen, die früher oder später platzen. Sie fanden nur statt, weil der Markt von leichtem Kredit überflutet wurde und alle Teilnehmer sich mit Schulden beladen konnten. Aber solche Partys können nicht für immer andauern. Wenn es klar wird, dass die Schulden nicht zurückgezahlt werden können, platzen die Blasen. So entstehen Rezessionen.


    Die öffentliche Hand reagiert auf Rezessionen üblicherweise so, wie man es von demokratischen Politikern erwarten würde, nämlich durch die Schaffung noch mehr künstlichen Geldes und das Hineinpumpen immer größerer Mengen davon in die Wirtschaft (während natürlich die »freien Märkte« und die »Spekulanten« für die Krise verantwortlich gemacht werden). Sie tut dies, weil die Wähler es von ihr erwarten. Die Wähler wollen, dass die Party so lange wie möglich weitergeht – und die Politiker erfüllen normalerweise ihre Wünsche, weil sie wiedergewählt werden wollen. Der amerikanische Schriftsteller und Politiker Benjamin Franklin sah das Problem bereits im 18. Jahrhundert. »Wenn die Leute herausfinden, dass sie sich selbst Geld wählen können, dann wird dies das Ende der Republik einläuten«, schrieb er.


    Die Druckerpresse anzuwerfen spendet gewöhnlich einigen Trost – aber er ist immer vorübergehend. Gerade jetzt scheinen wir den Punkt erreicht zu haben, an dem keine neuen Blasen erzeugt werden können, ohne das System insgesamt zu zerstören. Die öffentliche Hand weiß nicht mehr, was sie tun soll. Wenn sie damit fortfährt, Geld zu erzeugen, riskiert sie eine Hyperinflation wie in den 1920ern in Deutschland oder in jüngerer Zeit in Simbabwe. Gleichzeitig traut sie sich nicht, mit dem Aufblähen der Wirtschaft aufzuhören, denn das würde die Wirtschaft in eine Rezession stürzen, und das mögen die Wähler nicht. Kurz, das System scheint an einem toten Punkt zu sein. Die Regierungen können die Illusion, die sie erzeugt haben, nicht mehr aufrechterhalten, aber gleichzeitig können sie sie nicht fallen lassen.


    Wir sehen also, dass Demokratie nicht zu Wohlstand führt, sondern zu andauernder Inflation und Rezessionen, mit aller Unsicherheit und Instabilität, die damit einhergehen. Was ist die Alternative? Die Lösung für die demokratische Ausgabenorgie ist die Erneuerung des Respekts vor dem Privateigentum. Wenn alle Bauern ihr eigenes Stück Land haben, werden sie sicherstellen, dass keine Überweidung auftritt. Wenn alle Bürger die Früchte ihrer eigenen Arbeit behalten können, werden sie sicherstellen, dass ihre Ressourcen nicht verschwendet werden.


    Das bedeutet auch, dass das Finanzsystem den Politikern aus der Hand genommen werden muss. Das Geldsystem sollte, genau wie jede andere wirtschaftliche Tätigkeit, wieder ein Teil des freien Marktes werden. Jeder sollte in der Lage sein, sein eigenes Geld herauszugeben, oder es in jeder Form, die er mag, zu akzeptieren. Die Mechanismen des freien Marktes werden dann gewährleisten, dass keine Blasen mehr erzeugt werden – zumindest nicht von der Größe, die wir durch die Regierungsmanipulation unseres Finanzsystems erfahren haben.


    Für viele Menschen mag ein solches Freimarkt-Geldsystem beängstigend wirken. Aber historisch war es eher die Regel als die Ausnahme. Und es mag helfen einzusehen, dass unser Wohlstand – der fantastische Reichtum, den wir gegenwärtig genießen – letztlich aus nichts anderem besteht als aus dem, was wir zusammen als produktive Bürger in Form von echten Gütern und Dienstleistungen produzieren und produziert haben. Nicht mehr und nicht weniger. All die Tricks und Trugbilder, in die sich unsere demokratischen Regierungen mit ihrem Papiergeld verwickeln, können diese Tatsache nicht ändern.

  


  
    MYTHOS 6



    Demokratie ist notwendig, um eine faire Verteilung des Wohlstands zu gewährleisten und den Armen zu helfen


    Aber ist Demokratie nicht notwendig, um eine faire Verteilung des Wohlstands zu gewährleisten? Politiker sprechen natürlich oft von Solidarität und fairem Teilen, aber wie fair sind ihre Maßnahmen wirklich? Zunächst: Bevor Wohlstand verteilt werden kann, muss er produziert werden. Staatliche Subventionen und Dienstleistungen sind nicht umsonst, obwohl viele Leute dies zu denken scheinen. Rund die Hälfte von dem, was von produktiven Menschen verdient wird, wird vom Staat genommen und dann umverteilt.


    Aber nehmen wir einmal an, dass der Staat Wohlstand unter den Bürgern umverteilen sollte, so ist da immer noch die Frage, ob das demokratische System zu einer fairen Verteilung führt. Geht das Geld an die Leute, die es wirklich brauchen? Wenn das nur so wäre. Die meisten Beihilfen und Subventionen gehen an Interessenvertretungen. Um nur ein Beispiel zu nennen: Zwei Fünftel des EU-Haushalts werden für Agrarsubventionen ausgegeben.


    Lobbygruppen unternehmen einen endlosen Kampf für Beihilfen, Privilegien und Jobs. Jeder möchte aus dem Trog essen, in dem die »öffentlichen« Mittel verwahrt werden. In diesem System werden Parasitentum, Günstlingswirtschaft und Abhängigkeit ermutigt, individuelle Verantwortung und Selbstständigkeit entmutigt. Um einige Interessensvertretungen zu erwähnen, die von diesen Einrichtungen profitieren, obwohl sie kaum arm oder benachteiligt sind: Gesellschaften für Entwicklungshilfe, Banken, Großunternehmen, Landwirte, öffentliche Sendeanstalten, Umweltorganisationen, Kultureinrichtungen. Sie sind in der Lage, Milliarden an Darlehen und Subventionen zu erhalten, weil sie direkten Zugang zur Macht haben. Die größten »Nettoempfänger« sind natürlich die Beamten, die das System am Laufen halten. Sie stellen sicher, dass sie unentbehrlich sind, und gewähren sich selbst fette Bezüge.


    
      Lobbygruppen unternehmen einen endlosen Kampf für Beihilfen, Privilegien und Jobs. Jeder möchte aus dem Trog essen, in dem die »öffentlichen« Mittel verwahrt werden.

    


     


    Interessenvereinigungen profitieren nicht nur von der Freigiebigkeit der Regierung, sondern wissen auch die Gesetzgebung zu ihren Gunsten auf Kosten der restlichen Gesellschaft zu beeinflussen. Dafür gibt es unzählige Beispiele. Man denke an Einfuhrbeschränkungen und Quoten, die dem Agrarsektor zugutekommen, aber die Nahrungsmittelpreise erhöhen. Oder Gewerkschaften, die zusammen mit Politikern die Mindestlöhne hochhalten und dadurch den Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt beschränken. Das geht auf Kosten der am schlechtesten Qualifizierten, die keinen Job bekommen können, da es die Unternehmen zu viel kosten würde, sie einzustellen.


    Ein weiteres Beispiel sind Zulassungsgesetze, eine geschickte Art, unwillkommene Konkurrenten auszuschalten. Apotheker nutzen Zulassungsgesetze, um die Konkurrenz durch Drogerien und Internetanbieter zu blockieren. Die Medizinbranche blockiert die Konkurrenz durch »unlizensierte« Gesundheitsanbieter. Ein damit zusammenhängendes Beispiel ist das System von durch den Staat vergebenen Patenten und Copyrights, das bestehende Firmen, zum Beispiel in der Pharma- und Unterhaltungsindustrie, nutzen, um sich Neulinge vom Leib zu halten.


    Aber könnten sich die Wähler nicht gegen die Sondervorteile auflehnen, die Lobbygruppen genießen? Theoretisch ist dies möglich. Aber praktisch kommt es selten vor, da die Vorzüge, die Interessengruppen genießen, die Kosten für einzelne Angehörige der Öffentlichkeit bei Weitem überwiegen. Wenn zum Beispiel ein Pfund Zucker wegen Einfuhrzöllen drei Cent teurer wird, so kann das sehr lukrativ für einheimische Zuckerproduzenten sein (und für den Staat), aber für einzelne Verbraucher lohnt es sich nicht, dagegen zu produzieren. Interessenvereinigungen sind daher stark motiviert, solche Vorzüge zu erhalten, während die große Masse der Wähler zu beschäftigt ist, um sich darum zu kümmern.


    Die meisten Leute sind sich wahrscheinlich der Existenz der meisten dieser netten Deals nicht einmal bewusst. Nichtsdestoweniger resultieren all diese Maßnahmen zusammengenommen in beträchtlichen Kosten – und somit einem niedrigeren Lebensstandard – für all diejenigen von uns, die keine Lobbyisten haben, die für sie in Washington oder einer anderen Hauptstadt arbeiten. So verkommt demokratische Politik zwangsläufig zu einer Umverteilungsmaschine, bei der die einflussreichsten und bestorganisierten Clubs auf Kosten von uns übrigen profitieren. Und es versteht sich von selbst, dass das System in beiden Richtungen funktioniert in dem Sinne, dass die Lobbygruppen sich für die Gefälligkeiten, die sie erhalten, durch das Sponsern politischer Kampagnen revanchieren.


    In unserem Heimatland, den Niederlanden, die als ein typischer europäischer demokratischer Wohlfahrtsstaat angesehen werden können, kam das Soziale und Kulturelle Planungsbüro (eine Regierungsbehörde) in einem im August 2011 veröffentlichten Bericht zu dem Schluss, dass die mittleren Einkommensgruppen weniger von staatlichen Zuwendungen profitieren als sowohl die niedrigen als auch die höheren Einkommensgruppen. Tatsächlich fanden die Forscher heraus, dass die höheren Einkommensgruppen am meisten von staatlichen Zuwendungen profitieren! Ihre Untersuchung bezog sich nur auf das Jahr 2007, aber es gibt keinen Grund zu der Annahme, dass die Ergebnisse für andere Jahre anders ausfallen. Höhere Einkommensgruppen in den Niederlanden profitieren insbesondere von Subventionen für höhere Bildung, Kinderbetreuung und Kunst. Viele Leute befürchten, dass wenn Bildung, Gesundheitswesen, öffentliche Verkehrsmittel, Wohnungsbau und so weiter »den Kräften des freien Markts« überlassen werden, die Armen nicht mehr in der Lage sein würden, sich diese Dienste zu leisten. Aber in Wirklichkeit machen freie Märkte einen guten Job darin, für die Armen zu sorgen. Nehmen wir die Supermärkte, die unsere wichtigsten lebensnotwendigen Güter zur Verfügung stellen: Nahrungsmittel. Sie liefern hochwertige Produkte zu niedrigen Preisen mit einer Vielfalt an Auswahl. Durch Innovation und Wettbewerb hat es der Markt niedrigen Einkommensgruppen wie Arbeitern und Studenten ermöglicht, in den Genuss von Gütern wie Autos, Computern, Handys und Flugreisen zu kommen, die früher nur für die Reichen erschwinglich waren. Wenn die Altersfürsorge genauso organisiert wäre wie die Supermärkte, ohne staatliche Eingriffe, würden wir dann nicht ähnliche Ergebnisse sehen? Auf diese Weise würden die älteren Menschen und ihre Verwandten entscheiden, welche Dienste sie benötigen und zu welchem Preis. Sie hätten sehr viel mehr Kontrolle über die Pflege, die sie erhalten, und über ihre Bezahlung.


    Würde die Qualität nicht leiden, wenn der Staat nicht in das Schulwesen, das Krankenhauswesen und den Pflegesektor eingriffe? Ganz im Gegenteil. Was wäre die Qualität unserer Lebensmittelläden, wenn sie wie öffentliche Schulen organisiert wären? Man kann nicht von einer Handvoll Spezialisten in Washington D. C. erwarten, dass sie große und komplexe Bereiche wie Bildung und Gesundheitswesen effektiv managen. Mit ihren endlosen Reformen, Erlassen, Komitees, Kommissionen, Gesetzesvorlagen, Direktiven, Richtlinien und Haushaltskürzungen produzieren sie am Ende nichts als mehr und mehr Bürokratie.


    Die wahren Experten sind in den Schulen und Krankenhäusern. Sie wissen am meisten über ihr Fachgebiet und sind am besten in der Lage, ihre Einrichtungen effizient zu organisieren. Und wenn sie ihre Arbeit nicht gut machen, überleben sie in einem freien Markt einfach nicht. Aus diesem Grund würde sich ohne Staatseingriffe die Qualität von Bildung und Gesundheit verbessern statt verschlechtern. Bürokratie, Wartelisten und überfüllte Klassenräume würden verschwinden. So wie es auf dem freien Markt sehr wenige schmutzige Supermärkte mit schlechten Lebensmitteln oder Optiker mit Wartezeiten von einem halben Jahr gibt. Sie würden nicht überleben.


    Natürlich gibt es immer einige Menschen, die nicht in der Lage sind, für sich selbst zu sorgen. Diese Menschen brauchen Hilfe. Aber es ist nicht notwendig, die massive Umverteilungsmaschine unseres demokratischen Systems zu erzeugen, um ihnen zu helfen. Dies kann durch private Wohltätigkeitseinrichtungen unternommen werden – oder durch jeden anderen, der helfen will. Die Annahme, dass wir die Demokratie benötigen, um den Armen und Benachteiligten zu helfen, ist ein Deckmantel für das Eigeninteresse von Leuten, die von der Umverteilungsmaschine profitieren.


    


  


  
    MYTHOS 7



    Demokratie ist notwendig für ein harmonisches Zusammenleben


    Oft denken die Leute, dass Konflikte durch demokratische Entscheidungen verhindert werden können. Schließlich können wir nicht in Frieden zusammenleben, wenn jeder seinen eigenen Neigungen folgt, so lautet das Argument.


    Das mag zutreffen, wenn eine Gruppe von Leuten entscheiden muss, ob man ins Kino oder zum Strand geht. Aber die meisten Fragen brauchen nicht demokratisch entschieden zu werden. Tatsächlich erzeugt demokratische Entscheidungsfindung in den meisten Fällen Konflikte. Das liegt daran, dass alle Arten persönlicher und gesellschaftlicher Themen in einer Demokratie zu kollektiven Problemen gemacht werden. Indem Menschen gezwungen werden, demokratische Entscheidungen zu befolgen, führt die Demokratie eher zu feindseligen als zu harmonischen Beziehungen zwischen Menschen.


    
      Angenommen, wir würden demokratisch entscheiden, wie viel und welches Brot jeden Tag gebacken wird. Dies würde zu endlosem Lobbyismus, Kampagnen, Gezänk, Versammlungen und Protesten führen.

    


     


    Es wird zum Beispiel »demokratisch« entschieden, was Kindern in der Schule beigebracht werden muss, wie viel Geld für Altenpflege ausgegeben wird, wie viel für Hilfe für die Dritte Welt, ob das Rauchen in Bars erlaubt ist, welche Fernsehanstalten subventioniert werden, welche medizinischen Behandlungen durch die Krankenkassen übernommen werden, wie hoch die Mieten sein sollten, ob Frauen Kopftücher tragen dürfen, welche Drogen eingenommen werden dürfen und so weiter. All diese Entscheidungen erzeugen Konflikte und Spannungen. Diese Konflikte können leicht vermieden werden. Man lasse die Menschen ihre eigene Wahl treffen und die Verantwortung für die Konsequenzen übernehmen.


    Angenommen, wir würden demokratisch entscheiden, wie viel und welches Brot jeden Tag gebacken wird. Dies würde zu endlosem Lobbyismus, Kampagnen, Gezänk, Versammlungen und Protesten führen. Die Unterstützer von Weißbrot würden die Befürworter von Vollkornbrot als ihre politischen Gegner ansehen. Wenn die Vollkornbrötler die Mehrheit erlangen, würden alle Brotsubventionen ins Vollkornbrot gehen und Weißbrot könnte sogar verboten werden. Und umgekehrt natürlich.


    Demokratie ist wie ein Bus voll mit Leuten, die zusammen entscheiden müssen, wohin der Fahrer fährt. Die Progressiven stimmen für San Francisco, die Konservativen bevorzugen Dallas, die Libertären wollen nach Las Vegas, die Grünen wollen nach Woodstock und die übrigen wollen in tausend andere Richtungen. Schließlich kommt der Bus an einem Ort an, wo fast niemand sein will. Selbst wenn der Fahrer kein Eigeninteresse hat und aufmerksam darauf hört, was die Fahrgäste wollen, kann er niemals all ihre Wünsche erfüllen. Er hat nur einen Bus, und es gibt fast so viele Wünsche wie Fahrgäste.


    Das ist auch der Grund, warum Neulinge in der Politik, die erst als Retter bejubelt werden, am Ende immer die Leute enttäuschen. Kein Politiker kann das Unmögliche erreichen. »Yes we can« endet immer als »No we cannot«. Nicht einmal der weiseste Mensch der Welt kann widerstreitende Wünsche erfüllen.


    Es ist kein Zufall, dass politische Diskussionen zwischen Menschen oft so emotional sind. Tatsächlich ziehen es viele Leute vor, nicht über Politik zu reden, wenn sie sich in Gesellschaft begegnen. Das liegt daran, dass sie gewöhnlich sehr unterschiedliche Ideen darüber haben, »wie man leben soll«, und in einer Demokratie müssen diese Standpunkte irgendwie in Übereinstimmung gebracht werden.


    Die Lösung des Problems mit dem Bus ist einfach. Man lasse die Menschen selber entscheiden, wo sie hinwollen und mit wem. Man lasse die Menschen selber entscheiden, wie sie leben wollen, man lasse sie ihre eigenen Probleme lösen, ihre eigenen Gruppen bilden. Man lasse sie entscheiden, was sie mit ihrem Körper, ihrem Geist und ihrem Geld tun. Ein Großteil unserer politischen »Probleme« würde wie von Zauberhand verschwinden. In einer Demokratie geschieht jedoch genau das Gegenteil. Das System ermutigt Leute dazu, ihre individuellen Vorlieben in kollektive Ziele zu verwandeln, die jeder verfolgen muss. Es ermutigt diejenigen, die an den Ort X wollen, zu versuchen, andere in die gleiche Richtung zu zwingen. Eine besonders bedauerliche Folge des demokratischen Systems ist, dass die Menschen veranlasst werden, Gruppen zu bilden, die notwendig in Konflikt mit anderen Gruppen geraten. Das liegt daran, dass man nur als Teil einer hinreichend großen Gruppe (oder Wählerblocks) irgendeine Chance hat, seine Vorstellungen zu geltendem Recht zu machen. So werden die Alten gegen die Jungen aufgebracht, die Bauern gegen die Stadtbewohner, Einwanderer gegen Einheimische, Christen gegen Muslime, Gläubige gegen Atheisten, Arbeitnehmer gegen Arbeitgeber, und so weiter. Je größer die Unterschiede zwischen den Menschen sind, desto gehässiger werden die Beziehungen zwischen ihnen werden. Wenn die eine Gruppe glaubt, dass Homosexualität Sünde ist, und die andere nach mehr schwulen Vorbildern in Schulen und Lehrmaterialien verlangt, werden sie unausweichlich aneinandergeraten.


    Fast jeder versteht, dass die Religionsfreiheit, die sich vor Jahrhunderten entwickelt hat, eine vernünftige Idee war, die soziale Spannungen zwischen religiösen Gruppierungen vermindert hat. Schließlich konnten Katholiken nicht mehr über das Leben von Protestanten bestimmen, und umgekehrt. Aber wenige Menschen scheinen heutzutage zu verstehen, dass Spannungen entstehen, wenn durch unser demokratisches System Arbeitnehmer bestimmen können, wie Arbeitgeber ihr Unternehmen zu führen haben, die Älteren die Jüngeren zwingen können, ihre Rente zu bezahlen, die Banken die Bürger zwingen können, für ihre falschen Investitionen zu zahlen, Gesundheitsfreaks ihre Ideen anderen Leuten in den Rachen stopfen können, und so weiter.
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      Die sogenannte Solidarität in einer Demokratie beruht letztlich auf Zwang. Aber erzwungene Solidarität ist in Wirklichkeit ein Widerspruch.

    


     


    Es zahlt sich auch aus, die eigene Gruppe als schwach oder benachteiligt oder entrechtet oder diskriminiert darzustellen. Das gibt einem ein zusätzliches Argument, um Staatszuwendungen zu verlangen, und es gibt dem Staat ein Argument zur Rechtfertigung seiner Existenz und zur sparsamen Verteilung dieser Zuwendungen im Namen »sozialer Gerechtigkeit«.


    Der amerikanische Schriftsteller H. L. Mencken sagte: »Was die Menschen in dieser Welt wertschätzen, sind nicht Rechte, sondern Privilegien.« Das trifft auf viele Gruppen in der Gesellschaft zu und ist in einer Demokratie recht gut zu sehen. Während einst Frauen, Schwarze und Homosexuelle für Freiheit und gleiche Rechte kämpften, fordern ihre modernen Vertreter eher Privilegien wie Quoten, positive Diskriminierung und Antidiskriminierungsgesetze, die die Redefreiheit einschränken. Sie bezeichnen diese als Rechte, aber da diese Rechte für bestimmte Gruppen gelten, sind es in Wirklichkeit Privilegien. Echte Rechte, wie das Recht auf Redefreiheit, gelten für alle. Privilegien gelten nur für bestimmte Gruppen. Sie beruhen auf Zwang, denn sie können nur zugestanden werden, indem andere gezwungen werden, für sie zu zahlen.


    Eine weitere Taktik, um Gefälligkeiten oder Privilegien aus dem demokratischen System zu erhalten, ist, die eigene Sache als notwendig zur Rettung der Gesellschaft vor irgendeiner Art von Katastrophe hinzustellen. Wenn wir nicht das Klima retten oder den Euro oder die Banken, ist die Gesellschaft zum Untergang verurteilt, Chaos wird die Folge sein, Millionen werden leiden. H. L. Mencken hatte auch diesen Trick durchschaut. »Der Drang, die Menschheit zu retten, ist fast immer eine Fassade für den Drang zu herrschen«, sagte er. Man beachte, dass in einer Demokratie die Menschen nicht für ihre Worte einstehen müssen. Sie können illegale Einwanderung verteidigen, wenn sie zufällig an einem Ort leben, wo sie davon unbehelligt sind. Sie können für Subventionen für Orchester oder Museen stimmen, für die sie selber keine teuren Karten kaufen würden, in dem Wissen, dass die Kosten für die Subventionen von anderen getragen werden.


    Solche Leute stellen oft sogar eine Aura moralischer Überlegenheit zur Schau. »Wir wollen die Kunst nicht dem freien Markt aussetzen«, verkündet der Befürworter von Kunstsubventionen. Was er wirklich meint, ist, dass er das nicht will, und dass er denkt, der Rest der Gesellschaft müsse für seine Vorliebe bezahlen.


    »Wir« ist das am meisten missbrauchte Wort in einer Demokratie. Befürworter einer Maßnahme sagen immer: »Wir wollen etwas«, »Wir müssen etwas tun«, »Wir brauchen etwas«, »Wir haben ein Recht darauf«. So, als ob jeder selbstverständlich zustimmt. Was sie wirklich meinen, ist, dass sie das wollen, aber nicht selber die Verantwortung dafür tragen wollen. Die Leute werden sagen: »Wir müssen der Dritten Welt helfen« oder »Wir müssen in Afghanistan kämpfen«. Sie sagen niemals: »Ich werde der Dritten Welt helfen, wer macht mit?«, oder: »Ich werde gegen die Taliban kämpfen«. Die Demokratie bietet also einen bequemen Weg, persönliche Verantwortung auf andere zu übertragen. Indem man »wir« sagt statt »ich«, werden 99,999 Prozent der Last einer Entscheidung von anderen getragen.


    Und politische Parteien sprechen bereitwillig darauf an. Sie versprechen ihren Wählern (explizit oder implizit), dass die Last ihrer bevorzugten Ziele von den anderen Menschen getragen wird. So sagen die Linken: »Wählt uns, wir werden das Geld den Reichen nehmen und euch geben.« Die Rechten erzählen den Leuten: »Wählt uns, wir werden den Krieg in Afghanistan finanzieren mit dem Geld von Leuten, die ihn ablehnen.« Alle von ihnen erzählen den Landwirten: »Wählt uns, wir werden sicherstellen, dass Agrarsubventionen von Nicht-Landwirten gezahlt werden.«


    Ist dies ein System des guten Willens und der Solidarität oder ein antisoziales, parasitisches System?


    Die sogenannte Solidarität in einer Demokratie beruht letztlich auf Zwang. Aber erzwungene Solidarität ist in Wirklichkeit ein Widerspruch. Echte Solidarität setzt freiwillige Handlung voraus. Man kann nicht sagen, dass jemand, der auf der Straße beraubt wird, Solidarität mit dem Räuber zeigt, egal wie ehrenwert die Motive des Räubers sind.


    Der Punkt ist, dass diejenigen, die das demokratische System nutzen, um Solidarität zu erzwingen, dies tun können, weil sie nicht selber dafür zahlen müssen. Man beachte, dass sie niemals dafür eintreten, dass eine ähnliche Umverteilung des Wohlstands in globalem Maßstab durchgeführt wird. Wenn es richtig ist, mit weniger glücklichen Menschen zu teilen, warum nicht die Wohlfahrtsprogramme auf die ganze Welt ausweiten? Warum nicht soziale Gerechtigkeit in globalem Maßstab erzeugen? Natürlich erkennen die westlichen Befürworter von Umverteilung, dass eine globale Umverteilung ihr Einkommen auf ein paar Tausend Dollar im Jahr senken würde. Aber natürlich macht es ihnen nichts aus, mit wohlhabenderen Leuten »fair zu teilen«.


    Wenn Sie Ihr Geld weggeben möchten, benötigen Sie dafür nicht die Zustimmung der Mehrheit. Freiheit reicht aus. Es steht Ihnen frei, Ihr Portemonnaie zu öffnen und zu geben, was Sie wollen. Sie können an eine Wohltätigkeitsorganisation spenden oder sich mit Gleichgesinnten zusammentun und gemeinsam etwas geben. Es gibt keine Rechtfertigung dafür, die anderen Leute zu zwingen, dasselbe zu tun.

  


  
    MYTHOS 8



    Demokratie ist unverzichtbar für ein Gemeinschaftsgefühl


    In einer Demokratie führt also jeder Meinungsunterschied zu einem Kampf um Macht und Ressourcen, wobei eine Gruppe auf Kosten der anderen gewinnt. Jeder stellt Ansprüche an den Staat, und der Staat zwingt andere, diese Ansprüche zu erfüllen. Es kann kaum anders sein, denn der Staat ist schließlich nichts als ein Machtinstrument, das mittels Zwang betrieben wird.


    Das Ergebnis dieses Systems ist, dass die Leute verwöhnt werden, sie verlangen immer mehr von ihren Herrschern und beschweren sich, wenn sie ihren Willen nicht durchsetzen können. Gleichzeitig haben sie kaum eine andere Wahl, als am System teilzunehmen, denn wenn sie das nicht tun, werden sie vom Rest der Bevölkerung erpresst. Auf diese Weise untergräbt das System die Eigenständigkeit der Menschen – ihre Fähigkeit, für sich selber zu sorgen. Gleichzeitig untergräbt es die Bereitschaft der Menschen, anderen zu helfen, weil sie schon ständig gezwungen werden, anderen zu »helfen«.


    Die Mentalität der Menschen ist inzwischen schon so »demokratisiert« worden, dass sie nicht einmal mehr bemerken, wie antisozial ihre Handlungen und Ideen tatsächlich sind. Heutzutage versucht jeder, der einen Sportverein, ein Kulturevent, eine Kindertagesstätte, eine Umweltorganisation und so weiter ins Leben rufen will, zuerst, irgendeine Art von Subvention von der örtlichen oder nationalen Regierung zu erhalten. Mit anderen Worten, sie wollen, dass andere für ihr Hobby zahlen. Dies ist auch nicht völlig unlogisch, denn wenn man das Spiel nicht mitspielt, muss man für die Hobbys anderer Leute zahlen und erhält nichts zurück. Aber dieses System hat wenig mit dem Gemeinschaftsgedanken zu tun, den die Menschen mit Demokratie zu verbinden geneigt sind. Es geht mehr um das Überleben des Tüchtigsten beim Kampf um die Steuerbeute.


    
      Eine Demokratie ist eine Organisation, in der die Mitgliedschaft zwingend ist. Eine echte Gemeinschaft beruht auf freiwilliger Teilnahme.

    


     


    Ludwig Erhard, ehemaliger deutscher Bundeskanzler und Architekt des deutschen Wirtschaftswunders nach dem Krieg, erkannte dieses Problem der Demokratie an. »Wo aber sollen wir hinkommen und wie wollen wir den Fortschritt aufrechterhalten, wenn wir uns immer mehr in eine Form des Zusammenlebens von Menschen begeben, in der niemand mehr die Verantwortung für sich selbst zu übernehmen bereit ist und jedermann Sicherheit im Kollektiv gewinnen möchte«, fragte er sich und stellte fest, dass »falls diese Sucht weiter um sich greift, wir in eine gesellschaftliche Ordnung schlittern, in der jeder die Hand in der Tasche des anderen hat«.


    Dennoch, so könnte man fragen, würden wir nicht unseren Bürgersinn für Einheit verlieren, wenn wir nicht mehr über alles »zusammen« entscheiden würden? Es ist zweifellos wahr, dass ein Land in einem gewissen Sinne eine Gemeinschaft ist. Daran ist nichts verkehrt – es kann sogar eine gute Sache sein. Schließlich sind die meisten Menschen keine Einzelgänger. Sie brauchen Gesellschaft und sie brauchen einander auch aus ökonomischen Gründen.


    Die Frage ist aber: Ist die Demokratie für dieses Gefühl der Einheit wesentlich? Es ist schwer zu sehen, warum. Wenn man von einer Gemeinschaft spricht, dann spricht man von mehr als einem politischen System. Die Menschen teilen ihre Sprache, ihre Kultur und ihre Geschichte miteinander. Jedes Land hat seine Nationalhelden, Prominente und Sportstars, aber auch seine Literatur, seine kulturellen Werte, seine Arbeitsmoral und seine Lebensgewohnheiten. Nichts davon ist an das demokratische System gebunden. Das alles existierte, bevor es Demokratie gab, und es gibt keinen Grund dafür, dass es ohne Demokratie nicht weiterhin existieren kann.


    Dabei hat kein Land eine völlig gleichförmige Kultur. Innerhalb jedes Landes gibt es große Unterschiede zwischen Menschen. Es gibt viele regionale und ethnische Gemeinschaften mit starken gemeinsamen Banden. Und auch daran ist nichts verkehrt. Innerhalb des Rahmens einer freien Gesellschaft können all diese gesellschaftlichen Strukturen und Bindungen zusammen bestehen. Das Hauptmerkmal, das an ihnen zu beobachten ist, ist, dass sie freiwillig sind. Sie werden nicht durch den Staat erzwungen, und sie können es auch nicht werden, da Kulturen und Gemeinschaften organische Einheiten sind. Sie können nicht durch Staatsmacht aufrechterhalten werden, und sie haben wenig mit Abstimmungen zu tun.


    Der Unterschied zwischen diesen sozialen Gemeinschaften und der Demokratie ist, dass eine Demokratie eine Organisation ist, in der die Mitgliedschaft zwingend ist. Eine echte Gemeinschaft beruht auf freiwilliger Teilnahme. Eine solche Gemeinschaft kann natürlich »demokratische« Regeln haben. Die Mitglieder eines Tennisvereins könnten entscheiden, darüber abzustimmen, wer ihr Vorsitzender sein wird, wie hoch ihre Mitgliedsbeiträge sein werden und so weiter. Daran ist nichts verkehrt. Es handelt sich um eine private Vereinigung, und es steht den Mitgliedern frei, sich anzuschließen oder nicht. Wenn sie nicht mögen, wie ihr Verein geführt wird, können sie einem anderen Verein beitreten oder selber einen gründen. Die freiwillige Beschaffenheit des Vereins stellt sicher, dass er dazu tendiert, gut geführt zu werden. Wenn zum Beispiel der Vorstand Günstlingswirtschaft betreiben sollte, würden viele Mitglieder austreten. Aber in unserem demokratischen System hat man nicht die Möglichkeit, den Verein zu verlassen. Demokratie ist zwingend.


    Manchmal sagen die Leute: »Love it or leave it« (liebe es oder verlasse es), wenn sie über ihr Land sprechen. Aber das bedeutet, dass das Land dem Staat, dem Kollektiv, gehört, und dass jeder, der zufällig darin geboren ist, per definitionem ein Untertan des Staates ist. Auch wenn den Menschen niemals eine Wahl gegeben wurde.


    Wenn jemand auf Sizilien von der Mafia erpresst wird, sagt niemand »Love it or leave it.« Wenn ein Land Homosexuelle ins Gefängnis steckt, sagen die Leute nicht: »Sie haben keinen Grund, sich zu beschweren, denn wenn sie die Regeln nicht mögen, hätten sie auswandern sollen.« Genau wie Sizilien nicht rechtmäßig von der Mafia besessen wird, so werden auch die USA (oder jedes andere Land) nicht von der Mehrheit oder der Regierung besessen. Jede Person besitzt ihr eigenes Leben und sollte nicht das tun müssen, was die Mehrheit will. Die Menschen haben das Recht, mit ihrem Leben zu machen, was sie wollen, solange sie nicht anderen durch Gewalt, Diebstahl oder Betrug schaden. Dieses Recht wird ihnen in unserer nationalen parlamentarischen Demokratie zu einem großen Teil verweigert.


    


  


  
    MYTHOS 9



    Demokratie ist das Gleiche wie Freiheit und Toleranz


    Einer der hartnäckigsten Mythen über die Demokratie ist, dass sie dasselbe wie »Freiheit« sei. Für viele Menschen gehören »Freiheit und Demokratie« zusammen wie die Sterne und der Mond. Aber in Wirklichkeit sind Freiheit und Demokratie Gegensätze. In einer Demokratie muss sich jeder Regierungsentscheidungen unterwerfen. Die Tatsache, dass die Regierung von der Mehrheit gewählt worden ist, ist irrelevant. Zwang ist Zwang, ob er nun durch die Mehrheit oder durch einen einzelnen Herrscher ausgeübt wird.


    In unserer Demokratie kann niemand den von der Regierung getroffenen Entscheidungen entfliehen. Wer nicht gehorcht, wird mit einer Geldstrafe belegt, und wer sich weigert, die Geldstrafe zu bezahlen, wird irgendwann im Gefängnis enden. So einfach ist das. Versuchen Sie einmal, einen Strafzettel nicht zu bezahlen. Oder Ihre Steuern. In diesem Sinn gibt es keinen grundlegenden Unterschied zwischen einer Demokratie und einer Diktatur. Für jemanden wie Aristoteles, der in einer Zeit lebte, in der die Demokratie noch nicht heiliggesprochen war, war dies offensichtlich. Er schrieb: »Unbeschränkte Demokratie ist, genauso wie Oligarchie, eine auf eine große Gruppe von Menschen ausgedehnte Tyrannei.«


    Freiheit bedeutet, dass man nicht das tun muss, was die Mehrheit der Mitmenschen will, das man tut, sondern dass man für sich selbst entscheiden kann. Wie der Ökonom John T. Wenders einmal sagte: »Es gibt einen Unterschied zwischen Demokratie und Freiheit. Freiheit kann nicht an der Gelegenheit zur Abstimmung gemessen werden. Sie kann am Bereich dessen gemessen werden, über das wir nicht abstimmen.«


    Dieser Bereich ist in einer Demokratie sehr eingeschränkt. Unsere Demokratie hat uns nicht Freiheit gebracht, sondern das Gegenteil. Die Regierung hat zahllose Gesetze erlassen, die viele freiwillige Interaktionen und Beziehungen unmöglich machen. Mieter und Vermieter haben nicht die Freiheit, Verträge auf die Art zu schließen, die sie für angebracht halten, Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben nicht die Freiheit, sich über die Löhne und Arbeitsbedingungen zu einigen, die sie wünschen, Ärzten und Patienten ist es nicht erlaubt, frei zu entscheiden, welche Behandlungen oder Medikamente sie einsetzen werden, Schulen haben nicht die Freiheit, zu lehren, was sie wollen, Bürgern ist es nicht erlaubt, zu »diskriminieren«, Unternehmen ist es nicht erlaubt, einzustellen, wen immer sie wollen, die Menschen haben nicht die Freiheit, jeden Beruf zu ergreifen, den sie wollen, in vielen Ländern müssen politische Parteien weibliche Kandidatinnen zur Kandidatur für ein Amt zulassen, Bildungseinrichtungen unterliegen ethnischen Quotierungen, und die Liste geht noch weiter. All dies hat wenig mit Freiheit zu tun. Warum sollten die Menschen nicht das Recht haben, zu jeder Art von Verträgen und Vereinbarungen zu gelangen, die sie wollen? Warum haben Dritte ein Mitspracherecht bei Vereinbarungen, an denen sie nicht teilhaben?


    Gesetze, die in die Freiheit der Menschen eingreifen, freiwillige Vereinbarungen einzugehen, mögen bestimmten Gruppierungen nutzen, ausnahmslos schaden sie aber anderen. Mindestlohngesetze nutzen bestimmten Arbeitern, aber sie schaden Menschen, die weniger produktiv sind, als es der Mindestlohn erfordert. Diese Menschen werden zu teuer, um eingestellt zu werden, und bleiben daher arbeitslos.


    Auf ähnliche Weise mögen Gesetze, die Menschen davor schützen, gefeuert zu werden, einigen Menschen nutzen, aber sie schrecken Arbeitgeber davon ab, neue Leute einzustellen. Je strenger die Arbeitsgesetze sind, desto mehr Arbeitgeber haben Grund zu befürchten, dass sie an Leute gebunden werden, die sie nicht loswerden können, wenn das Geschäft es erforderlich macht, dies zu tun. Das Ergebnis ist, dass sie so wenige Leute wie möglich einstellen, selbst wenn die Zeiten gut sind. Wieder tendiert dies dazu, Geringqualifizierte besonders zu treffen. Gleichzeitig erzeugt die resultierende hohe Arbeitslosigkeit bei Leuten, die einen Job haben, Furcht vor einem Wechsel des Karrierewegs.


    Auf ähnliche Weise nutzen Mieterschutzgesetze vorhandenen Mietern, aber sie schrecken Hausbesitzer von der Vermietung von Wohnraum und Investoren von der Entwicklung von Immobilienprojekten ab. Somit führen diese Gesetze zu Wohnungsnot und treiben die Mieten nach oben, wodurch sie Menschen schaden, die einen Platz zum Leben suchen.


    Oder nehmen wir Gesetze, die Mindeststandards für Produkte und Dienstleistungen vorschreiben. Nutzen die nicht jedem? Nun, nein. Die Kehrseite dieser Gesetze ist, dass sie das Angebot beschränken, die Auswahl für die Verbraucher reduzieren und die Preise erhöhen (somit schaden sie wieder besonders den Armen). Gesetze zum Beispiel, die Sicherheitsstandards für Autos verordnen, treiben die Preise nach oben und machen sie unerschwinglich für die niedrigsten Einkommensgruppen, die der Möglichkeit beraubt werden, selber zu entscheiden, welche Risiken sie auf der Straße eingehen wollen.


    Um zu erkennen, warum solche »Schutz« vorschriften ernsthafte Nachteile haben, stelle man sich vor, die Regierung würde den Verkauf aller Autos verbieten, die von niedrigerer Qualität als ein Mercedes sind. Würde das nicht garantieren, dass wir alle die besten und sichersten Autos fahren? Aber natürlich würden dann nur diejenigen noch fahren, die sich einen Mercedes leisten können. Oder man stelle sich die Frage: Warum verdreifacht die Regierung nicht den Mindestlohn? Wir würden alle sehr viel mehr Geld verdienen, nicht wahr! Nun, diejenigen, die immer noch Arbeit hätten, ja. Die anderen nicht. Die Regierung kann mit ihren Gesetzen nicht zaubern, auch wenn viele Leute das denken.


    In einer Demokratie muss man nicht nur das tun, was einem die Regierung sagt, man braucht im Grunde für alles, was man tut, die Erlaubnis des Staates. In der Praxis werden den Individuen immer noch viele Freiheiten zugestanden, aber die Betonung liegt auf »zugestanden«. Alle Freiheiten, die wir in einem demokratischen Land haben, sind vom Staat gewährt und können uns jederzeit weggenommen werden.


    Obwohl niemand die Regierung um Erlaubnis fragt, bevor er ein Bier trinkt, ist diese Zustimmung implizit nichtsdestoweniger erforderlich. Unsere demokratisch gewählte Regierung kann das Biertrinken verbieten, wenn sie will. Tatsächlich ist dies natürlich in den Vereinigten Staaten während der Prohibition geschehen. Heutzutage muss man in den USA 21 sein, bevor man Alkohol trinken darf.


    Andere demokratische Staaten haben ähnliche Regeln. In Schweden kann man Hochprozentiges nur in staatseigenen Läden kaufen. In vielen Ländern und Staaten ist Prostitution illegal. Den Bürgern Norwegens ist es nicht einmal erlaubt, außerhalb Norwegens »Sex zu kaufen«. In den Niederlanden benötigt man eine Regierungserlaubnis, um einen Schuppen zu bauen oder das Äußere seines Hauses zu verändern. Offensichtlich sind dies alles Beispiele für Diktatur, nicht für Freiheit.


    Es wird manchmal entgegnet, dass in westlichen Demokratien die Mehrheit nicht einfach alles tun kann, was sie will, oder sogar, dass Demokratien tatsächlich normalerweise »Minderheitenrechte« schützen. Das ist ein Mythos. Ja, es gibt gegenwärtig ein paar Minderheiten, die besonderen »Schutz« des Staates genießen, wie Feministinnen, Schwule und ethnische Minderheiten. Andere Minderheiten, wie Mexikaner, Raucher, Drogenkonsumenten, Unternehmer, Hausbesetzer, Christen – können nicht auf eine solche bevorzugte Behandlung zählen. Die Popularität einiger Minderheiten hat mehr mit Mode zu tun als mit Demokratie.


    
      Freiheit bedeutet, dass man nicht das tun muss, was die Mehrheit der Mitmenschen will, das man tut, sondern dass man für sich selbst entscheiden kann.

    


     


    Die Gründe, aus denen manche Minderheiten in einer Demokratie in Ruhe gelassen oder bevorzugt behandelt werden, sind unterschiedlich. Manche sind sehr lautstark und gehen unverzüglich auf die Straße, wenn ihre »Rechte« (d. h. Privilegien) bedroht werden, zum Beispiel Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes oder Gewerkschafter oder Landwirte in Frankreich. Andere werden vorsichtig behandelt, weil sie unter Verdacht stehen, aggressiv zu reagieren, wenn sie sich an die Regeln halten müssen, zum Beispiel Fußball-Hooligans oder ethnische Banden oder grüne Aktivisten. Hätten die Raucher, einst in der Mehrheit, mit Gewalt darauf geantwortet, dass auf ihrer Freiheit herumgetrampelt wurde, wären viele Anti-Raucher-Gesetze wahrscheinlich nicht verabschiedet worden.


    Der Punkt ist, dass es nichts am demokratischen System selber oder am Prinzip der Demokratie gibt, das die Rechte von Minderheiten garantiert. Das Prinzip der Demokratie besteht eben gerade genau darin, dass die Minderheit keine unveräußerlichen Rechte hat. Das Parlament oder der Kongress können jedes Gesetz einführen, das sie wollen, ohne Minderheiten zu berücksichtigen. Und Modewellen ändern sich. Die verhätschelte Minderheit von heute kann der Sündenbock von morgen sein.


    Aber haben Demokratien nicht Verfassungen, um uns vor tyrannischer Gesetzgebung durch die Mehrheit zu schützen? Bis zu einem gewissen Punkt, ja. Man beachte aber, dass die Verfassung der USA verabschiedet wurde, bevor die USA eine Demokratie waren. Und die Verfassung kann durch das demokratische System auf jede Art, die die Mehrheit will, geändert werden – und das wurde sie auch schon oft. Die Prohibition wurde durch einen Verfassungszusatz genehmigt. Ebenso die Einkommensteuer. Die bloße Existenz von Verfassungszusätzen zeigt, dass die Verfassung demokratischer Kontrolle, d. h. dem Mehrheitsprinzip, unterliegt. Auch war die ursprüngliche Verfassung nicht perfekt. Sie ließ Sklaverei zu. Andere demokratische Länder haben Verfassungen, die individuelle Freiheit sogar noch weniger schützen als die Verfassung der USA. Nach der niederländischen Verfassung muss der Staat für Arbeitsplätze, Wohnraum, den Lebensunterhalt der Menschen, Gesundheitsvorsorge, Umverteilung von Wohlstand und so weiter sorgen. Diese Verfassung sieht mehr aus wie ein sozialdemokratisches Wahlprogramm als ein Manifest individueller Freiheit. Die Europäische Union hat eine Verfassung, in der es heißt: »Die Union wirkt auf die nachhaltige Entwicklung Europas auf der Grundlage eines ausgewogenen Wirtschaftswachstums und von Preisstabilität, eine in hohem Maße wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt abzielt, sowie ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqualität hin.« Dieser und andere Artikel in diesem Dokument geben den europäischen Behörden eine Menge Spielraum, um die Angelegenheiten der Menschen zu regulieren. Übrigens haben die Bevölkerungen Frankreichs und der Niederlande in Volksabstimmungen gegen diese Verfassung gestimmt, aber sie wurde trotzdem durchgedrückt.


    Der Demokratie wird auch oft nachgesagt, mit Redefreiheit einherzugehen, aber auch dies ist ein Mythos. Es gibt an der Idee der Demokratie nichts, das Redefreiheit begünstigt, wie Sokrates bereits herausfand. Demokratische Länder haben alle Arten von Regeln zur Beschränkung der Redefreiheit. In den Niederlanden ist es verboten, die Königin zu beleidigen.


    In den Vereinigten Staaten garantiert der erste Verfassungszusatz die Redefreiheit, aber mit Ausnahme von Obszönität, Verleumdung, Anstiftung zum Aufruhr und »fighting words« (etwa: aggressive Schmährede), ebenso wie von Bedrohungen, der Schweigepflicht, von Geschäftsgeheimnissen, Verschlusssachen, Copyright, Patenten, militärischen Verhaltensregeln, kommerziellen Verlautbarungen wie Werbung und Einschränkungen bezüglich der Zeit, des Raums und der Art und Weise. Das sind eine Menge Ausnahmen.


    Der Punkt, den es hier zu beachten gilt, ist jedoch, dass die Verfassung der USA – und die mit ihr einhergehende Redefreiheit – vor dem Aufkommen der Demokratie verabschiedet wurde. Der Grund, warum die Menschen in westlichen Demokratien etliche Freiheiten genießen, ist nicht, dass es Demokratien sind, sondern dass sie klassisch-liberale oder libertäre Traditionen haben, die im 17. und 18. Jahrhundert entstanden, bevor sie demokratisch wurden. Viele Menschen in diesen Ländern wollen diese Freiheiten nicht aufgeben, auch wenn der Geist der Freiheit fortwährend durch den Geist der demokratischen Einmischung untergraben wird.


    In anderen Teilen der Welt hängen die Menschen weniger an persönlichen Freiheiten. Viele nichtwestliche Demokratien zeigen sehr wenig Respekt für individuelle Freiheit. In demokratischen islamischen Ländern wie Pakistan haben Frauen wenig Freiheit, auch gibt es dort keine Redefreiheit oder Religionsfreiheit. In diesen Ländern ist Demokratie eine Rechtfertigung für Unterdrückung. Würde die Demokratie in absoluten Monarchien wie Dubai, Katar oder Kuwait eingeführt, so würde dies höchstwahrscheinlich zu weniger Freiheit führen statt zu mehr. Die Palästinenser im Gaza­strei­fen haben die fundamentalistische, nicht sehr freiheitsliebende Hamas demokratisch gewählt (ein Ergebnis, das dann ironischerweise von den USA und anderen westlichen demokratischen Regierungen nicht akzeptiert wurde).


    


  


  
    MYTHOS 10



    Demokratie fördert den Frieden und hilft, Korruption zu bekämpfen


    In der internationalen Arena sind demokratische Staaten fast per definitionem die Guten und die anderen sind böse. Demokratien sind schließlich friedliebend, oder nicht? Nun, nicht ganz. Allzu oft erweisen Demokratien sich als ziemlich kriegerisch. Die Vereinigten Staaten, die mächtigste Demokratie der Welt, begann Dutzende von Kriegen. Die amerikanische Regierung führte zahlreiche Staatsstreiche durch, stürzte Regierungen, unterstützte Diktatoren (Mobutu, Suharto, Pinochet, Marcos, Somoza, Batista, den Schah von Persien, Saddam Hussein und so weiter) und warf Bomben auf hilflose Zivilisten. Sogar Atombomben. Gegenwärtig haben die USA Truppen in mehr als 700 Militärbasen in über 100 Ländern und geben ungefähr so viel für »Verteidigung« aus wie der Rest der Welt zusammengenommen.


    Das demokratische Großbritannien erfand die Konzentrationslager (in Südafrika) und war das erste Land, das die nationalistische Opposition in seinen Kolonien durch Luftbombardements unterdrückte und dabei ganze Dörfer zerstörte (im Irak in den 1920ern). Das demokratische britische Weltreich unterdrückte zahlreiche Unabhängigkeitsrevolten in seinen Kolonien, so in Afghanistan, Indien und Kenia. Unmittelbar nachdem sie durch die Alliierten von den Nazis befreit worden waren, führten die demokratischen Niederlande in Indonesien einen Krieg gegen Menschen, die unabhängig sein wollten. Frankreich machte in Indochina dasselbe. Demokratische Länder wie Belgien und Frankreich haben viele schmutzige Kriege in Afrika ausgefochten (z. B. in Belgisch-Kongo und Algerien). Die Vereinigten Staaten kämpfen zur Zeit immer noch in Kriegen im Irak und in Afghanistan, die von Folter und Tausenden unschuldiger Opfer begleitet werden.
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    Eine Variante dieses Mythos besagt, dass Demokratien nicht gegeneinander Krieg führen. Die frühere britische Premierministerin Margaret Thatcher sagte dies während eines Besuchs in der Tschechoslowakei 1990 (»Demokratien ziehen nicht gegeneinander in den Krieg«), und Bill Clinton sagte es in einer Rede vor dem US-Kongress 1994 (»Demokratien greifen einander nicht an«). Das bedeutet, dass all die Kriege, die Demokratien geführt haben, mehr oder weniger gerechtfertigt waren, da sie nicht gegen andere Demokratien gerichtet waren, und dass, wenn die ganze Welt demokratisch wäre, es keinen Krieg mehr geben würde.


    Nun trifft es zu, dass sich seit dem Zweiten Weltkrieg eine große Zahl »westlicher« Länder – die zufällig auch »Demokratien« sind – in der NATO zusammengeschlossen haben und wenig Neigung zeigen, einander anzugreifen. Aber das bedeutet nicht, dass dies irgendetwas mit Demokratie zu tun hat oder dass sich historisch gesehen Demokratien friedlich gegenüberstanden.


    Im alten Griechenland führten demokratische Stadtstaaten regelmäßig Krieg gegeneinander. Im Jahr 1898 führten die USA und Spanien Krieg. Der Erste Weltkrieg wurde gegen ein Deutschland geführt, das nicht weniger demokratisch war als Großbritannien oder Frankreich. Das demokratische Indien und das demokratische Pakistan führten ab 1947 einige Kriege. Die Vereinigten Staaten unterstützten antidemokratische Staatsstreiche gegen demokratisch gewählte Regierungen im Iran, in Guatemala und Chile. Israel hat Kriege gegen demokratische Länder wie den Libanon und den Gazastreifen geführt. Das demokratische Russland führte kürzlich eine Schlacht gegen das demokratische Georgien.


    
      Mit demokratischen »Rechten« gehen demokratische Pflichten einher. Man hat Abstimmungsrechte und darum die Pflicht, für die Verteidigung des eigenen Landes zu kämpfen.

    


     


    Der Grund, warum moderne westliche Demokratien nach dem Zweiten Weltkrieg keine Kriege gegeneinander führten, hat mit sehr spezifischen historischen Umständen zu tun, auf deren Grundlage es schwierig ist, allgemeine Schlussfolgerungen zu ziehen. Der wichtigste Grund ist, dass sie alle in einem Militärbündnis, der NATO, zusammengeschlossen waren.


    Es gibt auch ein »Gesetz«, das besagt, dass »keine zwei Länder, in denen sich ein McDonald’s-Restaurant befindet, jemals einen Krieg gegeneinander geführt haben«. Dies scheint für eine lange Zeit gestimmt zu haben – bis zur Bombardierung Serbiens durch die NATO 1999 (spätere Gegenbeispiele sind die Invasion des Libanon durch Israel und der Konflikt zwischen Russland und Georgien). Aber das besagt genauso wenig wie die Aussagen von Clinton und Thatcher.


    Man könnte sogar dafür argumentieren, dass Demokratie zu einer Intensivierung der Kriegsführung geführt hat. Bevor die Demokratie populär wurde, bis zum 18. Jahrhundert, führten Könige Kriege mit Söldnertruppen. Es gab keinen Wehrzwang und die Menschen mussten nicht kämpfen oder andere Nationen hassen.


    Mit dem Aufstieg demokratisch-nationalistischer Staaten änderte sich das. In allen demokratischen Ländern wurde der allgemeine Wehrzwang eingeführt, beginnend in Frankreich mit der Französischen Revolution. Die gesamte Bevölkerung wurde mobilisiert, um Kriege gegen die Völker anderer Länder zu führen. Zwangsrekruten konnten leicht als Kanonenfutter verwendet werden, da sie durch neue Zwangsrekruten ersetzt werden konnten.


    Es mag unfair erscheinen, Demokratie mit Nationalismus gleichzusetzen, aber diese beiden Ideologien wurden aus einem bestimmten Grund gleichzeitig populär. Demokratie bedeutet Regierung durch »das Volk«. Dieser Begriff birgt sicherlich nationalistische Tendenzen. Mit demokratischen »Rechten« gehen demokratische Pflichten einher. Man hat Abstimmungsrechte und darum die Pflicht, für die Verteidigung des eigenen Landes zu kämpfen.


    Man sollte nicht vergessen, dass der verhängnisvolle Erste Weltkrieg – der den Weg bereitete für die totalitären Staaten des 20. Jahrhunderts und den Zweiten Weltkrieg – zu einem großen Teil von demokratischen oder halbdemokratischen Ländern geführt wurde. Der Erste Weltkrieg fand in Europa statt, nachdem der demokratische Nationalismus das klassisch liberale Denken weitgehend verdrängt hatte.


    Auch in den Vereinigten Staaten kam der Anstoß zum Krieg von fortschrittlichen Demokraten, die am Ende des 19. Jahrhunderts die öffentliche Meinung zu beherrschen begannen. Die Vereinigten Staaten nahmen am Ersten Weltkrieg unter dem berühmten Slogan von Präsident Wilson teil: »Die Welt sicher für die Demokratie machen.« Wären die Amerikaner den libertären, »isolationistischen« Prinzipien ihrer Gründerväter treu geblieben, wären die USA nicht in den Ersten Weltkrieg eingetreten. Dann hätte der Krieg wahrscheinlich unentschieden geendet. In diesem Fall wären die Alliierten nicht in der Lage gewesen, den Deutschen den belastenden Vertrag von Versailles aufzuzwingen, Hitler wäre vielleicht nie an die Macht gekommen und der Zweite Weltkrieg und der Holocaust hätten nicht stattgefunden.


    Auch bringt Demokratie nicht notwendig mehr »Transparenz« oder Verantwortlichkeit mit sich, wie oft behauptet wird. In Wirklichkeit fördert die Tatsache, dass Politiker Stimmen benötigen, um gewählt zu werden, die Korruption. Sie müssen etwas für ihre Wähler tun, um Stimmen zu gewinnen. Diese Art der Korruption ist besonders in den Vereinigten Staaten verbreitet, dem Land der Klüngelpolitik. Amerikanische Politiker schrecken oft vor nichts zurück, wenn es darum geht, Bundesgelder oder -programme für ihren Bundesstaat oder Distrikt zu gewinnen. Des Weiteren neigen sie dazu, Spielball mächtiger Lobbyorganisationen zu sein, die ihnen das Geld für ihre kostspieligen Wahlkampagnen zur Verfügung stellen. Darüber hinaus sind die Washingtoner »Drehtüren« berüchtigt geworden, wo mächtige Leute ohne jede Gewissensbisse von der Politik in die Wirtschaft (und zum Militär) und wieder zurück wechseln.


    Andere demokratische Länder weisen ähnliche Formen von Korruption auf. In Entwicklungsländern geht Demokratie fast immer Hand in Hand mit Korruption. Dasselbe gilt für Länder wie Russland, Italien, Frankreich und Griechenland. Korruption ist fast unvermeidbar, wo immer der Staat eine große Macht besitzt, was auch immer das politische System ist, und das beinhaltet sicherlich die Demokratie.


    


  


  
    MYTHOS 11



    In einer Demokratie bekommen die Leute, was sie wollen


    Der Grundgedanke hinter der Demokratie ist, dass die Leute bekommen, was sie wollen. Oder zumindest, was die Mehrheit will. Mit anderen Worten, wir mögen uns über die Ergebnisse unseres demokratischen Systems beschweren, aber letztlich ist das, was wir jetzt haben, das, was wir wollten, denn es ist das, was wir demokratisch gewählt haben.


    Das hört sich in der Theorie gut an, aber die Wirklichkeit ist anders. Wir können zum Beispiel annehmen, dass jeder eine bessere Bildung befürwortet. Und doch bekommen wir keine bessere Bildung. Was wir bekommen, sind genervte Lehrer, Gewalt in Schulen, Schulen als Lernfabriken, Schüler, die nicht mehr lesen, schreiben und rechnen können. Aber nicht bessere Bildung.


    Wie kann das sein? Es liegt nicht an einem Mangel an Demokratie; im Gegenteil, es ist das Ergebnis der Funktionsweise des demokratischen Systems. Die Tatsache, dass Bildung durch das demokratische System gelenkt wird, bedeutet, dass Politiker und Bürokraten diktieren, wie Bildung organisiert wird und wie viel Geld für sie ausgegeben wird. Es bedeutet, dass die Funktion von Eltern, Lehrern und Schülern, selber eine Wahl zu treffen, minimiert wird. Staatliches Eingreifen bedeutet, dass Schulen und Universitäten von Plänen, Auflagen und Vorschriften des Bildungsministeriums überschwemmt werden. Diese Bürokratisierung macht Bildung nicht besser, sondern schlechter. Wenn sich die Leute dann über die Bildungsqualität beschweren, antworten Politiker mit der Einführung von noch mehr Regulierung. Was können sie sonst tun? Der Gedanke, dass sie ihre Eingriffe beenden sollten, kommt den Politikern und Bürokraten nicht in den Sinn. Würden sie aufhören, sich einzumischen, dann würden sie stillschweigend zugeben, dass sie überflüssig oder sogar kontraproduktiv sind, was sie natürlich niemals tun werden. Es liegt nicht in ihrem Interesse.


    
      In einem gewissen Sinne ist der freie Markt »demokratischer« als die Demokratie, weil die Bürger ihre eigene Wahl treffen können, statt die Regierung für sie wählen zu lassen.

    


    
      Die neuen Regulierungen machen das Problem schlimmer, weil sie die Funktion von Schülern, Eltern und Lehrern weiter einschränken. Sie führen auch zu mehr Bürokratie und erzeugen oft perverse Anreize. Zum Beispiel wurde in den Niederlanden Schulen von Bürokraten vorgeschrieben, eine Mindestanzahl von Stunden zu unterrichten, angeblich um die Bildungsqualität sicherzustellen. Aber dies änderte nichts am Lehrermangel, unter dem die Schulen litten, also wurden Schulen dazu veranlasst, Schüler stundenlang untätig im Klassenzimmer sitzen zu lassen. Dass die Regierung versuchen würde, die Dinge anhand von Zahlen zu regeln, ist nicht überraschend. Aus der Entfernung ist Quantität das Einzige, was man messen kann. Qualität wird nur von denen erkannt, die direkt involviert sind.


    


    Das demokratische System kann mit den Staatsfabriken in der ehemaligen Sowjetunion verglichen werden. Diese wurden sicherlich auf Grundlage von Zahlen kontrolliert und geleitet. Trotz (oder vielmehr wegen) all der Aufmerksamkeit, die sie vom Staat erhielten, war die Produktionsqualität niedrig. Kein kommunistisches Auto konnte mit westlichen Modellen konkurrieren. Das war so, weil die Produktion von Bürokraten kontrolliert wurde, nicht von Konsumenten. Wie können Bürokraten wissen, was Konsumenten wollen? Und welche Anreize zur Verbesserung haben sie?


    Die zentrale Planung in der Sowjetunion führte zu einer geringen technologischen und kulturellen Innovation. Wie viele Erfindungen wurden in kommunistischen Ländern gemacht? Qualität und Innovation sind das Ergebnis von Wettbewerb und Auswahl, nicht von zentraler Kontrolle und staatlichem Zwang. Wenn private Firmen überleben wollen, müssen sie in Wettbewerb treten, indem sie die Preise so weit wie möglich senken, oder durch Innovation oder durch bessere Qualität oder besseren Service. Staatseigene Unternehmen haben keinen solchen Anreiz, da sie durch Staatsgelder gestützt werden.


    Da unser Bildungssystem (teilweise) durch das demokratische System organisiert wird, ist es (in diesem Ausmaß) ein Staatsprodukt und ähnelt dadurch den staatseigenen Fabriken in der Sowjetunion. Übrigens zeigt dieses Beispiel, wie Demokratie unausweichlich zu einem gewissen Grad an Sozialismus führt. Der freie Markt wird nicht durch demokratische Prozesse betrieben. Und doch ist in einem gewissen Sinne der freie Markt »demokratischer« als die Demokratie, weil die Bürger ihre eigene Wahl treffen können, statt die Regierung für sie wählen zu lassen.


    
      Politiker bieten immer dieselbe Lösung an: Gebt uns mehr Geld und mehr Macht, und wir werden die Probleme beheben.

    


     


    Was für die Bildung gilt, gilt auch für andere demokratisch kontrollierte Bereiche wie Gesundheitswesen und Kriminalitätskontrolle. Die meisten Menschen wollen einen besseren Schutz gegen Verbrechen. Aber die Demokratie bietet nicht, was die Menschen wollen. Die Leute stimmen für Politiker, die versprechen, die Kriminalität zu bekämpfen, aber das Ergebnis ist üblicherweise nur mehr Unsicherheit und Kriminalität statt weniger.


    In den Niederlanden stieg die Zahl der Verbrechen pro Kopf zwischen 1961 und 2001 um das Sechsfache, und jedes Jahr wird bei 700.000 angezeigten Straftaten nicht ermittelt. In vielen dieser Fälle (mindestens 100.000) kennt die Polizei den Täter, aber sie verfolgt den Fall nicht, da ihr die Zeit fehlt oder es ihr einfach egal ist. Polizeibeamte müssen den größten Teil ihrer Zeit mit Papierkram verbringen. Aber sie finden immer noch die Zeit, Marihuanaplantagen zu schließen oder Leute wegen kleiner Verkehrsdelikte festzunehmen.


    Die schwache Leistung der Polizei ist das direkte Ergebnis der Tatsache, dass sie demokratisch kontrolliert wird. Der Polizei wurde ein Monopol zur Strafverfolgung gewährt. Jeder sieht ein, dass, würde ExxonMobil ein Monopol auf den Ölmarkt gewährt, die Benzinpreise steigen und der Service abfallen würde. Das Gleiche gilt für die Polizei. Die Polizei ist eine Organisation, die desto mehr Geld bekommt, je weniger Verbrecher sie fängt. Wenn die Polizei bei der Senkung der Kriminalität erfolgreich wäre, würde ihr Budget beschnitten und Polizeibeamte würden ihre Jobs verlieren. Das Gleiche gilt für alle staatlichen Organisationen. Man kann den Menschen, die in diesem System arbeiten, nicht einmal einen Vorwurf machen. Nur die gewissenhaftesten und moralisch rechtschaffensten würden sich anders verhalten angesichts der perversen Anreize des Systems.


    
      Die Tatsache, dass Bildung durch das demokratische System gelenkt wird, bedeutet, dass Politiker und Bürokraten diktieren, wie Bildung organisiert wird und wie viel Geld für sie ausgegeben wird.

    


     


    Obwohl die Polizei nicht sehr gut darin ist, Verbrecher zu fangen, ist sie in einer Sache sehr bewandert: im Ausfüllen von Formularen. Jeder, der jemals ein Verbrechen angezeigt hat, kann das bezeugen. Man kann ihr kaum einen Vorwurf dafür machen: Sie wird ständig mit neuen Regeln bombardiert, an die sie sich halten muss. In den Niederlanden waren von den 7.000 zusätzlichen Polizeibeamten, die zwischen 2005 und 2009 ihre Arbeit aufnahmen, schließlich nur 127 auf der Straße bei der Ausübung ihres Jobs aktiv. Nach Angaben der Polizei war dies das Ergebnis der riesigen bürokratischen Arbeitslast, die durch staatliche Regulierungen erzeugt worden war.


    Um alles noch schlimmer zu machen, erhält die Polizei immer mehr – statt weniger – Befugnisse. Das trifft besonders auf die USA nach den Angriffen vom 11. September zu, wo den Strafverfolgungsbehörden immer mehr – zweifelhafte – Befugnisse gegeben wurden, wie präventive Leibesvisitationen an Flughäfen, das Recht, Telefonüberwachungen durchzuführen, Terrorverdächtige zu foltern und gerichtliche Schutzbestimmungen von Bürgern zu missachten, die früher in unserem Rechtssystem als selbstverständlich angesehen wurden, wie Habeas Corpus.


    Gibt es eine Alternative zur Sicherheit von oben herab, die uns aufgezwungen wird? Natürlich. Die Alternative ist, dass Individuen, Unternehmen, Nachbarschaften und Städte mehr Kontrolle über ihre eigene Sicherheit gewinnen. Das Monopol der Polizei sollte dem Wettbewerb zwischen Sicherheitsfirmen weichen. Die Menschen sollten nicht länger gezwungen werden, Steuern für die Staatspolizei zu bezahlen, und sollten private Sicherheitsfirmen anheuern dürfen. Das würde die Preise senken und die Qualität erhöhen. Selbst heute wächst der private Sicherheitssektor mit hoher Geschwindigkeit, da die Menschen zunehmend merken, dass sie sich für ihren Schutz nicht auf die Polizei verlassen können.


    Was auf Bildung und die Polizei zutrifft, trifft auch auf andere »öffentliche« Bereiche wie das Gesundheitswesen zu. Auch hier führt demokratische Kontrolle zu niedriger Qualität und hohen Kosten. Man kann sich nur ansatzweise die Innovation vorstellen, die im Gesundheitswesen entstehen würde, wenn es wirklich ein Teil des freien Marktes würde.


    Tatsache ist, dass die Menschen in einer Demokratie gewöhnlich nicht das bekommen, was sie wollen. Das demokratische Alles-über-einen-Leisten-Prinzip führt zu Zentralisierung, Bürokratie und Monopolisierung (die charakteristischen Eigenschaften des Sozialismus). Es führt unausweichlich zu schlechter Qualität und hohen Kosten.


    Wenn Sie einen Beweis dafür benötigen, dass die Demokratie nicht hält, was sie verspricht, beachten Sie, dass Politiker bei jeder Wahl zugeben, dass die Regierung Mist gebaut hat. Jedes Mal versprechen sie, dass sie alles – Bildung, Sicherheit, Gesundheitswesen und so weiter – zum Besseren wenden werden. Aber sie bieten immer dieselbe Lösung an: Gebt uns mehr Geld und mehr Macht, und wir werden die Probleme beheben. Das geschieht natürlich nie, weil die Probleme durch das Geld und die Macht eben dieser Politiker verursacht werden.


    


  


  
    MYTHOS 12



    Wir sind alle Demokraten


    Wenn die Demokratie damit scheitert, das zu bieten, was die Menschen tatsächlich wollen, wie kommt es dann, dass die meisten Menschen sie immer noch befürworten? Denn ist nicht jeder vernünftige Bürger ein Demokrat, auch wenn er manchmal über die Regierung murren mag?


    Nun, über Letzteres lässt sich streiten. Ob Menschen wirklich an etwas glauben, hängt nicht davon ab, was sie sagen, sondern davon, was sie tun, wenn sie die freie Wahl haben. Wenn jemand gezwungen wird, jeden Tag Huhn zu essen, und er sagt, er liebt Huhn, dann ist das nicht sehr überzeugend. Es ist nur glaubhaft, wenn er die Freiheit hat, kein Huhn zu essen. Das Gleiche trifft auf die Demokratie zu. Demokratie ist aufgezwungen. Jeder muss an ihr teilnehmen. Individuen, Städte, Ortschaften, Landkreise, Staaten, sie alle müssen sich unterwerfen und niemand kann sich »lossagen«. Würden die Menschen an einen anderen Ort, 20 Meilen entfernt, ziehen, wenn die Steuern dort niedriger und die Bürokratie weniger aufdringlich wäre, selbst wenn sie dort nicht abstimmen dürften? Viele würden es wahrscheinlich. Viele Menschen stimmen bereits mit ihren Füßen ab und ziehen in blühende Regionen in der Welt, wo es wenig oder gar keine Demokratie gibt.


    Jemand in einer Demokratie, der sagt, er befürworte die Demokratie, klingt wie ein Bürger der ehemaligen Sowjetunion, der sagt, er würde sich für einen Lada entscheiden, selbst wenn er die Chance hätte, einen Chevrolet oder einen Volkswagen zu kaufen. Könnte sein, ist aber nicht wahrscheinlich. Wie der Sowjetbürger, der keine Wahl hat außer dem Lada, haben wir keine Wahl außer der Demokratie.


    Tatsächlich wären viele vernünftige Demokraten ohne Zweifel froh, den Maßnahmen zu entfliehen, die sie angeblich durch die Wahlurne gewählt haben. Wenn sie eine Wahl hätten, würden die Leute dann wirklich ihre Sozialversicherungsbeiträge an die Regierung zahlen, ohne zu wissen, ob die Sozialleistungen immer noch vorhanden sind, wenn sie in den Ruhestand gehen? Für wie viele staatliche Dienstleistungen von niedriger Qualität und hohem Preis würden sie sich entscheiden, freiwillig zu bezahlen, wenn sie eine Wahl hätten, ihr Geld auf jede Weise auszugeben, die sie wünschen?


    Der amerikanische Ökonom Walter Williams erkannte die Tatsache, dass wir im Allgemeinen nicht wollen, dass unsere individuellen Entscheidungen zu demokratischen Entscheidungen werden. Er schrieb: »Um aufzuzeigen, welch ein Angriff auf die Freiheit die Demokratie und die Mehrheitsregel bedeuten, fragen Sie sich einfach, von wie vielen Entscheidungen in Ihrem Leben Sie wünschen, dass sie demokratisch getroffen werden. Wie steht es mit der Frage, welches Auto Sie fahren, wo Sie wohnen, wen Sie heiraten, ob Sie Truthahn oder Schinken zu Thanksgiving essen? Wenn solche Entscheidungen durch einen demokratischen Prozess getroffen werden, würde der Durchschnittsmensch sie als Tyrannei und nicht als persönliche Freiheit ansehen. Ist es nicht genauso Tyrannei, wenn der demokratische Prozess festlegt, ob Sie eine Krankenversicherung abschließen oder Geld für den Ruhestand zurücklegen? Sowohl für uns selbst als auch für unsere Mitmenschen rund um den Globus sollten wir für Freiheit eintreten, nicht für die Demokratie, die wir bekommen haben, in der ein schurkischer Kongress alles tut, für das er eine Stimmenmehrheit zusammenbringen kann.«


    Dass viele Unterstützer der Demokratie eigentlich nicht an die Ideen glauben, für die sie werben, kann am scheinheiligen Verhalten demokratischer Politiker und Regierungsbeamter erkannt werden, die nur zu oft das nicht praktizieren, was sie predigen. Man denke an sozialistische Politiker, die hohe Managergehälter kritisieren und dann in Unternehmen eintreten, wenn sie sich aus der Politik zurückziehen. Oder Politiker, die die Segnungen des Multikulturalismus predigen, aber in der Nachbarschaft von Weißen leben und ihre Kinder auf »weiße Schulen« schicken. Oder Politiker, die für Kriege stimmen, aber niemals ihre eigenen Kinder losschicken würden, damit sie in ihnen kämpfen.


    
      Demokratie ist aufgezwungen. Jeder muss an ihr teilnehmen. Individuen, Städte, Ortschaften, Landkreise, Staaten, sie alle müssen sich unterwerfen und niemand kann sich »lossagen«.

    


     


    Es gibt verschiedene Gründe, warum Menschen behaupten, die Demokratie zu unterstützen, obwohl ihr Verhalten das Gegenteil zeigt. Erstens ist es verständlich, dass Menschen unseren relativen Wohlstand dem politischen System zuschreiben, unter dem wir leben. Es geht uns ziemlich gut und wir leben in einer Demokratie, also muss die Demokratie ein gutes System sein, so lautet ihre Argumentation. Aber das ist ein Fehlschluss. Man vergleiche dies mit dem, was einige Fürsprecher der Sowjetunion über Lenin und Stalin sagten. Sicher mögen diese Diktatoren Gräueltaten begangen haben, aber die Menschen sollten ihnen nichtsdestoweniger dankbar sein, denn unter ihrer Herrschaft wurde die Sowjetunion industrialisiert und jeder wurde mit Elektrizität versorgt. Aber Russland wäre sowieso im 20. Jahrhundert »elektrifiziert« und industrialisiert worden, auch wenn Lenin und Stalin niemals aufgetaucht wären. In ähnlicher Weise kann der Fortschritt, den wir in unserer Gesellschaft gemacht haben, nicht einfach unserem politischen System zugeschrieben werden. Man betrachte China. Die chinesische Wirtschaft ist mit halsbrecherischer Geschwindigkeit gewachsen, aber das Land hat keine Demokratie. Wohlstand beruht auf dem Grad an persönlicher Freiheit, die die Menschen genießen, und der Sicherheit ihrer Eigentumsrechte, nicht auf dem Grad an Demokratie.


    Ein zweiter Grund, warum die Leute dazu neigen, unser System zu unterstützen, ist, dass sie es schwierig finden, sich vorzustellen, wie ihr Leben sein würde, wenn sie alles Geld, das sie verdienen, behalten könnten und keine Steuern zahlen müssten. Man kann die »kostenlose« Autobahn sehen, auf der man fährt, aber man kann nicht die neue Klinik sehen, die mit dem gleichen Geld hätte gebaut werden können. Ebenso kann man sich nicht den Urlaub vorstellen, den man hätte haben können, wenn man nicht für den Irakkrieg hätte bezahlen müssen. Sogar noch weniger sichtbar ist die Innovation, die sich einstellen würde, wenn die Regierung nicht in die Wirtschaft eingriffe. Auf einem freien Markt wären zweifellos viele neue und lebensrettende medizinische Behandlungen entwickelt worden, die jetzt von der Bürokratie erstickt werden.


    Es sieht oft so aus, als ob die Regierung auf magische Weise viele Dinge kostenlos anbietet, aber es muss ein versteckter Preis dafür bezahlt werden: all die Möglichkeiten – Dienstleistungen, Produkte, Innovationen –, die nicht verwirklicht werden, weil sich der Staat der Mittel dazu bemächtigt hat. Die Menschen sehen nur, was die Regierung aus dem Hut zaubert, nicht, was darin verschwindet.


    Und es gibt noch einen dritten Grund, warum wir alle denken, wir seien alle Demokraten, nämlich, weil uns ständig gesagt wird, wir seien es. Unsere Schulen, die Medien, Politiker – sie alle verbreiten andauernd die Botschaft, die einzige mögliche Alternative zur Demokratie sei Diktatur. Wer würde es angesichts dieses göttlichen Status, als Bollwerk gegen das Böse, wagen, gegen Demokratie zu sein?


    


  


  
    MYTHOS 13



    Es gibt keine (bessere) Alternative


    Wenn man sagt, man sei gegen die Demokratie, argwöhnen die Leute sofort, man befürworte die Diktatur. Aber das ist Unsinn. Diktatur ist nicht die einzige Alternative zur Demokratie. Die Alternative zum demokratischen Kauf eines Autos ist nicht ein Diktator, der das Auto für Sie kauft, sondern Sie, der Sie das Auto für sich kaufen.


    Winston Churchill sagte: »Demokratie ist die schlechteste Regierungsform, mit Ausnahme aller anderen, die ausprobiert worden sind.« Mit anderen Worten, die Demokratie hat ihre Nachteile, aber es gibt kein besseres System. In seinem berühmten Buch »The End of History and the Last Man« (deutsch: »Das Ende der Geschichte”) schrieb Francis Fukuyama sogar über »die Universalisierung der westlichen liberalen Demokratie als die letzte Form menschlicher Regierung«. Irgendetwas Besseres kann voraussichtlich niemals existieren.


    Auf diese Weise wird jede Kritik an der Demokratie bequem im Keim erstickt. Die Demokratie steht angeblich »über den politischen Parteien und Ideologien«, und wegen dieses himmlischen Status ist eine andere oder bessere Alternative unvorstellbar. Aber das ist reine Propaganda. Die Demokratie ist eine bestimmte Form politischer Organisation. Es gibt keinen Grund zu vermuten, sie sei notwendigerweise das beste Ordnungsprinzip. Im Bereich der Wissenschaft wenden wir Demokratie nicht an, wir stimmen nicht über wissenschaftliche Wahrheit ab, sondern wir verwenden Logik und Tatsachen, und das mit gutem Grund. Also gibt es keinen Grund anzunehmen, Demokratie sei im Bereich der Politik notwendigerweise das beste System.


    
      Die Alternative zum demokratischen Kauf eines Autos ist nicht ein Diktator, der das Auto für Sie kauft, sondern Sie, der Sie das Auto für sich kaufen.

    


     


    Warum sollten sich die Menschen nicht anders organisieren können als in einem Nationalstaat, in dem »das Volk« herrscht? In kleineren Gemeinschaften zum Beispiel? Aber Dezentralisierung wird von unseren demokratischen Herrschern strikt abgelehnt und sogar unmöglich gemacht. Wenn Demokratie wirklich so ein gutes System ist, würde man erwarten, dass den Menschen die Möglichkeit gegeben wird, sich einem demokratischen Staat freiwillig anzuschließen – oder sich von ihm loszusagen. Angesichts der Segnungen der Demokratie würden ja sicherlich die meisten Menschen Schlange stehen, um beizutreten? Aber das ist nicht der Fall. In keinem demokratischen Land, einschließlich der USA, ist es Teilstaaten oder Regionen erlaubt, ihre eigenen getrennten Wege zu gehen.


    In Wirklichkeit geht der Trend in demokratischen Ländern eher in die andere Richtung, in Richtung mehr und mehr Zentralisierung. Europa zum Beispiel entwickelt sich allmählich zu einem demokratischen Superstaat. Mit dem zweifelhaften Ergebnis, dass jetzt die Deutschen entscheiden können, wie die Griechen leben sollten, und umgekehrt. In dieser Mega-Demokratie sind Länder in der Lage, den Einwohnern anderer Länder die Konsequenzen ihrer eigenen kurzsichtigen Wirtschaftspolitik aufzubürden – genauso wie die Bürger in einer nationalen Demokratie auf Kosten ihrer Mitbürger leben können. Manche Länder verschwenden Geld – sie sparen nicht, verwöhnen ihre Beamten mit einer großzügigen Altersversorgung, machen Schulden, die sie niemals zurückzahlen können – und wenn sie genügend andere EU-Länder dazu bringen können zuzustimmen, können sie die Steuerzahler besser geführter Länder dazu zwingen, die Rechnung zu bezahlen. Das ist die Logik der Demokratie auf europäischer Ebene.


    Je größer ein demokratischer Staat ist und je heterogener seine Bevölkerung, desto größer sind die Spannungen, die aufkommen werden. Die verschiedenen Gruppen in solch einem Staat werden wenig Hemmungen haben, den demokratischen Prozess zu benutzen, um andere Menschen so viel wie möglich zu ihrem eigenen Nutzen zu plündern und zu behindern. Je kleiner die Verwaltungseinheiten und je homogener die Bevölkerung, desto größer die Chance, dass die demokratischen Exzesse begrenzt bleiben. Menschen, die einander persönlich kennen oder einander verbunden fühlen, neigen weniger dazu, einander auszurauben und zu unterdrücken.


    Aus diesem Grund wäre es eine gute Idee, den Menschen die Möglichkeit zur »administrativen Sezession« zu geben. Wenn es New Hampshire erlaubt wäre, sich von den USA loszusagen, hätte es viel mehr Freiheit, Angelegenheiten anders zu organisieren als dies – sagen wir mal – in Kalifornien gemacht wird. Es könnte sein eigenes Steuersystem einrichten, das für Unternehmer und Angestellte gleichermaßen günstig sein könnte. Regionen stünden miteinander im Wettbewerb und Gesetze würden mehr in Übereinstimmung mit dem gebracht, was die Leute wollen. Die Menschen könnten mit ihren Füßen »abstimmen«, indem sie in einen anderen Staat ziehen. Die Staatsführung würde dynamischer und weniger bürokratisch werden. Regionen könnten voneinander lernen, weil sie jeweils mit unterschiedlichen politischen Programmen experimentieren könnten.


    Fürsorge für die Armen zum Beispiel kann viel besser auf kommunaler Ebene organisiert werden. Kontrolle vor Ort verhindert Missbrauch und ist die beste Garantie dafür, dass denjenigen geholfen wird, die wirklich Hilfe benötigen, und kein Geld für Schmarotzer verschwendet wird. Der Abbau des national-demokratischen Wohlfahrtsstaates ist auch wichtig für eine erfolgreiche Integration von Minderheiten. Zur Zeit leben viele Immigranten einfach vom Wohlfahrtsstaat. Das sind die Immigranten, die niemand will. Aber die meisten Menschen haben nichts gegen Immigranten, die für sich selber sorgen können und gewillt sind, sich zu integrieren.


    Übrigens hat Churchill auch gesagt: »Das beste Argument gegen die Demokratie ist ein Fünfminutengespräch mit dem durchschnittlichen Wähler«.

  


  
    II. Die Krise der Demokratie


     


     


    Die Demokratie mag als ein großes Ideal begonnen haben, um dem Volk mehr Macht zu geben, aber nach 150 Jahren Praxis sind die Ergebnisse da und sie sind nicht positiv. Es ist jetzt klar, dass die Demokratie eine tyrannische, nicht eine befreiende Kraft ist. Westliche Demokratien sind dem Weg der sozialistischen Länder gefolgt und sind unbeweglich, korrupt, unterdrückend und bürokratisch geworden. Wie wir oben versucht haben zu zeigen, ist dies nicht geschehen, weil das demokratische Ideal untergraben worden wäre, sondern im Gegenteil wegen der kollektivistischen Natur des Ideals als solchem.


    Wenn Sie wissen wollen, wie Demokratie wirklich funktioniert, betrachten Sie dieses Beispiel: Giorgos Papandreou, der griechische sozialistische Politiker, gewann die Wahlen in seinem Land im Jahr 2009 mit einem einfachen Slogan: es gibt Geld! Seine konservativen Gegner hatten die Beamtengehälter und andere öffentliche Ausgaben reduziert. Papandreou sagte, dies sei nicht nötig gewesen. »Lefta yparchoun« war sein Schlagwort – es gibt Geld. Er gewann die Wahlen spielend. In Wirklichkeit gab es natürlich kein Geld – oder besser, das Geld musste von Steuerzahlern in anderen Ländern in der Europäischen Union bereitgestellt werden. Aber die Mehrheit hat in einer Demokratie immer recht und wenn sie herausfindet, dass sie Reichtümer für sich selbst herbeiwählen kann, dann wird sie dies unvermeidlich tun. Zu erwarten, dass sie etwas anderes tut, ist naiv.


    Was das griechische Beispiel auch zeigt, ist, dass sich in einer Demokratie die Menschen naturgemäß an den Staat wenden, damit er sich um sie kümmert. Demokratische Herrschaft bedeutet Herrschaft durch den Staat. Infolgedessen werden die Menschen fortlaufend Anforderungen an den Staat stellen. Sie werden immer abhängiger davon, dass die Regierung ihre Probleme löst und ihr Leben führt. Welchem Problem sie auch immer ausgesetzt sind, sie erwarten, dass die Regierung es in Ordnung bringt. Fettleibigkeit, Drogenmissbrauch, Arbeitslosigkeit, ein Mangel an Lehrern oder Krankenschwestern, eine Abnahme von Museumsbesuchen, was auch immer, der Staat ist da, um etwas dagegen zu tun. Was auch immer passiert – ein Feuer in einem Theater, ein Flugzeugabsturz, eine Kneipenschlägerei –, sie erwarten, dass der Staat die Schuldigen verfolgt und sicherstellt, dass so etwas nicht wieder passiert. Wenn sie keinen Arbeitsplatz haben, erwarten sie, dass die Regierung »Arbeitsplätze schafft«. Wenn die Benzinpreise steigen, erwarten sie, dass die Regierung etwas dagegen tut. Auf Youtube gibt es ein Video, das ein Interview mit einer Frau zeigt, die gerade eine Rede von Präsident Obama gehört hat, und sie weint fast vor Glück. Sie ruft aus: »Ich werde mich nicht mehr sorgen müssen, wie ich das Benzin für mein Auto bezahle oder wie ich meine Hypothek bezahle!« Das ist die Mentalität, die durch die Demokratie erzeugt wird.


    Und die Politiker sind durchaus gewillt, das bereitzustellen, was die Leute von ihnen verlangen. Sie sind wie der sprichwörtliche Mann, der nur einen Hammer hat und alles als Nagel ansieht, auf den er schlagen kann. Auf die gleiche Weise sehen sie für jedes Problem in der Gesellschaft sich selber als die Problemlöser. Schließlich sind sie deshalb gewählt worden. Sie versprechen, »Arbeitsplätze zu schaffen«, die Zinsen zu senken, die Kaufkraft der Menschen anzukurbeln, Wohnungseigentum sogar für die Ärmsten erschwinglich zu machen, die Bildung zu verbessern, Spielplätze und Sportplätze für unsere Kinder zu bauen, zu gewährleisten, dass alle Produkte und Arbeitsplätze sicher sind, gute und erschwingliche Gesundheitsfürsorge für jedermann bereitzustellen, die Straßen von Verkehrsstaus und Kriminalität, die Nachbarschaften von Vandalismus zu befreien, unsere »nationalen« Interessen im Rest der Welt zu verteidigen, »internationales Recht« rund um den Globus durchzusetzen, überall die Emanzipation voranzutreiben und Diskriminierung zu bekämpfen, zu gewährleisten, dass die Nahrung sicher und das Wasser sauber ist, »das Klima zu retten«, das Land zum saubersten, grünsten und innovativsten der Welt zu machen und den Hunger von der Erde zu verbannen. Sie werden all unsere Träume und Forderungen erfüllen, uns von der Wiege bis zur Bahre beschützen, sicherstellen, dass wir von frühmorgens bis spätnachts glücklich und zufrieden sind – und natürlich den Haushalt kürzen und die Steuern senken.


    Das sind die Träume, aus denen die Demokratie gemacht ist.

  


  
    Die Sünden der Demokratie


    Offensichtlich kann dies in der Realität niemals funktionieren. Die Regierung kann dies nicht alles erreichen. Am Ende werden Politiker die Dinge tun, die sie tun können, und das sind:


    
      	1.Geld auf Probleme werfen



      	2. neue Regeln und Vorschriften machen



      	3. Komitees einsetzen, um die Umsetzung ihrer Vorschriften zu überwachen.


    


    Es gibt wirklich nichts anderes, das sie als Politiker tun können. Sie können nicht einmal die Rechnung für ihre Aktivitäten bezahlen, deren Begleichung wird den Steuerzahlern überlassen.


    Die Folgen dieses Systems kann man jeden Tag um sich herum erblicken:


    Bürokratie. Die Demokratie hat überall große Bürokratien ins Leben gerufen, die mit immer mehr tyrannischer Macht über unser Leben herrschen. Da sie die Regierung sind, sind sie in der Lage sicherzustellen, dass sie gut geschützt sind vor der rauen ökonomischen Realität, mit der wir anderen konfrontiert sind. Ihre Ämter können niemals pleitegehen, sie selber können kaum gefeuert werden und sie werden selten mit dem Gesetz in Konflikt geraten, da sie das Gesetz sind. Gleichzeitig laden sie uns anderen mit ihren Regeln und Vorschriften eine riesige Bürde auf. Überall werden Existenzgründer durch eine Vielzahl an Gesetzen und ihnen auferlegten Bürokratiekosten behindert und entmutigt. Bestehende Unternehmen leiden ebenfalls unter dem Gewicht der Bürokratie. In den USA betragen die Kosten der Regulierung nach Angaben der Small Business Administration – einer Regierungsbehörde wohlgemerkt – 1,75 Billionen Dollar im Jahr, laut einem Artikel in Wikipedia. Die Armen und wenig Gebildeten leiden am meisten unter diesem System: Sie können keine Arbeit finden, weil sie durch Mindestlohngesetze und andere Gesetze, die die Arbeitskosten hochtreiben, preislich aus dem Markt gedrängt werden. Für sie ist es auch sehr schwer, ein eigenes Unternehmen zu gründen, weil sie nicht wissen, welchen Weg sie im bürokratischen Dschungel nehmen müssen.


    Parasitismus. Zusätzlich zu Bürokraten und Politikern gibt es eine weitere Gruppe von Menschen, die mit dem demokratischen System sehr gut fahren: diejenigen, die die Firmen und Einrichtungen leiten, die ihre Existenz der Freigiebigkeit der Regierung oder besonderen Privilegien verdanken. Man denke an die Manager von Firmen im militärisch-industriellen Komplex und an die Banken und Geldinstitute, die durch das Teilreservesystem gestützt werden. Aber auch an die Menschen in den »subventionierten Branchen« – Kultureinrichtungen, öffentlich-rechtliches Fernsehen, Hilfsorganisationen, Umweltgruppen und so weiter – nicht zu reden von dem ganzen Zirkus der »internationalen Institutionen«. Viele dieser Leute haben lukrative Jobs, die sie ihren innigen Verbindungen mit der Regierung oder mit Regierungsbehörden verdanken. Das ist eine Form des institutionalisierten Parasitismus, begünstigt durch unser demokratisches System.


    Größenwahn. Frustriert von ihrer Unfähigkeit, die Gesellschaft wirklich zu ändern, startet die Regierung regelmäßig Megaprojekte, um einer scheiternden Industriebranche zur Gesundung zu verhelfen oder um einem anderen edlen Zweck zu dienen. Solche Aktionen verschärfen nur ausnahmslos die Probleme, und sie kosten immer viel mehr als geplant. Man denke an Bildungsreformen, Gesundheitsreformpläne, Infrastrukturprojekte und Energie-Mumpitz wie das Ethanolprogramm in den USA oder die Offshore-Windkraftprojekte in Europa. Auch Kriege mögen als »öffentliche Projekte« angesehen werden, die von der Regierung unternommen werden, um die Aufmerksamkeit von Problemen zu Hause abzulenken, öffentliche Unterstützung für die Regierung zu entfachen, Arbeitsplätze für die Unterschicht zu schaffen und riesige Profite an bevorzugte Unternehmen zu leiten, die im Gegenzug die Wahlkampagnen von Politikern sponsern und Jobs für eben diese Politiker zur Verfügung stellen, wenn sie aus dem Amt gewählt werden. (Unnötig zu sagen, dass die Politiker niemals in den Kriegen kämpfen, die sie beginnen.)


    Wohlfahrtsdoktrin. Die Politiker, die berufen sind, Armut und Ungleichheit zu bekämpfen, empfinden es natürlicherweise als ihre heilige Pflicht, fortlaufend neue Wohlfahrtsprogramme einzuführen (und neue Steuern, um sie zu bezahlen). Das dient nicht nur ihren eigenen Interessen, sondern auch denen der Bürokraten, die für die Durchführung dieser Programme verantwortlich sind. Die Wohlfahrt bildet heute einen wesentlichen Teil der Staatsausgaben in den meisten demokratischen Ländern. In Großbritannien gibt der Staat ein Drittel seines Haushalts für die Wohlfahrt aus. In Italien und Frankreich beträgt diese Zahl an die 40 Prozent. Viele soziale Organisationen (z. B. Gewerkschaften, staatliche Rentenversicherungen, staatliche Arbeitsagenturen) haben ein Interesse an der Erhaltung und Ausweitung des Wohlfahrtsstaates. Typisch für das Vorgehen des demokratischen Staates ist, dass er keine Wahl bietet und keine Verträge mit seinen Bürgern eingeht. Jeder ist gezwungen, hohe Prämien für Arbeitslosen- und Sozialversicherung zu zahlen, aber niemand weiß, welche Leistungen er in der Zukunft genießen wird. Das Geld, das er zahlen musste, ist bereits ausgegeben worden. Das kommende Sozialversicherungsdebakel ist das unglaublichste Beispiel dieser Art unerhörter Verschwendung. Und man bedenke, dass die Wohlfahrt nicht nur an die »Benachteiligten« geht. Eine Menge an Wohlfahrt geht an die Reichen, zum Beispiel die Banken, denen mit 700 Milliarden Dollar aus der Patsche geholfen wurde (woraufhin sich die Führungskräfte selber stattliche Boni genehmigten).


    Antisoziales Verhalten und Verbrechen. Der demokratische Wohlfahrtsstaat ermutigt Unverantwortlichkeit und antisoziales Verhalten. In einer freien Gesellschaft verwirken Menschen, die sich nicht betragen, ihre Versprechen nicht einhalten oder ohne Rücksicht auf andere handeln, die Hilfe von Freunden, Nachbarschaft und Familie. Unser Wohlfahrtsstaat jedoch sagt ihnen: Wenn dir niemand mehr helfen will, werden wir es tun! So werden die Menschen für antisoziales Verhalten belohnt. Da sie daran gewöhnt sind, dass die Regierung alles bereitstellt, was sie benötigen, entwickeln sie die Einstellung von Schmarotzern, die nicht für ihr Geld arbeiten wollen. Um es noch schlimmer zu machen, machen es strenge Arbeitsgesetze (wie auch Antidiskriminierungsgesetze) Arbeitgebern schwer, Angestellte zu entlassen, die keine zufriedenstellenden Leistungen erbringen. Auf ähnliche Weise machen es staatliche Regulierungen fast unmöglich, Studenten auszuschließen oder Lehrer zu feuern, die sich danebenbenehmen oder die geforderte Leistung nicht erbringen. In Sozialbauten ist es sehr schwer, jemanden aus seinem Haus zu vertreiben, der seine Nachbarn belästigt. Gruppen, die sich in Nachtlokalen danebenbenehmen, kann wegen Antidiskriminierungsgesetzen der Eintritt nicht verweigert werden. Um dem Schaden noch die Beleidigung hinzuzufügen, richtet die Regierung oft teure Hilfsprogramme für antisoziale Gruppen wie Fußballhooligans ein. So wird Kriminalität belohnt und ermutigt.


    
      Der Hauptantrieb für Politiker in einer Demokratie ist der Wunsch, wiedergewählt zu werden. Deshalb reicht ihr Horizont gewöhnlich nicht weiter als bis zu den kommenden Wahlen.

    


    


    Mittelmäßigkeit und niedriger Standard. Da die Mehrheit in jeder Gesellschaft dazu tendiert, ärmer zu sein als die erfolgreicheren und fähigeren Mitglieder der Gesellschaft, gibt es unweigerlich Druck auf die Politiker in einer Demokratie, Wohlstand umzuverteilen – von den Reichen zu nehmen und den Armen zu geben. Auf diese Weise werden unternehmerischer Erfolg und Fähigkeit durch progressive Steuern bestraft. Somit mag von der Demokratie erwartet werden, dass sie zu Volksverdummung und einer Senkung des allgemeinen kulturellen Standards führt. Wo die Mehrheit herrscht, wird der Durchschnitt zur Norm.


    Kultur der Unzufriedenheit. In einer Demokratie werden private Meinungsverschiedenheiten fortlaufend in soziale Konflikte verwandelt. Das ist so, weil der Staat in alle persönlichen und gesellschaftlichen Beziehungen eingreift. Alles, was irgendwo schiefläuft, von einer schlecht funktionierenden öffentlichen Schule bis zu einer örtlichen Ausschreitung, wird zu einem landesweiten (oder sogar internationalen) Thema aufgebläht, für das Politiker eine Lösung finden müssen. Jeder fühlt sich dazu getrieben und ermutigt, anderen seine Weltsicht aufzuzwingen. Gruppen, die sich ungerecht behandelt fühlen, errichten Blockaden, organisieren Proteste oder streiken. Das erzeugt ein allgemeines Gefühl von Frustration und Unzufriedenheit.


    
      In einer Demokratie werden private Meinungsverschiedenheiten fortlaufend in soziale Konflikte verwandelt. Das ist so, weil der Staat in alle persönlichen und gesellschaftlichen Beziehungen eingreift.

    


    


    Kurzfrist-Denken. Der Hauptantrieb für Politiker in einer Demokratie ist der Wunsch, wiedergewählt zu werden. Deshalb reicht ihr Horizont gewöhnlich nicht weiter als bis zu den kommenden Wahlen. Dazu kommt, dass demokratisch gewählte Politiker mit Ressourcen arbeiten, die nicht ihnen gehören und die ihnen nur zeitweise zur Verfügung stehen. Sie geben anderer Leute Geld aus. Dass bedeutet, dass sie nicht aufpassen müssen, was sie bezüglich der Zukunft tun und denken. Aus diesen Gründen sind in einer Demokratie kurzfristige politische Maßnahmen vorherrschend. Ein ehemaliger niederländischer Sozialminister sagte einmal: »Politische Führer sollten regieren, als ob es keine Wahlen mehr gäbe. Auf diese Weise wären sie in der Lage, die langfristige Sicht auf die Dinge einzunehmen.« Aber das ist natürlich genau das, was sie nicht tun können. Wie es der amerikanische Autor in einem Interview formulierte: »Ich glaube, wir sehen uns in der westlichen Welt einer echten Krise gegenüber. Was man sieht, ist die grundlegende Unfähigkeit in jeder westlichen Gesellschaft, eine Sache zu tun, nämlich irgendeine Art von kurzfristigem Schmerz für langfristigen Gewinn aufzuerlegen. Wann immer eine Regierung versucht, irgendetwas Schmerzhaftes vorzuschlagen, gibt es einen Aufstand. Und der Aufstand ist fast immer erfolgreich.« Da in einer Demokratie die Menschen ermutigt werden, sich wie Schmarotzer zu benehmen, und die Politiker sich mehr wie Pächter als wie Grundbesitzer verhalten, da sie nur auf Zeit im Amt sind, sollte dieses Ergebnis niemanden überraschen. Jemand, der etwas mietet oder leiht hat weit weniger Anreiz, vorsichtig damit umzugehen und langfristig zu denken als ein Eigentümer.

  


  
    Warum es immer schlimmer wird


    Theoretisch könnten die Menschen für ein anderes, weniger bürokratisches und weniger verschwenderisches System stimmen. Praktisch ist es nicht wahrscheinlich, dass dies geschieht, da es zu viele Menschen gibt, die ein begründetes Interesse am Erhalt des Systems erlangt haben. Und wenn der Staat langsam anwächst, wächst diese Gruppe mit ihm. Und wie der große österreichische Ökonom Ludwig von Mises dargelegt hat, wird sich insbesondere die Bürokratie gegen jede Art von Veränderung mit Zähnen und Klauen wehren. »Der Bürokrat ist nicht nur ein Angestellter des Staates«, schrieb Mises. »Unter einer demokratischen Verfassung ist er gleichzeitig Wähler und als solcher ein Teil des Souveräns, seines Arbeitgebers. Er befindet sich in einer eigenartigen Situation: Er ist sowohl Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer. Und sein finanzielles Interesse als Arbeitnehmer überragt sein Interesse als Arbeitgeber, da er viel mehr öffentliche Gelder erhält, als er selber beisteuert. Dieses doppelte Verhältnis wird umso bedeutender, je mehr Menschen sich auf der Gehaltsliste des Staates befinden. Der Bürokrat als Wähler ist mehr auf eine Lohnerhöhung aus als darauf, den Haushalt ausgeglichen zu erhalten. Sein Hauptanliegen ist es, die Gehaltszahlungen aufzublähen.«


    
      Regierungen geben das Geld von jemand anderem für jemand anderen aus. Daher haben Sie keinen Grund, auf Qualität oder Kosten zu achten.

    


     


    Der Ökonom Milton Friedman unterschied zwischen vier Arten von Geldausgeben. Die erste ist, wenn Sie Ihr Geld für sich selbst ausgeben. Sie haben einen Anreiz, auf Qualität zu achten und mit den Ausgaben effizient zu sein. So wird Geld im Allgemeinen im privaten Bereich ausgegeben. Die zweite Art ist das Geldausgeben für jemand anderen, zum Beispiel, wenn Sie jemanden zum Essen einladen. Sie achten sicher auf den ausgegebenen Betrag, sind aber weniger an der Qualität interessiert. Die dritte Art ist, wenn Sie das Geld von jemand anderem für sich selbst ausgeben, wenn Sie also auf Firmenkosten essen gehen. Sie werden einen geringen Anreiz verspüren, sparsam zu sein, aber Sie werden bestrebt sein, das richtige Essen auszuwählen. Die vierte Art ist, das Geld von jemand anderem für jemand anderen auszugeben. Dann haben Sie keinen Grund, auf Qualität oder Kosten zu achten. Auf diese Art gibt im Allgemeinen die Regierung Ihr Steuergeld aus.


    Politiker werden für die Maßnahmen, die sie getroffen haben, selten verantwortlich gemacht, und das erweist sich auf lange Sicht als schädlich. Sie werden geehrt für ihre guten Absichten und die anfänglich positiven Ergebnisse ihrer Programme. Die auf lange Sicht negativen Folgen (zum Beispiel Schulden, die zurückgezahlt werden müssen) werden ihre Nachfolger zu verantworten haben. Umgekehrt haben Politiker einen geringen Anreiz, an Programmen zu arbeiten, die zu Ergebnissen führen, nachdem sie außer Amtes sind, weil diese zukünftigen Führern angerechnet werden.


    Somit geben demokratische Regierungen unweigerlich mehr Geld aus, als sie einnehmen. Sie lösen dieses Problem durch Steuererhöhungen, oder noch besser – da Steuern dazu tendieren, von den Leuten, die sie bezahlen müssen, übelgenommen zu werden – durch das Leihen oder einfach das Drucken von Geld. (Man beachte, dass sie dazu neigen, das Geld von bevorzugten Banken zu leihen, denen dann von der Regierung ausgeholfen wird, wenn sie sich zu sehr verschulden.) Selten kürzen sie ihren eigenen Haushalt. Wenn sie von »Einschränkungen« sprechen, meinen sie gewöhnlich ein langsameres Wachstum der Ausgaben.


    Gelddrucken führt natürlich zu Inflation, was eine stetige Abnahme des Werts der Ersparnisse der Menschen bedeutet. Geld zu leihen verursacht einen Anstieg der Staatsschulden und führt zu Zinszahlungen kommender Generationen. Gegenwärtig sind die öffentlichen Schulden fast aller Demokratien auf der Welt so hoch geworden, dass es nicht wahrscheinlich ist, dass sie jemals zurückgezahlt werden. Weitaus schlimmer ist, dass Einrichtungen wie Rentenfonds massiv Staatsanleihen gekauft haben in der Annahme, dies sei ein gutes Langzeitinvestment. Das ist ein grausamer Scherz. Viele Menschen werden niemals die Rente erhalten, mit der sie gerechnet haben, weil das Geld, das sie in ihren Rentenfonds eingezahlt haben, bereits verschleudert wurde.


    Doch trotz all dieser Probleme, die die Demokratie uns beschert, fahren wir fort zu hoffen und zu glauben, dass sich nach den nächsten Wahlen alles ändern wird. Das lässt uns in einem Teufelskreis feststecken: Das System liefert nicht, was es verspricht, die Leute werden frustriert und verlangen Verbesserungen, Politiker schrauben ihre Versprechungen noch höher, die Erwartungen steigen noch mehr, die unausweichlichen Enttäuschungen werden noch größer und so weiter. Die Bürger in einer Demokratie sind wie Alkoholiker, die immer mehr trinken müssen, um betrunken zu werden, jedes Mal mit dem Ergebnis eines noch größeren Katers. Statt zu dem Schluss zu kommen, dass sie dem Alkohol fernbleiben sollten, wollen sie nur noch mehr. Sie haben völlig vergessen, wie sie sich um sich selbst kümmern können, und übernehmen nicht länger die Verantwortung für ihr eigenes Leben.

  


  
    Warum wir weniger

    Demokratie brauchen


    Die Frage ist, wie lange diese Situation fortbestehen kann angesichts der Unzufriedenheit in der Gesellschaft und der Instabilität des politischen und ökonomischen Systems. Viele Menschen merken, dass mit dem System etwas nicht stimmt. Politiker und Meinungsführer beklagen die Zersplitterung der politischen Landschaft, den Wankelmut der Wählerschaft, die Oberflächlichkeit und Sensationsgier der Medien. Die Bürger beschweren sich, dass Politiker ihnen nicht zuhören, dass sie nicht bekommen, was ihnen versprochen wurde, und dass der Kongress eine Farce sei, eine Verhöhnung guter Regierung. Die Schuld für die Probleme geben sie jedoch den falschen Politikern oder Nebenthemen wie Immigration oder Globalisierung, nicht den Mängeln, die dem demokratischen System selbst inhärent sind.


    
      Die Bürger in einer Demokratie sind wie Alkoholiker, die immer mehr trinken müssen, um betrunken zu werden, jedes Mal mit dem Ergebnis eines noch größeren Katers.

    


     


    In diesem Augenblick weiß niemand so richtig, wohin es von hier aus gehen soll. Jeder ist gefangen in dem Tunnelblick namens Demokratie. Die einzige »Lösung«, die den Leuten einfällt, ist »mehr Demokratie«, das heißt, mehr Staatseingriffe. Junge Leute trinken zu viel Alkohol? Man setze das Mindestalter für den Alkoholkonsum herauf! Die chronisch Kranken werden in Pflegeheimen vernachlässigt? Man schicke mehr staatliche Kontrolleure dorthin! Es gibt einen Mangel an Innovation? Man richte eine staatliche Innovationsbehörde ein! Kinder lernen in der Schule zu wenig? Man ordne mehr Klassenarbeiten an! Die Kriminalität ist im Zunehmen begriffen? Man bilde ein neues Regierungsamt! Man reguliere, verbiete, zwinge, schrecke ab, überprüfe, kontrolliere, verhätschele, reformiere – und vor allem: Man werfe Geld auf das Problem.


    Und was, wenn es alles nicht funktioniert? Irgendwann wird man den Ruf nach einem Großen Führer vernehmen, einem starken Mann, der dem ganzen Gegacker ein Ende macht und Gesetz und Ordnung bieten wird. Das hat eine gewisse Logik. Wenn alles durch den Staat reguliert werden muss, warum soll es dann nicht richtig gemacht werden, durch einen wohlwollenden Diktator? Schluss mit dem ganzen Hin und Her, der Unentschlossenheit, der Streiterei, der Ineffizienz. Aber das wäre ein Geschäft mit dem Teufel. Wir würden Gesetz und Ordnung bekommen, das stimmt. Aber der Preis wäre das Ende von Freiheit, Dynamik und Wachstum.


    Zum Glück gibt es einen anderen Weg, auch wenn es vielen Leuten schwerfällt, sich ihn vorzustellen. Der Weg ist: weniger Demokratie. Weniger Staat. Mehr individuelle Freiheit.


    Wie dieses libertäre Ideal in der Praxis aussehen könnte, ist Gegenstand des letzten Kapitels dieses Buches.

  


  
    III. Auf dem Weg zu einem neuen politischen Ideal


     


     


    Es ist eine Illusion zu glauben, dass die Probleme, denen sich unsere Gesellschaft gegenübersieht, durch »mehr Demokratie« behoben werden können. Geschweige denn, dass Demokratie das beste aller möglichen Systeme ist.


    Die Demokratie entstand zu einer Zeit, als staatliche Herrschaft relativ schwach war. Anderthalb Jahrhunderte der Demokratie haben jedoch zu einer gewaltigen Ausweitung des Staates in allen demokratischen Ländern geführt. Sie haben auch zu einer Situation geführt, in der wir nicht nur den Staat fürchten sollten, sondern auch unsere Mitbürger, die in der Lage sind, uns mittels der Wahlurne zu versklaven.


    Der blinde Glaube an die Demokratie in unserer Gesellschaft ist nicht selbstverständlich. Tatsächlich ist er ein ziemlich neues Phänomen. Viele Leser mag es überraschen, aber die großen Gründerväter der Vereinigten Staaten – Männer wie Benjamin Franklin, Thomas Jefferson und John Adams – waren ohne Ausnahme gegen die Demokratie. »Demokratie«, sagte Benjamin Franklin, »ist, wenn zwei Wölfe und ein Lamm darüber abstimmen, was sie zu Mittag essen sollen.« – »Freiheit«, fügte er hinzu, »ist ein gut bewaffnetes Lamm, das die Abstimmung anficht.« Thomas Jefferson sagte, Demokratie sei »nicht mehr als Pöbelherrschaft, wo 51 Prozent der Menschen den anderen 49 Prozent ihre Rechte nehmen dürfen«.


    Sie standen kaum allein. Die meisten klassisch-liberalen und konservativen Intellektuellen im 18. und 19. Jahrhundert, einschließlich berühmter Denker wie Lord Acton, Alexis de Tocqueville, Walter Bagehot, Edmund Burke, James Fenimore Cooper, John Stuart Mill und Thomas Macaulay, lehnten die Demokratie ab. Der berühmte konservative Autor Edmund Burke schrieb: »Darüber bin ich mir sicher, dass in einer Demokratie die Mehrheit der Bürger fähig ist, die grausamste Unterdrückung der Minderheit auszuüben … und dass die Unterdrückung der Minderheit sich auf eine weit größere Anzahl erstrecken und mit weit größerem Ingrimm betrieben werden wird, als es fast jemals von der Herrschaft eines einzelnen Szepters befürchtet werden kann.«


    Thomas Macaulay, der berühmte britische liberale Denker, brachte ähnliche Gefühle zum Ausdruck: »Ich bin seit Langem davon überzeugt, dass rein demokratische Institutionen früher oder später die Freiheit oder die Zivilisation oder beide zerstören müssen.« Das waren zu dieser Zeit völlig akzeptable Gedanken, wie Erik Ritter von Kuehnelt-Leddihn in seinem Buch Freiheit oder Gleichheit (1953) zeigt.


    Während des späten 19. und des 20. Jahrhunderts jedoch wurde das klassisch-liberale Ideal zunehmend in den Hintergrund gedrängt und durch den Glauben an den Kollektivismus ersetzt – die Ansicht, dass das Individuum der Gruppe untergeordnet sei. Der Liberalismus wurde durch verschiedene Formen des Kollektivismus ersetzt – Kommunismus, Sozialismus, Faschismus und Demokratie. Die Letztere gilt nun als unsere Idee von »Freiheit«. Aber wie wir in diesem Buch gezeigt haben, ist es völlig falsch, Demokratie mit Freiheit gleichzusetzen. Wie klassisch-liberale Denker in der Vergangenheit festgestellt haben, ist Demokratie in Wirklichkeit eine – recht schlaue – Form von Sozialismus. Was von unserer Freiheit übrig ist, ist der klassisch-liberalen Tradition zu verdanken, die im Westen immer noch lebendig ist, nicht der Demokratie.


    Diese klassisch-liberale Tradition steht jedoch unter starkem Druck. Mit jeder neuen Generation, die mit der täglichen demokratischen Propaganda aufwächst, die uns überall umgibt, stirbt ein Teil unseres liberalen Erbes ab. Niemanden erstaunt es mehr, wenn Frauen Quoten in Firmenvorständen fordern, wenn der Staat das Rauchen in Kneipen untersagt oder wenn die Regierung entscheidet, was unsere Kinder in den Schulen lernen. Nicht jeder mag mit diesen Ansichten übereinstimmen – aber jeder findet es vollkommen normal, dass die Regierung über diese Angelegenheiten entscheiden sollte. Es gibt kaum einen Widerstand gegen die Tatsache, dass wir in einem System leben, das in unser Leben bis hinunter zum kleinsten Detail eingreift. Es gibt keinen prinzipiellen Widerstand gegen die Ansicht, das »demokratisch« entschieden werden sollte, wie wir alle leben sollten.

  


  
    Dezentralisierung und individuelle Freiheit


    Ist eine Alternative zur Demokratie möglich? Eine Gesellschaft ohne einen übergeordneten Staat, ohne Mehrheitsregel, eine freie und kooperative Gesellschaft?


    Absolut. Eine solche Alternative wird dringend benötigt, wenn wir nicht in Tyrannei und Stagnation abgleiten wollen. Die westliche Welt braucht ein neues Ideal. Ein Ideal, das Dynamik und individuelle Freiheit mit sozialer Harmonie verbindet. Ein solches Ideal ist nicht utopisch. Es kann erreicht werden. Das Erste, das getan werden muss, ist die Reduzierung der Staatsfunktion. Die Menschen müssen die Kontrolle über ihr Leben und die Früchte ihrer Arbeit zurückgewinnen. Ohne aufdringliche Vorschriften und Besteuerung werden die Menschen sichere, lebenswerte und zukunftsfähige Gemeinschaften bilden. Warum können die Menschen nicht ihr eigenes Geld ausgeben, wie sie es wünschen und die Versicherung, die Gesundheitsvorsorge und die Bildung kaufen, die sie auswählen? Welches große Desaster würde uns heimsuchen, wenn dies geschähe? Warum sollte der Staat den Menschen ihr Geld über Steuern nehmen und diese Entscheidungen für sie treffen? Den Menschen muss wieder die Freiheit gegeben werden, für sich selber die Wahl zu treffen, ihre Probleme zu lösen, wie sie es für angebracht halten – individuell oder, wahrscheinlich öfter, gemeinsam. Denn ohne Zusammenarbeit sind Ordnung und Wohlstand unmöglich. Aber Zusammenarbeit kann nur auf freiwilliger Grundlage funktionieren, basierend auf wechselseitiger Zustimmung.


    
      Warum nicht ein Markt für Regierungsstile, wo Regierungen miteinander konkurrieren müssen und wo die Bürger leicht in einen anderen Regierungsbezirk wechseln können, um zu leben und zu arbeiten?

    


     


    Die Menschen müssen die Kontrolle über die Früchte ihrer eigenen Arbeit zurückgewinnen. Sie müssen die Freiheit haben, ihre eigenen örtlichen – religiösen, kommunistischen, kapitalistischen, ethnischen und so weiter – Gemeinschaften zu gründen. Diese können »demokratisch« regiert werden, wenn die Einwohner dies wollen, oder nicht, wenn sie es nicht wollen.

  


  
    Ein Markt für Regierungsstile


    Patri Friedman, Enkel des Nobelpreisträgers Milton Friedman, hat einmal gesagt:


    
      »Die Regierung ist eine Branche mit einer sehr hohen Eintrittsbarriere. Tatsächlich muss man die Wahl gewinnen oder eine Revolution beginnen, um eine neue Art von Regierung auszuprobieren.«

    


     


    Tatsächlich gibt es wenig Auswahl und Wettbewerb bei Regierungen. Die Leute erachten es als wichtig, dass Firmen miteinander konkurrieren. Die Leute erwarten einen flexiblen freien Markt für Autos, Kleidung und Versicherungen mit vielen verschiedenen Anbietern. Also warum nicht ein Markt für Regierungsstile, wo Regierungen miteinander konkurrieren müssen und wo die Bürger leicht in einen anderen Regierungsbezirk wechseln können, um zu leben und zu arbeiten? Gegenwärtig können die Menschen in eine andere Stadt ziehen, aber weil die meisten Steuern und Gesetze von der Bundesregierung kommen, ändert das nichts. Um eine andere Art von Regierungsführung zu erhalten, sind die Menschen gezwungen zu emigrieren, was eine enorme Barriere darstellt.


    Wir wissen, dass Firmen eine Tendenz haben, Monopole und Kartelle zu bilden, um Wettbewerb zu reduzieren. Aber Regierungen haben diese Tendenz genauso. Man sehe sich die Konzentration von Regierungsmacht in Washington oder Brüssel an. In einem freien Markt ist es Menschen immer möglich, neue Unternehmen zu gründen, um existierende Monopole und Kartelle herauszufordern. Deswegen neigen Monopole im privaten Sektor zur Kurzlebigkeit. Wenn Monopolisten hohe Preise verlangen oder ihre Marktposition missbrauchen, ermutigt das andere Firmen zum Eintritt in diesen bestimmten Markt.


    
      Dezentralisierung ist im Gegensatz zu nationaler Demokratie ein System des »Leben und leben lassen«.

    


     


    Im Bereich der Regierungsstile mangelt es an einem solchen Wettbewerb. Wie echte Monopolisten wollen Politiker keinen Wettbewerb im Bereich der Regierungsstile. Sie bevorzugen es, dass über alle Angelegenheiten kollektiv auf zentraler Ebene entschieden wird. »Illegale Immigration kann nur in europäischem Zusammenhang behoben werden«, werden sie sagen. Oder: »Die Schuldenkrise kann nur international angegangen werden.« Oder: »Der Terrorismus kann nur durch eine mächtige zentrale Behörde bekämpft werden.« Es gibt jedoch viele kleine Länder auf der Welt, die nicht Teile von »Blöcken« sind und die nicht unter Wirtschaftskrisen oder Terrorismus leiden. In ähnlicher Weise sollen wir glauben, dass Bildung, Gesundheit, Finanzen, Sozialversicherung und so weiter mindestens auf nationaler Ebene koordiniert und reguliert werden müssen. Aber es gibt keinen Grund, warum das so sein sollte.


    Dezentralisierung wäre für viele Gruppen in der Gesellschaft vorteilhaft. Mit lokaler Autonomie können fortschrittliche Denker ihre fortschrittlichen Ideen in die Praxis umsetzen, und konservative Denker können das Gleiche mit ihren Werten tun, ohne andere zu zwingen, sich an ihren Lebensstil anzupassen. Menschen, die gerne eine Öko-Hippie-Gemeinschaft aufmachen würden, können gemäß ihren Träumen leben. Auf ihre eigenen Kosten natürlich. Eine religiöse Gemeinschaft, die ihre Läden am Sonntag geschlossen halten will, kann das tun. Alles über einen Leisten zu schlagen ist unnötig und unerwünscht. Dezentralisierung ist im Gegensatz zu nationaler Demokratie ein System des »Leben und leben lassen«. Lasst also tausend Nationen blühen.


    Vielfalt an Regierungsstilen bedeutet, dass die Menschen leichter entscheiden können, unter welchem System sie gerne leben würden. Sie können in eine andere Gemeinde oder einen anderen Bezirk gehen, wenn sie eine anderen Regierungsstil wünschen. Ein solcher Wettbewerb stellt sicher, dass die Machthaber verantwortlich gemacht werden, was kaum der Fall ist, wenn der Einfluss eines Bürgers auf Abstimmungen einmal in vier Jahren begrenzt ist. Selbst wenn nur wenige Bürger tatsächlich in eine andere Gegend ziehen, wird es für die Machthaber einen starken Anreiz geben, ihre Politik zu verbessern.


    Wenn nicht alles zentral festgelegt ist, können Regionen eine Richtung wählen, die zu ihren Umständen und Vorlieben passt. Zum Beispiel kann eine bestimmte Gegend eine starke Reduzierung von Steuern und Regulierungen wählen, um wirtschaftliche Aktivität zu stimulieren. Der amerikanische Historiker Thomas E. Woods legt dar, dass politische Freiheit in Westeuropa genau wegen der Fragmentierung und Differenzierung auftrat, die dort historisch herrschten. Eine Vielzahl kleiner Rechtssysteme ermöglichte es den Menschen, von Orten, wo Unterdrückung herrschte, zu liberaleren Orten zu fliehen. Tyrannische Machthaber sahen sich dadurch gezwungen, mehr Freiheit zuzulassen.

  


  
    Dezentralisierung in der Schweiz


    Die Schweiz hat seit Langem bewiesen, dass Dezentralisierung gut funktionieren kann. Menschen denken oft, dass Größe und Zentralisierung Wohlstand und alle Arten anderer Vorteile mit sich bringen. Die Schweiz jedoch, die weder ein Mitglied der EU noch der NATO ist, beweist das Gegenteil. Mit fast acht Millionen Einwohnern hat dieses Land ungefähr die Bevölkerungszahl von Virginia, und seine Regierung ist in hohem Maße dezentralisiert. 26 Kantone konkurrieren miteinander und genießen ein großes Maß an Autonomie. Die Kantone waren früher eigene autonome Staaten, und einige haben weniger als 50.000 Einwohner. Zusätzlich gibt es etwa 2.900 Gemeinden in der Schweiz – die kleinste hat ungefähr 30 Einwohner. Das sind relativ zur Einwohnerzahl sehr viel mehr Gemeinden als in den meisten anderen europäischen Ländern. Der größte Teil der Schweizer Einkommensteuer wird an die Gemeinde und an den Kanton bezahlt, nicht an die Bundesregierung. Die Gemeinden und Kantone unterscheiden sich stark bezüglich Besteuerung und Regulierung und konkurrieren somit um die Gunst von Bürgern und Unternehmen.


    Es ist natürlich wohlbekannt, dass die Schweiz ein sehr erfolgreiches Land ist. Es gehört zur Spitzenliga der Welt, was Lebenserwartung, Arbeitsplätze, Wohlbefinden und Wohlstand betrifft. Es ist eines der wenigen Länder der Welt, das seit einem Jahrhundert keinen Krieg erlebt hat. Trotz der Existenz von vier Sprachen (Deutsch, Französisch, Italienisch und Rätoromanisch) gibt es eine sehr große soziale Harmonie, in starkem Gegensatz zur Situation in Belgien, wo die Spannungen und widerstreitenden Interessen zwischen den Flämisch sprechenden Flamen und den Französisch sprechenden Wallonen ständig drohen, das Land zu spalten. Während die Flamen sich beschweren, dass sie für die weniger wohlhabenden Wallonen zahlen müssen, erfahren die Schweizer wegen ihres dezentralisierten Systems keine solche Reibung.


    Natürlich ist die Schweiz eine Demokratie, aber das Land hat so viele und so kleine demokratische Einheiten, dass es es schafft, viele der negativen Auswirkungen der nationalen parlamentarischen Demokratie zu vermeiden.


    Die Schweiz zeigt auch, wie die Möglichkeit zur Sezession Spannungen reduziert. In den 1970er-Jahren fühlten sich die französischsprachigen Einwohner des Kantons Bern in der überwiegend deutschsprachigen Gegend, in der sie leben, nicht gut repräsentiert. Also trennten sich die französischsprachigen Gemeinden im Jahr 1979 ab und formten den Kanton Jura. Durch die Jahrhunderte wurden Kontroversen zwischen verschiedenen ethnischen und sprachlichen Gruppen auf diese Weise friedlich beigelegt. Da Schweizer Gemeinden und Kantone klein sind, können die Menschen nicht nur an der Wahlurne abstimmen, sondern sie haben auch die Wahl wegzuziehen, wenn sie mit der Regierung unzufrieden sind. Auf diese Weise wird schlechte Politik durch gute Politik ausgetrieben.


    Das bedeutet nicht, dass wir das Schweizer Modell als ein Ideal oder als die einzige Option verfechten. Aber es ist ein Beispiel, das zeigt, wie dezentralisierte Regierungsführung funktionieren kann und wie sie zu niedrigeren Steuern und größerer individueller Freiheit führt. Auch meinen wir nicht, dass Demokratie notwendigerweise etwas Gutes ist, solange sie klein gehalten wird. Eine Demokratie mit drei Leuten ist immer noch falsch, solange ihr keiner entkommen kann. Dann kann sie die gleichen negativen Auswirkungen haben wie eine Demokratie mit zehn Millionen Bürgern. Was zählt, ist, dass die Menschen selber festlegen dürfen, wie groß die Verwaltungseinheiten sind, in denen sie leben wollen, und welche Regierungsform sie haben. Das muss nicht Demokratie sein. Liechtenstein (160 km²), Monaco (2 km²), Dubai (4 km²), Hongkong (1.100 km²) und Singapur (710 km²) sind keine parlamentarischen Demokratien. Aber sie sind erfolgreich. Diese Länder zeigen, dass »klein oft fein ist«.


    Man könnte denken, dass das Recht zur Sezession und zur Selbstherrschaft zu Konflikten führe. Aber das folgt nicht. Man beachte, wie der freie Markt funktioniert. Jeder hat das Recht, ein Unternehmen zu gründen. Doch die Mehrheit der Menschen ist bei Firmen angestellt. Eine solche Zusammenarbeit bringt allen Parteien Vorteile. Das gilt auch für Länder. Die Menschen dürfen wählen, unabhängig zu sein, aber die meisten werden es in ihrem Interesse finden, sich einer Gesellschaft anzuschließen. Und die verschiedenen Gesellschaften werden es ebenso in ihrem Interesse finden, zusammenzuarbeiten. Sicher, Massenproduktion kann Kosten reduzieren, aber bei welcher Masse das geschehen wird, kann nur bestimmt werden, wenn die Menschen frei sind zu wählen.


    Sezession muss nicht notwendigerweise gleich zur vollen Verwaltungsautonomie führen. Jede Form von Dezentralisierung, in der gewisse Verantwortlichkeiten von der zentralen an die örtliche Regierung übertragen werden, könnte politische Sezession genannt werden. Das könnte eine attraktive (übergangsweise) Form zwischen vollständiger Sezession und der gegenwärtigen Situation sein.


    Wie dies funktionieren könnte, kann am Beispiel der sogenannten Sonderwirtschaftszonen wie Shenzhen gesehen werden, die die chinesische Regierung in den 1980er- und 1990er-Jahren einrichtete. Diese Regionen hatten wenig Regulierung, erlaubten gewisse ausländische Investitionen und bereiteten den Weg zu größerer Freiheit für das restliche China. Dubai hat ebenfalls solche Freihandelszonen eingerichtet, wo wenige Handels- und Arbeitsregulierungen existieren. Solche wirtschaftlich freien Zonen könnten ein Modell für politisch freie Zonen sein, wo die Menschen mit verschiedenen Formen von Regierungsführung experimentieren könnten.

  


  
    Die vertragsrechtliche Gesellschaft


    Leute denken oft, dass, wenn der Staat etwas nicht zur Verfügung stellt (z. B. für die Oper bezahlt oder sich um ältere Leute kümmert), es nicht stattfinden würde. Aber das ist die Einstellung von Menschen in der früheren Sowjetunion, die sagten: Wo wären wir, wenn sich der Staat nicht mehr um uns kümmern würde? Als der amerikanische Ökonom Milton Friedman das kommunistische China besuchte, wurde er von Funktionären gefragt, wer der amerikanische Minister für natürliche Ressourcen sei. Als er ihnen sagte, dass es eine solche Person nicht gebe, starrten sie ihn ungläubig an. Sie konnten sich nicht vorstellen, dass die Produktion und Verteilung von Rohstoffen ohne Regierungskontrolle möglich sei.


    
      Heute fällt es Menschen schwer, sich vorzustellen, dass Bürger – vor dem Aufstieg der Demokratie – die Autorität des Königs akzeptierten. Aber seltsamerweise akzeptieren sie die Autorität der Mehrheit, ohne zu murren.

    


     


    In der Vergangenheit konnten sich die Leute nicht vorstellen, wie ein Leben ohne König möglich sein könnte. Vom König wurde erwartet, dass er für seine Untertanen sorgte. Wir blicken jetzt in gleicher Weise auf den Staat und die Demokratie. Heute fällt es Menschen schwer, sich vorzustellen, dass Bürger – vor dem Aufstieg der Demokratie – die Autorität des Königs akzeptierten. Aber seltsamerweise akzeptieren sie die Autorität der Mehrheit, ohne zu murren.


    Und doch sehen wir Selbstorganisation ohne Zwang und Kontrolle von oben jeden Tag um uns herum stattfinden. Oft entgegen unserer Erwartung. Niemand hat gedacht, dass etwas so Anarchistisches wie Wikipedia, die Internet-Enzyklopädie, ohne zentrale Kontrolle erfolgreich sein könnte. Aber es funktioniert. Das ganze Internet ist eine Ansammlung zahlreicher verschiedener Organisationen, Individuen und Technologien, die ohne zentrales Management zusammenarbeiten. Zu Beginn des World Wide Web konnten viele nicht glauben, dass das Internet keinen Besitzer hatte, dass es auf individuellen freiwilligen Absprachen zwischen Tausenden von Organisationen (Internet-Serviceprovidern, Firmen, Institutionen) beruhte, von denen jede einen kleinen Ausschnitt des Netzwerks kontrollierte.


    Tatsächlich würde unsere ideale und freie Gesellschaft dem Modell ähneln, auf dem das Internet basiert. Für das Internet gelten nur ein paar einfache Regeln; der Rest steht jedermann zur Teilnahme offen, wie er es für angebracht hält. Die Hauptregel ist, dass über das Internetprotokoll TCP/IP kommuniziert wird. Auf dieser Grundlage sind Millionen von Firmen, Organisationen und Individuen frei, ihr eigenes Ding zu machen – ihre eigenen Domains einzurichten, ihre Dienste anzubieten und so zu kommunizieren, wie sie wollen. Die Menschen können auch auf TCP/IP neue Protokolle starten und herausfinden, ob andere sich ihnen anschließen wollen. Sie können neue Dienstleistungen ins Leben rufen und gucken, ob sie Kunden finden. Es hat sich gezeigt, dass diese Vielfalt, Freiheit und Selbstorganisation im Internet unglaublich gut funktioniert.


    
      Eine freie Gesellschaft würde dem Modell ähneln, auf dem das Internet basiert. Für das Internet gelten nur ein paar einfache Regeln; der Rest steht jedermann zur Teilnahme offen, wie er es für angebracht hält.

    


    In ähnlicher Weise besteht in einer freien Gesellschaft die Hauptregel darin, dass man nicht Betrug, Gewalt oder Diebstahl ausübt. Solange sich die Leute an diese Regel halten, können sie alle Dienstleistungen anbieten, einschließlich derer, die jetzt als »öffentliche« Dienste angesehen werden. Sie können auch ihre eigenen Gemeinschaften einrichten, wie sie es für angebracht halten – monarchistisch, kommunistisch, konservativ, religiös oder sogar autoritär, solange ihre »Kunden« freiwillig beitreten und solange sie andere Organisationen in Ruhe lassen. Und diese Gemeinschaften können so klein sein, dass sie 10 Personen umfassen, oder eine Million Personen groß sein (man beachte, dass ein Privatunternehmen wie Walmart zwei Millionen Angestellte hat).


    Wenn man viele verschiedene Verwaltungseinheiten hat, können die Menschen immer wegziehen, wenn es ihnen nicht gefällt, und die Machthaber sind sich dessen wohl bewusst. Ihre Einwohner sind nicht bloß Bürger, denen gelegentlich erlaubt wird, abzustimmen, sondern Kunden, die sie gut zu bedienen haben, um sie zu behalten. Das Gleiche passiert auf dem Markt. Wenn die Kunden nicht mögen, was der Bäcker anzubieten hat, dann organisieren sie keine Proteste, um den Eigentümer zu beeinflussen, sie gehen einfach zu einer anderen Bäckerei.


    Kleine Gesellschaften werden eher auf klare Absprachen gegründet sein als auf Einfluss durch die Wahlurne. In den USA und anderen demokratischen Ländern hat kein Bürger einen Vertrag mit der Regierung, in dem ihre gegenseitigen Verpflichtungen aufgeführt sind, z. B. was die Regierung bereitstellen wird und zu welchen Kosten. Man denke an Themen wie Renten, Gesundheit, Bildung, Subventionen, Arbeitsgesetze und so weiter. Die Bürger haben eine vage und undefinierte Verpflichtung, Steuern zu bezahlen und sich an die Gesetze zu halten, während die Regierung eine undefinierte Verpflichtung zum Bereitstellen von Dienstleistungen hat. Und die Regierung kann die Regeln jederzeit ändern, unabhängig von irgendwelchen Abstimmungsergebnissen. Das verursacht beträchtliche Rechtsunsicherheit. Sie mögen jahrelang Rentenbeiträge gezahlt haben in der Erwartung, dass sie im Ruhestand gewisse Leistungen erhalten werden. Doch kann die Regierung die Höhe dieser Leistungen mit einem Federstrich ändern. Oder Sie vermieten eine Wohnung in dem Glauben, dass Sie den Mietvertrag zu einer bestimmten Zeit kündigen können, wenn die Regierung plötzlich entscheidet, dass für die erforderliche Länge von Mietverträgen andere Bedingungen gelten.


    
      In den USA und anderen demokratischen Ländern hat kein Bürger einen Vertrag mit der Regierung, in dem ihre gegenseitigen Verpflichtungen aufgeführt sind, z. B. was die Regierung bereitstellen wird und zu welchen Kosten.

    


     


    Eine anständige Gesellschaft sollte auf Verträge gegründet sein, in denen Rechte respektiert werden und alle Parteien wissen, woran sie sind. Wo die Regeln nicht während des Spiels durch die Spielmacher geändert werden können. Und diese Verträge müssen nicht notwendigerweise für jeden dieselben sein. Genauso wie die Angestellten einer Firma können verschiedene Bürger verschiedene Verträge haben, je nach der Gegend, in der sie leben oder arbeiten.

  


  
    Der Weg zur Freiheit


    Wenn technischer Fortschritt ein Indikator für zukünftige Entwicklungen ist, dann sind die Aussichten für Dezentralisierung glänzend. Eine technische Erfindung wie das Auto befreite die Menschen hinsichtlich ihrer Mobilität. Die Erfindung der Pille gab den Menschen mehr sexuelle Freiheit und Frauen mehr Kontrolle über ihr Leben. Das Aufkommen des Internets setzte dem Würgegriff der herrschenden Eliten über die Medien ein Ende. Jetzt kann jeder Nachrichten veröffentlichen, seine Gedanken in die Welt senden oder damit beginnen, Produkte über das Internet zu verkaufen.


    Tatsächlich ist die Technik die wahrhaft demokratisierende Kraft, mehr als das demokratische System selbst. Während die Demokratie der Mehrheit die Macht gibt, über die Minderheit zu herrschen, neigt die Technik dazu, Individuen Macht über ihr eigenes Leben zu geben. Demokratie nimmt Individuen Macht weg, Technik gibt ihnen Macht. Sie ist eine dezentralisierende Kraft, die den Mittelsmann, die Regierung, in Angelegenheiten wie Kommunikation, Finanzen, Bildung, Medien und Handel überflüssig macht. Und da der freie Markt Technik immer billiger macht, gibt er selbst den ärmsten Menschen eine gewisse Kontrolle über ihr eigenes Schicksal. Selbst in Afrika erhalten heutzutage Millionen von Menschen neue Chancen, nicht aufgrund von Entwicklungshilfe, sondern dank Computern und Handys, die weiterhin billiger werden.


    Die Menschheit erfuhr also während des letzten Jahrhunderts einen erheblichen Fortschritt, nicht aufgrund von Demokratie, sondern aufgrund von Technik und freier Marktwirtschaft. Geräte wie das iPhone, der Walkman und der PC haben fortgeschrittene technische Fähigkeiten in die Reichweite des Individuums gebracht und zu seiner Emanzipation beigetragen. Durch Dienste wie Facebook sind Individuen in der Lage, auszuwählen, welchen sozialen Kontexten sie angehören wollen, sogar über nationale Grenzen hinweg und ohne Staatseingriffe. Zusätzlich haben die Entwicklung von Englisch als Weltsprache und die Möglichkeit, billig zu reisen, die Welt »kleiner« gemacht und es erleichtert, in andere Länder zu ziehen.


    
      Tatsächlich ist die Technik die wahrhaft demokratisierende Kraft, mehr als das demokratische System selbst.

    


    All dies bedeutet, dass Wettbewerb bezüglich Regierungsstilen sehr gut funktionieren könnte. Menschen treffen bereits zunehmend die Wahl, wo sie arbeiten oder leben wollen, und unter welcher Art von Regierungsstil. Millionen von Menschen leben oder arbeiten im Ausland. Eine Welt mit vielen kleinen staatlichen Einheiten, jede mit ihren eigenen Merkmalen, stünde mit diesen Entwicklungen im Einklang. Diese kleinen Einheiten können entscheiden, in bestimmten Bereichen zusammenzuarbeiten, wenn dies zu ihrem Vorteil ist, zum Beispiel in den Bereichen Energie, Einwanderung und Transport. Sie könnten auch bei der Verteidigung zusammenarbeiten, was wichtig sein könnte, wenn ein Großstaat auftreten würde, der die kleineren Gesellschaften vernichten wollte. Wirtschaftlich erfolgreiche und innovative Gesellschaften würden höchstwahrscheinlich geschickte Wege finden, sich gegen diese Art der Aggression zu verteidigen.


    Neue Technik lässt sogar die Erzeugung völlig neuer Länder zu. Die Seasteading-Organisation, mitbegründet von dem bereits erwähnten Patri Friedman, versucht, künstliche Inseln in internationalen Gewässern zu errichten. Diese Inseln können Alternativen zu existierenden Regierungsformen bieten.


    Um Dezentralisierung zu erreichen, braucht unser derzeitiges politisches System radikale Veränderungen, aber sie sind nicht so schwer zu verwirklichen, wie man denken mag. Große Regierungsorganisationen können aufgelöst werden. Ministerien für Bildung, Gesundheit, Soziales, Wirtschaft, Landwirtschaft, Äußeres, Entwicklungshilfe und Finanzen können gestrichen werden. Eine Gesellschaft benötigt nur grundlegende öffentliche Dienste, um Gesetz und Ordnung zu gewährleisten und um Umweltfragen zu behandeln.


    Der Wohlfahrtsstaat kann in ein privates Versicherungssystem umgewandelt werden. Das wird den Bürgern Freiheit und Sicherheit ermöglichen. Sie werden Versicherungen individuell oder kollektiv durch Gewerkschaften oder die Firmen, für die sie arbeiten, abschließen können. Die staatliche Versicherung, wie wir sie kennen, unterliegt ständig willkürlichen Änderungen durch die Regierung. Die Sicherheit, die der Staat verspricht, ist eine falsche und unterliegt politischen Launen. Das muss aufhören. Fürsorge für die Armen und Bedürftigen kann auf lokaler Ebene geleistet werden.


    Die staatliche Kontrolle unseres Finanzsystems sollte aufgehoben werden, sodass Regierungen nicht länger den Wert unseres Geldes aushöhlen und Aufschwünge und Krisen verursachen können. Auf diese Weise würde ein fairer internationaler Finanzmarkt erzeugt, der nicht länger von mächtigen Regierungen und regierungsverbundenen Finanzinstitutionen manipuliert würde.


    Kurz gesagt, der große demokratische Nationalstaat muss kleineren politischen Einheiten Platz machen, in denen die Bürger selbst entscheiden, wie sie ihre Gesellschaft formen wollen. Wo immer möglich, sollte über Angelegenheiten lokal auf der niedrigstmöglichen Verwaltungsebene entschieden werden.


    Wenn dies das Ende der Europäischen Union bedeutet, umso besser. Politiker in Europa lieben es, Endzeitszenarien zu malen über das, was passieren würde, wenn die Europäische Union auseinanderfiele. Aber Länder wie Norwegen und die Schweiz waren niemals Mitglied der EU und kommen sehr gut allein zurecht.


    Es wird manchmal behauptet, die EU gewährleiste freien Handel zwischen europäischen Ländern. Wenn dies das Einzige wäre, was sie täte, wäre das prima, aber sie tut eine ganze Menge mehr. Der von Brüssel erzeugte »Binnenmarkt« hat nichts mit wirtschaftlicher Freiheit zu tun. Im Gegenteil. Die Europäische Union versprüht geradezu Gesetze und Regulierungen, die wirtschaftliche Freiheit einschränken. Sie ist ein Superstaat im Aufbau, der die Freiheit von Bürgern und Unternehmen gleichermaßen zerstören wird. Die EU stellt das Gegenteil von Dezentralisierung dar – sie ist der Inbegriff von Zentralisierung, ein nutzloser bürokratischer Moloch, wo die individuelle Freiheit sogar mehr bedroht ist als in einer nationalen Demokratie. Je eher sie abgeschafft wird, desto besser.

  


  
    Eine glänzende Zukunft


    In vieler Hinsicht sieht die Zukunft glänzend aus. Die Menschheit hat gewaltiges Wissen und eine riesige Produktionskapazität erworben – mehr als genug, um Wohlstand für alle auf der Welt zu schaffen.


    Zusätzlich gibt es nach dem Zusammenbruch der blutigen kommunistischen und faschistischen Regime des 20. Jahrhunderts, wie in der Sowjetunion, China und anderen Ländern, einen weltweiten Trend in Richtung mehr Freiheit. Große Gruppen von Menschen haben mehr persönliche und wirtschaftliche Freiheit gewonnen, was zu größerem Wohlstand und Wohlergehen geführt hat. Andere erheben sich gegen Diktaturen und verlangen mehr Freiheit. Es gibt keinen Grund, warum sich dieser Trend nicht fortsetzen sollte.


    Es mag schwer sein, sich vorzustellen, dass Leben ohne den demokratischen Nationalstaat möglich ist, aber ähnlich radikale Veränderungen haben in der Vergangenheit stattgefunden. Wie Linda und Morris Tannehill in ihrem klassischen libertären, antidemokratischen Buch The Market for Liberty (1970) schreiben:


     


     


    
      »Stellen Sie sich einen feudalistischen Leibeigenen vor, per Gesetz an das Land gebunden, auf dem er geboren ist, und in der gesellschaftlichen Stellung, in die er hineingeboren wurde, sich von morgens bis abends mit primitiven Werkzeugen für sein nacktes Auskommen abplagend, das er mit dem Herrn seines Landguts teilen muss, sein Denken verstrickt in Angst und Aberglaube. Stellen Sie sich vor, Sie versuchen, diesem Leibeigenen von der Gesellschaftsstruktur Amerikas im 20. Jahrhundert zu erzählen. Sie werden es wahrscheinlich schwer haben, ihn davon zu überzeugen, dass eine solche Gesellschaftsstruktur überhaupt existieren könnte, da er alles, was Sie beschreiben würden, im Zusammenhang seines eigenen Wissens von der Gesellschaft sehen würde. Er würde ihnen, zweifellos mit einer Spur selbstgefälliger Überlegenheit, mitteilen, dass, wenn nicht jedes Individuum, das in die Gemeinschaft hineingeboren wird, einen bestimmten und für immer festgelegten gesellschaftlichen Platz einnimmt, die Gesellschaft schleunig ins Chaos abgleiten würde. Auf ähnliche Weise ist es wahrscheinlich, dass, wenn man einem Menschen des 20. Jahrhunderts erzählt, dass der Staat von Übel und daher unnötig ist, und dass wir eine weit bessere Gesellschaft hätten, wenn wir gar keinen Staat hätten, dies höfliche Skepsis hervorrufen wird, … vor allem, wenn dieser Mensch nicht gewohnt ist, unabhängig zu denken. Es ist immer schwierig, sich die Funktionsweise einer Gesellschaft auszumalen, die von unserer verschieden ist, besonders einer fortgeschritteneren Gesellschaft. Das ist deshalb so, weil wir so an unsere eigene Gesellschaftsstruktur gewöhnt sind, dass wir dazu tendieren, automatisch jeden Aspekt der fortgeschritteneren Gesellschaft im Zusammenhang unserer eigenen zu sehen, wodurch wir das Bild bis zur Sinnlosigkeit verzerren.«

    


     


    Wir glauben, dass der Nationalstaat und die ihn begleitende Demokratie Phänomene des 20. Jahrhunderts sind, nicht des 21. Jahrhunderts. Der Weg zu Autonomie und Selbstbestimmung wird weitergehen, aber er wird nicht über große Demokratien führen. Er wird über Dezentralisierung und die Organisation von Menschen in kleineren Verwaltungseinheiten führen, die von den Menschen selbst aufgebaut werden.


    Einige mögen einwenden, dass die meisten Menschen nicht fähig sind, frei zu sein. Dass sie nicht die Verantwortung oder den Wunsch haben, ihr Leben unabhängig zu führen. Dass sie um ihres eigenen Wohls willen regiert werden sollten. Aber das ist das gleiche Argument, das gegen die Aufhebung der Sklaverei oder die Emanzipation der Frauen verwendet wurde. Die Sklaverei sollte nicht aufgehoben werden, wurde argumentiert, weil die Schwarzen unfähig sein würden, für sich selber zu sorgen – und überhaupt würden die meisten nicht einmal frei sein wollen. Frauen sollten keine gleichen Rechte haben, wurde gesagt, weil sie unfähig seien, ihren eigenen Lebensunterhalt zu verdienen und mit den Herausforderungen eines eigenständigen Lebens zurechtzukommen. Aber in der Wirklichkeit zeigte sich das Gegenteil. Es wird genau so sein, wenn der demokratische Bevormundungsstaat abgeschafft wird. Die Menschen werden sich als erstaunlich selbstständig erweisen, wenn sie die Chance dazu erhalten. Natürlich werden sie sich nicht dafür entscheiden, einzelgängerisch zu leben, sondern werden sich in Gruppen ihrer eigenen Wahl selbst organisieren, in Firmen, Vereinen, Gewerkschaften, Genossenschaften, Interessenvereinigungen, Gemeinschaften und Familien.


    Befreit von der lähmenden Kontrolle der Bürokratie und der demokratischen Mehrheitsregel werden sie die Welt auf eine Weise ändern, die wir jetzt nicht vorhersehen können. Wie Linda und Morris Tannehill es ausdrücken: »Viele unerwünschte Umstände, die die Menschen heute für selbstverständlich halten, wären in einer Gesellschaft völlig ohne Regierung anders. Die meisten dieser Unterschiede würden einem Markt entspringen, der von der Erblast der Regierungskontrolle – sowohl der faschistischen als auch der sozialistischen – befreit und somit in der Lage wäre, eine gesunde Wirtschaft und einen weitaus höheren Lebensstandard für jedermann zu produzieren.«


    
      Für sich selbst bevorzugen die Menschen Freiheit gegenüber Zwang. Sie bevorzugen es, eine direkte Wahl auf dem freien Markt zu haben, statt ihre Präferenzen lediglich in der Wahlkabine anzuzeigen.

    


     


    Es ist Zeit, dass sich die Menschen der Tatsache bewusst werden, dass Demokratie nicht zu Freiheit oder Autonomie führt. Sie löst keine Konflikte und setzt keine produktiven und kreativen Kräfte frei. Ganz im Gegenteil. Demokratie erzeugt Zwiespalt und Beschränkungen. Die zentralistischen und zwanghaften Aspekte der Demokratie resultieren in organisiertem Chaos, während individuelle Freiheit und die Dynamik des unorganisierten Markts spontane Ordnung und Wohlstand hervorbringen.


    Für sich selbst bevorzugen die Menschen Freiheit gegenüber Zwang. Sie bevorzugen es, eine direkte Wahl auf dem freien Markt zu haben, statt ihre Präferenzen lediglich in der Wahlkabine anzuzeigen. Gibt es irgendjemanden, der es vorziehen würde, dass die Regierung sein Auto für ihn auswählt, statt dass er sein Auto selber aussucht?


    Es ist höchste Zeit, dass die Menschen merken, dass die Freiheit, die sie für sich selbst wünschen, auch anderen gegeben werden muss. Dass ihre Freiheit nicht andauern kann, wenn andere nicht die gleiche Freiheit genießen. Dass sie am Ende selber die Opfer des Zwangs werden, den sie – demokratisch – über andere ausüben. Sie werden in eine Falle tappen, die sie selber hergestellt haben.


    Eine Entwicklung hin zu weniger Demokratie und mehr Freiheit mag einigen furchterregend erscheinen. Wir alle sind in national-demokratischen Nationalstaaten aufgewachsen und waren unablässig sozialdemokratischen Ideen ausgesetzt. Es ist uns beigebracht worden, unsere Gesellschaft sei »die beste aller möglichen Welten«.


    Die Realität ist jedoch weniger ansprechend. Es ist Zeit, sich dieser Realität zu stellen. Der Staat ist kein wohlwollender Nikolaus. Er ist ein eigensüchtiges, übergriffiges Monster, das niemals zufrieden sein wird und das irgendwann die Unabhängigkeit und Autonomie seiner Untertanen ersticken wird. Und dieses Monster wird durch Demokratie am Leben gehalten: durch die Idee, dass das Leben jedes menschlichen Wesens durch die Mehrheit kontrolliert werden darf.


    Es ist Zeit, die Idee aufzugeben, dass das Volk – und damit der Staat – das Recht hat, zu herrschen. Dass es uns besser geht, wenn Regierungen bestimmen, wie wir leben, und unser Geld ausgeben, statt dass wir das selber tun. Dass die demokratische »Alles-über-einen-Leisten«-Ideologie Harmonie und Wohlstand bringen wird. Dass demokratischer Zwang uns nutzt.


    Es ist Zeit, uns selbst von der Tyrannei der Mehrheit zu befreien. Wir haben nichts zu verlieren außer den Ketten, die uns aneinander binden.

  


  
    NACHWORT:



    Libertarismus und Demokratie


    Unsere Kritik an der Demokratie wurde aus einem libertären Blickwinkel geschrieben. Der Libertarismus ist eine politische Philosophie, die auf Selbsteigentum basiert, d. h. dem Recht jedes Individuums auf seinen eigenen Körper und sein eigenes Leben und damit die Früchte seiner Arbeit. Die Alternative zum Selbsteigentum ist, dass einige Menschen über das Leben und die Arbeit anderer herrschen (oder – aber das ist höchst unrealistisch – dass jeder über jeden herrscht). Nach dem Libertarismus ist eine solche Situation ungerecht. Der Libertarismus basiert auf dem Prinzip, dass Individuen nicht die Pflicht haben, sich selbst dem Kollektiv zu opfern, wie es unter Sozialismus, Faschismus und Demokratie der Fall ist.


    Für Libertäre bedeutet individuelle Freiheit (Selbsteigentum) nicht das »Recht« auf Arbeit, Bildung, Gesundheitsfürsorge, Wohnen oder irgendein anderes Gut, da solche »Rechte« die Pflicht anderer bedeuten, solche Leistungen zur Verfügung zu stellen. Wenn eine Person gezwungen wird, sich selbst für andere zu opfern, dann ist das nicht Freiheit, sondern Sklaverei. Freiheit bedeutet, dass jeder das Recht hat, mit seinem Leben und Eigentum zu tun, was er will, solange er nicht in das Leben und das Eigentum anderer eingreift. Kurz gesagt, Libertäre sind gegen die Initiierung körperlicher Gewalt.


    Der vornehmliche Zweck des libertären Rechtssystems ist es, das Individuum gegen alle Formen von Gewalt zu schützen. Libertäre befürworten alle Freiheiten, die aus dem Prinzip des Selbsteigentums folgen. Wir sind zum Beispiel für Religionsfreiheit, Freiheit zur Sterbehilfe, Legalisierung von Drogen, freie Rede und so weiter. Wir sind auch für das Recht der Menschen, sich frei zusammenzutun, zusammenzuarbeiten und zu handeln, d. h. für einen freien Markt.


    Wir glauben, dass Individuen und Gruppen das Recht haben, ihre eigenen Regeln bezüglich der Verwendung ihres Eigentums zu machen. So wie jeder entscheiden darf, wen er in sein Zuhause einlädt, sollte der Eigentümer einer Bar entscheiden dürfen, ob in seiner Bar das Rauchen erlaubt ist, und ein Arbeitgeber sollte über eine Kleiderordnung innerhalb seiner Firma entscheiden dürfen. Jedem steht es frei, eine Bar nicht zu besuchen oder für eine Firma nicht zu arbeiten, wenn er die Regeln nicht mag.


    Aus diesem Grund ist der Libertarismus gegen Antidiskriminierungsgesetze. Solche Gesetze sind unvereinbar mit dem Prinzip des freien Zusammenschlusses. Die Regierung verfügt: Du sollst dich zusammenschließen! Ob es dir gefällt oder nicht. Im Gegensatz dazu basiert der Libertarismus auf Wahlfreiheit; alle Beziehungen und Transaktionen sollten freiwillig sein.


    Diskriminierung bedeutet unterschiedliche Behandlung. Natürlich ist es lächerlich, keinen Umgang mit Schwulen, Juden, Deutschen oder wem immer haben zu wollen, aber das Prinzip der Freiheit bedeutet, dass niemand seine Entscheidungen rechtfertigen muss, egal wie lächerlich. Man braucht keinen guten Grund, um etwas nicht zu tun. Der Libertarismus verteidigt das Recht von Menschen, Dinge zu tun oder nicht zu tun, die anderen unsympathisch sein mögen. So wie freie Rede bedeutet, dass Menschen das Recht haben, eine Meinung auszudrücken, mit der andere nicht übereinstimmen. Die einzige Verpflichtung der Menschen ist es, von der Initiierung von Gewalt anderen gegenüber abzusehen.


    Antidiskriminierungsgesetze sind tatsächlich selbst eine Form von Gewalt, da sie Menschen zwingen, sich gegen ihren Willen mit anderen zusammenzutun. Sollten wir alte Damen zwingen, dunkle Gassen zu betreten, wo gewalttätige Jugendliche herumhängen? Sollten wir Menschen zu Liebesbeziehungen mit Leuten, die sie unattraktiv finden, zwingen? Natürlich nicht. Aber mit welchem Recht zwingt die Regierung dann Unternehmen, Leute einzustellen, die sie nicht einstellen wollen? Und mit welchem Recht zwingt die Regierung Nachtclubbesitzer, Kunden zu akzeptieren, die sie nicht wollen? Als Libertäre glauben wir, dass solche Vorgaben nicht nur falsch, sondern auch kontraproduktiv sind. Sie führen zu Hass und Konflikten statt zu Toleranz und Harmonie.


    Der Libertarismus ist weder »links« noch »rechts«, weder progressiv noch konservativ. Progressive befürworten Staatseingriffe in die Wirtschaft, sind aber (manchmal) willens, einen gewissen Grad an persönlicher Freiheit zuzulassen. Konservative befürworten Staatseingriffe in persönliche Entscheidungen, sind aber (manchmal) willens, einen gewissen Grad an wirtschaftlicher Freiheit zuzulassen. Aber beide haben gemeinsam, dass sie das Individuum als Untertan des Staates, des Kollektivs, ansehen. Der Libertarismus ist die einzige politische Philosophie, die prinzipiell gegen die Initiierung von Gewalt ist, d. h. gegen allen Einsatz von Gewalt außer in Selbstverteidigung. Basierend auf diesem Prinzip ist der Libertarismus auch gegen Kolonialismus, Imperialismus und Interventionen im Ausland.


    Der Libertarismus ist keine neumodische Philosophie; er beruht auf einer uralten Tradition. Die Ideen der großen liberalen Denker des 17. und 18. Jahrhunderts waren dem libertären Ideal sehr nahe. Heute bezeichnen wir ihre Philosophie als »klassisch liberal«, um sie vom gegenwärtigen »Liberalismus« zu unterscheiden, der in Wirklichkeit eher eine Variante der Sozialdemokratie ist als eine Philosophie der Freiheit. Seit dem 19. Jahrhundert wurde der Libertarismus sowohl von etlichen individualanarchistischen und »anarchokapitalistischen« Autoren als auch klassisch-liberalen Ökonomen der Österreichischen Schule verteidigt. Ein gegenwärtiges akademisches Zentrum des Libertarismus in den USA ist das Mises Institute, benannt nach dem großen österreichischen Ökonomen des freien Marktes, Ludwig von Mises. Im Jahr 1974 erhielt Friedrich August von Hayek, ein Schüler von Mises, den Nobelpreis in Ökonomie. Der berühmteste libertäre Denker des 20. Jahrhunderts war ein anderer Student von Mises, der amerikanische Ökonom und Allround-Intellektuelle Murray Rothbard. Sein Buch For a New Liberty (»Eine neue Freiheit«) ist wahrscheinlich immer noch die beste verfügbare Einführung in den Libertarismus.


    Mises und Rothbard haben jedoch niemals eine strenge Analyse des Phänomens der Demokratie erarbeitet. Der erste libertäre Denker, der das getan hat, ist der deutsche Ökonom Hans-Hermann Hoppe, der in der Türkei lebt und arbeitet. Sein Buch Democracy – The God That Failed (2001; dt. »Demokratie. Der Gott, der keiner ist«) ist zur Zeit das libertäre Standardwerk in diesem Bereich.


    In den letzten Jahren hat die Idee der Demokratie, zum Teil dank Hoppes Werk, mehr Aufmerksamkeit von libertären Autoren erfahren, aber die meisten ihrer kritischen Beurteilungen finden sich nur in Aufsätzen, die in verschiedenen Zeitschriften und auf libertären Webseiten wie Mises.org erschienen sind. Soweit wir wissen, ist niemals eine vollständige populäre libertäre Kritik der Demokratie erschienen. Wir hoffen, diese Lücke mit diesem Buch geschlossen zu haben.


    Mehr Informationen über dieses Buch finden Sie auf unserer Webseite www.demokratiemythen.de. Mehr Informationen über den Libertarismus können Sie in niederländischer Sprache auf der Webseite von Frank Karsten lesen:
 www.meervrijheid.nl.

  


  
    Einige Zitate über Demokratie


    »Demokratie ist, wenn zwei Wölfe und ein Lamm darüber abstimmen, was sie zu Mittag essen sollen. Freiheit ist ein gut bewaffnetes Lamm, das die Abstimmung anficht.«


    Benjamin Franklin, Staatsmann, Wissenschaftler, Philosoph und einer der Gründerväter der Vereinigten Staaten


    »Demokratie währt niemals lange. Schnell zehrt sie sich auf, erschöpft und mordet sich selbst. Es gab niemals eine Demokratie, die nicht Selbstmord begangen hätte.«


    John Adams, zweiter Präsident der Vereinigten Staaten


    »Demokratie ist nicht mehr als Pöbelherrschaft, wo 51 Prozent der Menschen den anderen 49 Prozent ihre Rechte nehmen dürfen.«


    Thomas Jefferson, dritter Präsident der Vereinigten Staaten


    »Wir glauben, dass Sozialismus und Demokratie eins und untrennbar sind.«


    Sozialistische Partei der USA


    »Jede Abstimmung ist eine Art Versteigerung im Voraus von gestohlenen Gütern.«


    H. L. Mencken (1880–1956), amerikanischer Journalist und Essayist


    »Wo aber sollen wir hinkommen und wie wollen wir den Fortschritt aufrechterhalten, wenn wir uns immer mehr in eine Form des Zusammenlebens von Menschen begeben, in der niemand mehr die Verantwortung für sich selbst zu übernehmen bereit ist und jedermann Sicherheit im Kollektiv gewinnen möchte. Ich habe diese Flucht vor der Eigenverantwortung drastisch genug gekennzeichnet, wenn ich sagte, dass, falls diese Sucht weiter um sich greift, wir in eine gesellschaftliche Ordnung schlittern, in der jeder die Hand in der Tasche des anderen hat.«


    Ludwig Erhard, ehemaliger deutscher Bundeskanzler und Architekt des deutschen Nachkriegswirtschaftswunders


    »Unbeschränkte Demokratie ist, genauso wie Oligarchie, eine auf eine große Gruppe von Menschen ausgedehnte Tyrannei.«


    Aristoteles


    »Der Staat – das ist die große Fiktion, durch welche jedermann auf Kosten von jedermann leben kann.«


    Frédéric Bastiat (1801–1850), französischer klassisch-liberaler Theoretiker und politischer Ökonom


    »Wenn die Leute herausfinden, dass sie sich selbst Geld wählen können, dann wird dies das Ende der Republik einläuten.«


    Benjamin Franklin, Staatsmann, Wissenschaftler, Philosoph und einer der Gründerväter der Vereinigten Staaten


    »Diejenigen, die mehr Staatseingriffe fordern, fordern letztlich mehr Zwang und weniger Freiheit.«


    Ludwig von Mises, österreichischer Ökonom und großer Verteidiger des freien Marktes


    »Demokratie ist der Wille des Volkes. Jeden Morgen lese ich überrascht in der Zeitung, was ich will.«


    Wim Kan, niederländischer Komiker
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